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Ubersicht iiber die wesentlichen Vertragsbestimmungen und Entgelte

Der BGH hat mit Urteil vom 27. April 2021 (Az. XI ZR 26/20) die Anderungsmechanismen in die
Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 12 Abs. 5 AGB-Banken fiir unwirksam erklart, sodass es einer

Neuvereinbarung der verwendeten Allgemeinen Geschaftsbedingungen und
Sonderbedingungen bedarf.

Die Neuvereinbarung umfasst:

1. Allgemeinen Geschaftsbedingungen der Volksbanken und Raiffeisenbanken
(AGBBanken)

2. Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr

3. Sonderbedingungen fiir den Lastschriftverkehr

L. Sonderbedingungen fiir den Scheckverkehr

5. Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)

6. Sonderbedingungen fiir die Abholung von Briefen und fiir die Uberlassung von

7. Briefschlie3fachern

8. Sonderbedingungen fiir das Online-Banking

9. Sonderbedingungen fiir die Nutzung des elektronischen Postfachs

10. Sonderbedingungen fiir den Sparverkehr

11. Sonderbedingungen fiir die Vermietung von Schrankfachern

12. Sonderbedingungen fiir Wertpapiergeschafte

13. Sonderbedingungen fiir Gemeinschaftskonten

14. Sonderbedingungen fiir Multibanking-Zusatzdienste im Online-Banking

15. Sonderbedingungen fiir die digitale girocard

16. Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise fiir die gesicherte Authentifizierung bei

17. Zahlungen mit der girocard (Debitkarte) im Internet

18. Preis- und Leistungsverzeichnis

19. Girokontomodelle fiir Privatkunden

20. Girokontomodelle fiir Firmenkunden

Die Neuvereinbarung umfasst ferner das Preis- und Leistungsverzeichnis.

Die aufgefiihrten Bedingungen sind beigefiigt. Erlauterungen zu den wesentlichen
Anderungen kénnen Sie dieser Ubersicht entnehmen.

Bitte haben Sie Verstindnis dafiir, dass diese Ubersicht auch Bedingungstexte fiir Produkte
enthalten kann, deren Nutzung Sie aktuell nicht mit uns vereinbart haben. In diesem Fall sind
die entsprechenden Bedingungen fiir Sie gegenstandslos. Die Bedingungen entfalten erstim

Zusammenwirken mit den jeweiligen Produktvertragen ihre Wirkung.
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Nummer 11 dieser Geschaftsbedingungen aufgefiihrten Mitwirkungs-
pflichten) zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich
nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank
und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Weitergeleitete Auftrige

Wenn ein Auftrag seinem Inhalt nach typischerweise in der Form
ausgefiihrt wird, dass die Bank einen Dritten mit der weiteren Erledi-
gung betraut, erfillt die Bank den Auftrag dadurch, dass sie ihn im
eigenen Namen an den Dritten weiterleitet (weitergeleiteter Auftrag).
Dies betrifft zum Beispiel die Einholung von Bankauskiinften bei
anderen Kreditinstituten oder die Verwahrung und Verwaltung von
Wertpapieren im Ausland. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung
der Bank auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung des Dritten.

(3) Stérung des Betriebs

Die Bank haftet nicht fiir Schaden, die durch hohere Gewalt, Aufruhr,
Kriegs- und Naturereignisse oder durch sonstige von ihr nicht zu
vertretende Vorkommnisse (zum Beispiel Streik, Aussperrung, Verkehrs-
stérung, Verfiigungen von hoher Hand im In- oder Ausland) eintreten.

L4 Grenzen der Aufrechnungsbefugnis des Kunden, der
kein Verbraucher ist

Ein Kunde, der kein Verbraucher ist, kann gegen Forderungen der Bank
nur aufrechnen, wenn seine Forderungen unbestritten oder rechtskraf-
tig festgestellt sind. Diese Aufrechnungsbeschrankung gilt nicht fiir eine
vom Kunden zur Aufrechnung gestellte Forderung, die ihren Rechts-
grund in einem Darlehen oder einer Finanzierungshilfe gema §§ 513,
491 bis 512 BGB hat.

5 Verfiigungsberechtigung nach dem Tod des Kunden

Nach dem Tod des Kunden hat derjenige, der sich gegeniiber der Bank
auf die Rechtsnachfolge des Kunden beruft, der Bank seine erbrechtli-
che Berechtigung in geeigneter Weise nachzuweisen. Wird der Bank eine
Ausfertigung oder eine beglaubigte Abschrift der letztwilligen
Verfiigung (Testament, Erbvertrag) nebst zugehdriger Erdffnungs-
niederschrift vorgelegt, darf die Bank denjenigen, der darin als Erbe
oder Testamentsvollstrecker bezeichnet ist, als Berechtigten ansehen,
ihn verfiigen lassen und insbesondere mit befreiender Wirkung an ihn
leisten. Dies gilt nicht, wenn der Bank bekannt ist, dass der dort
Genannte (zum Beispiel nach Anfechtung oder wegen Nichtigkeit des
Testaments) nicht verfiigungsberechtigt ist, oder wenn ihr dies infolge
Fahrlassigkeit nicht bekannt geworden ist.

6 ManBgebliches Recht und Gerichtsstand bei kauf-
maéannischen und 6ffentlich-rechtlichen Kunden

(1) Geltung deutschen Rechts

Fur die Geschiaftsverbindung zwischen dem Kunden und der Bank gilt
deutsches Recht.

(2) Gerichtsstand fiir Inlandskunden

Ist der Kunde ein Kaufmann und ist die streitige Geschaftsbeziehung
dem Betriebe seines Handelsgewerbes zuzurechnen, so kann die Bank
diesen Kunden an dem fiir die kontofiihrende Stelle zustandigen Gericht
oder bei einem anderen zustandigen Gericht verklagen; dasselbe gilt fir
eine juristische Person des offentlichen Rechts und fiir offentlich-
rechtliche Sondervermdgen. Die Bank selbst kann von diesen Kunden
nur an dem fir die kontofiihrende Stelle zustéandigen Gericht verklagt
werden.

(3) Gerichtsstand fiir Auslandskunden

Die Gerichtsstandsvereinbarung gilt auch fiir Kunden, die im Ausland
eine vergleichbare gewerbliche Tatigkeit ausiiben, sowie fur auslandi-
sche Institutionen, die mit inldndischen juristischen Personen des
offentlichen Rechts oder mit einem inlandischen &ffentlich-rechtlichen
Sondervermdgen vergleichbar sind.
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Kontofiihrung

7 Rechnungsabschliisse bei Kontokorrentkonten (Konten
in laufender Rechnung)
(1) Erteilung der Rechnungsabschliisse

Die Bank erteilt bei einem Kontokorrentkonto, sofern nicht etwas
anderes vereinbart ist, jeweils zum Ende eines Kalenderquartals einen
Rechnungsabschluss; dabei werden die in diesem Zeitraum entstande-
nen beiderseitigen Anspriiche (einschlieBlich der Zinsen und Entgelte
der Bank) verrechnet. Die Bank kann auf den Saldo, der sich aus der
Verrechnung ergibt, nach Nummer 12 dieser Geschaftsbedingungen
oder nach der mit dem Kunden anderweitig getroffenen Vereinbarung
Zinsen berechnen.

(2) Frist fiir Einwendungen; Genehmigung durch Schweigen

Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstandigkeit eines Rech-
nungsabschlusses hat der Kunde spatestens vor Ablauf von sechs
Wochen nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen
in Textform geltend, genlgt die Absendung innerhalb der Sechs-
Wochen-Frist. Das Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als
Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Rech-
nungsabschlusses besonders hinweisen. Der Kunde kann auch nach
Fristablauf eine Berichtigung des Rechnungsabschlusses verlangen,
muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht sein Konto belastet oder eine
ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

8 Storno- und Berichtigungsbuchungen der Bank
(1) Vor Rechnungsabschluss

Fehlerhafte Gutschriften auf Kontokorrentkonten (zum Beispiel wegen
einer falschen Kontonummer) darf die Bank bis zum nichsten Rech-
nungsabschluss durch eine Belastungsbuchung riickgdangig machen, so-
weit ihr ein Riickzahlungsanspruch gegen den Kunden zusteht (Storno-
buchung). Der Kunde kann in diesem Fall gegen die Belastungsbuchung
nicht einwenden, dass er in Hohe der Gutschrift bereits verfugt hat.

(2) Nach Rechnungsabschluss

Stellt die Bank eine fehlerhafte Gutschrift erst nach einem Rechnungs-
abschluss fest und steht ihr ein Rickzahlungsanspruch gegen den
Kunden zu, so wird sie in Hohe ihres Anspruchs sein Konto belasten (Be-
richtigungsbuchung). Erhebt der Kunde gegen die Berichtigungs-
buchung Einwendungen, so wird die Bank den Betrag dem Konto wieder
gutschreiben und ihren Rickzahlungsanspruch gesondert geltend
machen.

(3) Information des Kunden; Zinsberechnung

Uber Storno- und Berichtigungsbuchungen wird die Bank den Kunden
unverziiglich unterrichten. Die Buchungen nimmt die Bank hinsichtlich
der Zinsberechnung riickwirkend zu dem Tag vor, an dem die fehlerhafte
Buchung durchgefiihrt wurde.

9 Einzugsauftriage
(1) Erteilung von Vorbehaltsgutschriften bei der Einreichung

Schreibt die Bank den Gegenwert von Schecks und Lastschriften schon
vor ihrer Einldsung gut, geschieht dies unter dem Vorbehalt ihrer
Einlésung, und zwar auch dann, wenn diese bei der Bank selbst zahlbar
sind. Reicht der Kunde andere Papiere mit dem Auftrag ein, von einem
Zahlungspflichtigen einen Forderungsbetrag zu beschaffen (zum
Beispiel Zinsscheine), und erteilt die Bank iiber den Betrag eine
Gutschrift, so steht diese unter dem Vorbehalt, dass die Bank den Betrag
erhalt. Der Vorbehalt gilt auch dann, wenn die Schecks, Lastschriften
und anderen Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Werden Schecks
oder Lastschriften nicht eingeldst oder erhalt die Bank den Betrag aus
dem Einzugsauftrag nicht, macht die Bank die Vorbehaltsgutschrift
riickgéngig. Dies geschieht unabhangig davon, ob in der Zwischenzeit
ein Rechnungsabschluss erteilt wurde.

(2) Einlésung von Lastschriften und vom Kunden ausgestellter Schecks

Lastschriften sowie Schecks sind eingeldst, wenn die Belastungsbu-
chung nicht sp3testens am zweiten Bankarbeitstag® - bei Lastschriften
im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nicht spatestens am dritten Bank-
arbeitstag® — nach ihrer Vornahme riickgidngig gemacht wird. Barschecks
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sind bereits mit Zahlung an den Scheckvorleger eingeldst. Schecks sind
auch schon dann eingeldst, wenn die Bank im Einzelfall eine Bezahlt-
meldung absendet. Schecks, die liber die Abrechnungsstelle der Bun-
desbank vorgelegt werden, sind eingeldst, wenn sie nicht bis zu dem
von der Bundesbank festgesetzten Zeitpunkt zurlickgegeben werden.

10 Fremdwiahrungsgeschédfte und Risiken bei Fremd-
wahrungskonten
(1) Auftragsausfiihrung bei Fremdwihrungskonten

Fremdwahrungskonten des Kunden dienen dazu, Zahlungen an den
Kunden und Verfligungen des Kunden in fremder Wahrung bargeldlos
abzuwickeln. Verfligungen iiber Guthaben auf Fremdwé&hrungskonten
(zum Beispiel durch Uberweisungen zulasten des Fremdwihrungsgut-
habens) werden unter Einschaltung von Banken im Heimatland der
Wahrung abgewickelt, wenn sie die Bank nicht vollstandig innerhalb des
eigenen Hauses ausfihrt.

(2) Gutschriften bei Fremdwihrungsgeschiften mit dem Kunden

SchlieBt die Bank mit dem Kunden ein Geschift (zum Beispiel ein
Devisentermingeschift) ab, aus dem sie die Verschaffung eines Betrags
in fremder Wahrung schuldet, wird sie ihre Fremdwahrungsverbindlich-
keit durch Gutschrift auf dem Konto des Kunden in dieser Wahrung
erfiillen, sofern nicht etwas anderes vereinbart ist.

(3) Voriibergehende Beschrinkung der Leistung durch die Bank

Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer Verfliigung zulasten
eines Fremdwihrungsguthabens (Absatz 1) oder zur Erfiillung einer
Fremdwahrungsverbindlichkeit (Absatz 2) ist in dem Umfang und so
lange ausgesetzt, wie die Bank in der Wahrung, auf die das Fremdwah-
rungsguthaben oder die Verbindlichkeit lautet, wegen politisch beding-
ter MafBnahmen oder Ereignisse im Lande dieser Wahrung nicht oder nur
eingeschrankt verfligen kann. In dem Umfang und solange diese
MaBnahmen oder Ereignisse andauern, ist die Bank auch nicht zu einer
Erfullung an einem anderen Ort auBerhalb des Landes der Wahrung, in
einer anderen Wihrung (auch nicht in Euro) oder durch Anschaffung von
Bargeld verpflichtet. Die Verpflichtung der Bank zur Ausfiihrung einer
Verfligung zulasten eines Fremdwahrungsguthabens ist dagegen nicht
ausgesetzt, wenn sie die Bank vollstandig im eigenen Haus ausfiihren
kann. Das Recht des Kunden und der Bank, fallige gegenseitige
Forderungen in derselben Wahrung miteinander zu verrechnen, bleibt
von den vorstehenden Regelungen unberiihrt.

(4) Wechselkurs

Die Bestimmung des Wechselkurses bei Fremdwahrungsgeschiaften
ergibt sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Bei Zahlungs-
diensten gilt erganzend der Zahlungsdiensterahmenvertrag.

Mitwirkungspflichten des Kunden
11 Mitwirkungspflichten des Kunden

(1) Mitteilungen von Anderungen

Zur ordnungsgemafen Abwicklung des Geschaftsverkehrs ist es erfor-
derlich, dass der Kunde der Bank Anderungen seines Namens und seiner
Anschrift sowie das Erléschen oder die Anderung einer gegeniiber der
Bank erteilten Vertretungsmacht (insbesondere einer Vollmacht) unver-
zliglich mitteilt. Diese Mitteilungspflicht besteht auch dann, wenn die
Vertretungsmacht in ein éffentliches Register (zum Beispiel in das Han-
delsregister) eingetragen ist und ihr Erléschen oder ihre Anderung in
dieses Register eingetragen wird. Dariiber hinaus kénnen sich weiterge-
hende gesetzliche Mitteilungspflichten, insbesondere aus dem Geld-
waschegesetz, ergeben.

(2) Klarheit von Auftragen

Auftrage missen ihren Inhalt zweifelsfrei erkennen lassen. Nicht eindeu-
tig formulierte Auftrage konnen Rickfragen zur Folge haben, die zu
Verzégerungen fithren kénnen. Vor allem hat der Kunde bei Auftragen
auf die Richtigkeit und Vollstandigkeit seiner Angaben, insbesondere
der Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN2? und BIC3, sowie der
Wihrung zu achten. Anderungen, Bestitigungen oder Wiederholungen
von Auftragen missen als solche gekennzeichnet sein.
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(3) Besonderer Hinweis bei Eilbediirftigkeit der Ausfiihrung eines
Auftrags

Halt der Kunde bei der Ausfiihrung eines Auftrags besondere Eile fiir
notig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei formularmafig er-
teilten Auftragen muss dies auBerhalb des Formulars erfolgen.

(4) Priifung und Einwendungen bei Mitteilungen der Bank

Der Kunde hat Kontoausziige, Wertpapierabrechnungen, Depot- und Er-
tragnisaufstellungen, sonstige Abrechnungen, Anzeigen iber die Aus-
flhrung von Auftragen sowie Informationen uber erwartete Zahlungen
und Sendungen (Avise) auf ihre Richtigkeit und Vollstindigkeit unver-
zliglich zu Uberpriifen und etwaige Einwendungen unverziiglich zu er-
heben.

(5) Benachrichtigung der Bank bei Ausbleiben von Mitteilungen

Falls Rechnungsabschliisse und Depotaufstellungen dem Kunden nicht
zugehen, muss er die Bank unverziglich benachrichtigen. Die Benach-
richtigungspflicht besteht auch beim Ausbleiben anderer Mitteilungen,
deren Eingang der Kunde erwartet (Wertpapierabrechnungen, Konto-
ausziige nach der Ausfiihrung von Auftragen des Kunden oder iber Zah-
lungen, die der Kunde erwartet).

Kosten der Bankdienstleistungen

12 Zinsen, Entgelte und Auslagen
(1) Zinsen und Entgelte im Privatkundengeschift

Die Hohe der Zinsen und Entgelte fir die im Privatkundengeschaft tbli-
chen Kredite und Leistungen ergibt sich aus dem ,,Preisaushang — Regel-
sdtze im standardisierten Privatkundengeschaft” und erganzend aus
dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Wenn ein Kunde einen dort auf-
gefiihrten Kredit oder eine dort aufgefiihrte Hauptleistung in Anspruch
nimmt und dabei keine abweichende Vereinbarung getroffen wurde,
gelten die zu diesem Zeitpunkt im ,Preisaushang” oder ,Preis- und Leis-
tungsverzeichnis” angegebenen Zinsen und Entgelte. Eine Vereinba-
rung, die auf eine Uiber das vereinbarte Entgelt fiir die Hauptleistung hi-
nausgehende Zahlung des Verbrauchers gerichtet ist, kann die Bank mit
dem Verbraucher nur ausdriicklich treffen, auch wenn sie im ,Preisaus-
hang“ oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesen ist. Fir die
Vergutung der darin nicht aufgefiihrten Hauptleistungen, die im Auftrag
des Kunden oder in dessen mutmaflichem Interesse erbracht werden
und die, nach den Umstanden zu urteilen, nur gegen eine Verglitung zu
erwarten sind, gelten, soweit keine andere Vereinbarung getroffen wur-
de, die gesetzlichen Vorschriften.

(2) Zinsen und Entgelte auBerhalb des Privatkundengeschifts

AuBerhalb des Privatkundengeschafts bestimmt die Bank, sofern keine
andere Vereinbarung getroffen wurde und gesetzliche Bestimmungen
dem nicht entgegenstehen, die Hohe von Zinsen und Entgelten nach
billigem Ermessen (§ 315 des Biirgerlichen Gesetzbuchs).

(3) Nicht entgeltfihige Leistung

Fur eine Leistung, zu deren Erbringung die Bank kraft Gesetzes oder
aufgrund einer vertraglichen Nebenpflicht verpflichtet ist oder die sie im
eigenen Interesse wahrnimmt, wird die Bank kein Entgelt berechnen, es
sei denn, es ist gesetzlich zulassig und wird nach MaB3gabe der gesetzli-
chen Regelung erhoben.

(4) Anderung von Zinsen; Kiindigungsrecht des Kunden bei Erh6hung

Die Anderung der Zinsen bei Krediten mit einem veranderlichen Zinssatz
erfolgt aufgrund der jeweiligen Kreditvereinbarungen mit dem Kunden.
Die Bank wird dem Kunden Anderungen von Zinsen mitteilen. Bei einer
Erh6hung kann der Kunde, sofern nichts anderes vereinbart ist, die da-
von betroffene Kreditvereinbarung innerhalb von sechs Wochen nach
der Bekanntgabe der Anderung mit sofortiger Wirkung kiindigen. Kiin-
digt der Kunde, so werden die erhéhten Zinsen fir die gekiindigte Kre-
ditvereinbarung nicht zugrunde gelegt. Die Bank wird zur Abwicklung
eine angemessene Frist einrdumen.

(5) Anderungen von Entgelten bei typischerweise dauerhaft in An-
spruch genommenen Leistungen

Anderungen von Entgelten fiir Bankleistungen, die von Kunden im Rah-
men der Geschaftsverbindung typischerweise dauerhaft in Anspruch ge-
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nommen werden (zum Beispiel Konto- und Depotfiihrung), werden dem
Kunden spéatestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt
ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der
Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elektronischen Kom-
munikationsweg vereinbart (zum Beispiel das OnlineBanking), kénnen
die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der
Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde
diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts, das
auf eine Uber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung eines Ver-
brauchers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Verbraucher nur aus-
driicklich treffen.

(6) Auslagen

Die Aufwendungsersatzanspriiche der Bank richten sich nach den ge-
setzlichen Vorschriften.

(7) Besonderheiten bei Verbraucherdarlehensvertrigen und Zahlungs-
dienstevertriagen mit Verbrauchern fiir Zahlungen

Bei Verbraucherdarlehensvertragen und Zahlungsdienstevertragen mit
Verbrauchern fiir Zahlungen richten sich die Zinsen und die Kosten
(Entgelte, Auslagen) nach den jeweiligen vertraglichen Vereinbarungen
und Sonderbedingungen sowie erganzend nach den gesetzlichen Vor-
schriften.

Sicherheiten fiir die Anspriiche der Bank gegen
den Kunden

13 Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten
(1) Anspruch der Bank auf Bestellung von Sicherheiten

Die Bank kann fiir alle Anspriiche aus der bankmafBigen Geschaftsver-
bindung die Bestellung bankmaBiger Sicherheiten verlangen, und zwar
auch dann, wenn die Anspriiche bedingt sind (zum Beispiel Aufwen-
dungsersatzanspruch wegen der Inanspruchnahme aus einer fiir den
Kunden iibernommenen Biirgschaft). Hat der Kunde gegeniiber der Bank
eine Haftung fir Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank
tibernommen (zum Beispiel als Biirge), so besteht fiir die Bank ein
Anspruch auf Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten im Hinblick
auf die aus der Haftungsiibernahme folgende Schuld jedoch erst ab
ihrer Falligkeit.

(2) Verinderungen des Risikos

Hat die Bank bei der Entstehung von Anspriichen gegen den Kunden
zunachst ganz oder teilweise davon abgesehen, die Bestellung oder
Verstarkung von Sicherheiten zu verlangen, kann sie auch spater noch
eine Besicherung fordern. Voraussetzung hierfiir ist jedoch, dass
Umstande eintreten oder bekannt werden, die eine erhohte Risikobe-
wertung der Anspriiche gegen den Kunden rechtfertigen. Dies kann
insbesondere der Fall sein, wenn

- sich die wirtschaftlichen Verhaltnisse des Kunden nachteilig veran-

dert haben oder sich zu verdndern drohen oder
- sich die vorhandenen Sicherheiten wertmaBig verschlechtert haben
oder zu verschlechtern drohen.

Der Besicherungsanspruch der Bank besteht nicht, wenn ausdriicklich
vereinbart ist, dass der Kunde keine oder ausschlieB8lich im Einzelnen
benannte Sicherheiten zu bestellen hat. Bei Verbraucherdarlehensver-
tragen besteht ein Anspruch auf die Bestellung oder Verstarkung von
Sicherheiten nur, soweit die Sicherheiten im Kreditvertrag angegeben
sind. Ubersteigt der Nettodarlehensbetrag 75.000 Euro, besteht der
Anspruch auf Bestellung oder Verstarkung auch dann, wenn in einem
vor dem 21. Marz 2016 abgeschlossenen Verbraucherdarlehensvertrag
oder in einem ab dem 21. Marz 2016 abgeschlossenen Allgemein-
Verbraucherdarlehensvertrag im Sinne von § 491 Abs. 2 BGB keine oder
keine abschlieBende Angabe uiber Sicherheiten enthalten ist.

(3) Fristsetzung fiir die Bestellung oder Verstirkung von Sicherheiten

Fir die Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten wird die Bank eine
angemessene Frist einrdumen. Beabsichtigt die Bank, von ihrem Recht
zur fristlosen Kiindigung nach Nummer 19 Absatz 3 dieser Geschiftsbe-
dingungen Gebrauch zu machen, falls der Kunde seiner Verpflichtung
zur Bestellung oder Verstarkung von Sicherheiten nicht fristgerecht
nachkommt, wird sie ihn zuvor hierauf hinweisen.
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14 Vereinbarung eines Pfandrechts zugunsten der Bank
(1) Einigung iiber das Pfandrecht

Der Kunde und die Bank sind sich dariiber einig, dass die Bank ein
Pfandrecht an den Wertpapieren und Sachen erwirbt, an denen eine in-
landische Geschaftsstelle im bankmaBigen Geschaftsverkehr Besitz
erlangt hat oder noch erlangen wird. Die Bank erwirbt ein Pfandrecht
auch an den Anspriichen, die dem Kunden gegen die Bank aus der
bankméaBigen Geschaftsverbindung zustehen oder kiinftig zustehen
werden (zum Beispiel Kontoguthaben).

(2) Gesicherte Anspriiche

Das Pfandrecht dient der Sicherung aller bestehenden, kiinftigen und
bedingten Anspriiche, die der Bank mit ihren samtlichen in- und
auslandischen Geschaftsstellen aus der bankmé&Rigen Geschaftsverbin-
dung gegen den Kunden zustehen. Hat der Kunde gegeniiber der Bank
eine Haftung fiir Verbindlichkeiten eines anderen Kunden der Bank
{ibernommen (zum Beispiel als Biirge), so sichert das Pfandrecht die aus
der Haftungsiibernahme folgende Schuld jedoch erst ab ihrer Falligkeit.

(3) Ausnahmen vom Pfandrecht

Gelangen Gelder oder andere Werte mit der MaB3gabe in die Verfi-
gungsgewalt der Bank, dass sie nur fir einen bestimmten Zweck ver-
wendet werden diirfen (zum Beispiel Bareinzahlung zur Einlésung eines
Wechsels), erstreckt sich das Pfandrecht der Bank nicht auf diese Werte.
Dasselbe gilt fiir die von der Bank selbst ausgegebenen Genussrechte,
fir Anspriiche des Kunden gegen die Bank aus nachrangigen Verbind-
lichkeiten sowie fiir die Wertpapiere, die die Bank im Ausland fiir den
Kunden verwahrt.

(4) Zins- und Gewinnanteilscheine

Unterliegen dem Pfandrecht der Bank Wertpapiere, ist der Kunde nicht
berechtigt, die Herausgabe der zu diesen Papieren gehérenden Zins-
und Gewinnanteilscheine zu verlangen.

15 Sicherungsrechte bei Einzugspapieren und diskon-
tierten Wechseln
(1) Sicherungsiibereignung

Die Bank erwirbt an den ihr zum Einzug eingereichten Schecks und
Wechseln im Zeitpunkt der Einreichung Sicherungseigentum. An diskon-
tierten Wechseln erwirbt die Bank im Zeitpunkt des Wechselankaufs
uneingeschranktes Eigentum; belastet sie diskontierte Wechsel dem
Konto zuriick, so verbleibt ihr das Sicherungseigentum an diesen
Wechseln.

(2) Sicherungsabtretung

Mit dem Erwerb des Eigentums an Schecks und Wechseln gehen auch
die zugrunde liegenden Forderungen auf die Bank liber; ein Forderungs-
Uibergang findet ferner statt, wenn andere Papiere zum Einzug einge-
reicht werden (zum Beispiel Lastschriften, kaufmannische Handelspa-
piere).

(3) Zweckgebundene Einzugspapiere

Werden der Bank Einzugspapiere mit der Ma3gabe eingereicht, dass ihr
Gegenwert nur fir einen bestimmten Zweck verwendet werden darf, er-
strecken sich die Sicherungsiibereignung und die Sicherungsabtretung
nicht auf diese Papiere.

(4) Gesicherte Anspriiche der Bank

Das Sicherungseigentum und die Sicherungsabtretung dienen der Siche-
rung aller Anspriiche, die der Bank gegen den Kunden bei Einreichung
von Einzugspapieren aus seinen Kontokorrentkonten zustehen oder die
infolge der Rickbelastung nicht eingeloster Einzugspapiere oder
diskontierter Wechsel entstehen. Auf Anforderung des Kunden nimmt
die Bank eine Ruckubertragung des Sicherungseigentums an den
Papieren und der auf sie Uibergegangenen Forderungen an den Kunden
vor, falls ihr im Zeitpunkt der Anforderung keine zu sichernden
Anspriiche gegen den Kunden zustehen und sie ihn iber den Gegenwert
der Papiere vor deren endgiiltiger Bezahlung nicht verfiigen lasst.
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16 Begrenzung des Besicherungsanspruchs und Freiga-
beverpflichtung

(1) Deckungsgrenze

Die Bank kann ihren Anspruch auf Bestellung oder Verstdrkung von
Sicherheiten so lange geltend machen, bis der realisierbare Wert aller
Sicherheiten dem Gesamtbetrag aller Anspriiche aus der bankméBigen
Geschiftsverbindung (Deckungsgrenze) entspricht.

(2) Freigabe

Falls der realisierbare Wert aller Sicherheiten die Deckungsgrenze nicht
nur voriibergehend Ubersteigt, hat die Bank auf Verlangen des Kunden
Sicherheiten nach ihrer Wahl freizugeben, und zwar in Hohe des die
Deckungsgrenze Ubersteigenden Betrags; sie wird bei der Auswahl frei-
zugebender Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und
eines dritten Sicherungsgebers, der fiir die Verbindlichkeiten des
Kunden Sicherheiten bestellt hat, Riicksicht nehmen. In diesem Rahmen
ist die Bank auch verpflichtet, Auftrage des Kunden ber die dem Pfand-
recht unterliegenden Werte auszufilhren (zum Beispiel Verkauf von
Wertpapieren, Auszahlung von Sparguthaben).

(3) Sondervereinbarungen

Ist fir eine bestimmte Sicherheit ein anderer Bewertungsmafstab als der
realisierbare Wert oder ist eine andere Deckungsgrenze oder ist eine
andere Grenze fiir die Freigabe von Sicherheiten vereinbart, so sind
diese mafRgeblich.

17 Verwertung von Sicherheiten
(1) Wahlrecht der Bank

Wenn die Bank verwertet, hat sie unter mehreren Sicherheiten die Wahl.
Sie wird bei der Verwertung und bei der Auswahl der zu verwertenden
Sicherheiten auf die berechtigten Belange des Kunden und eines dritten
Sicherungsgebers, der fir die Verbindlichkeiten des Kunden
Sicherheiten bestellt hat, Rlicksicht nehmen.

(2) Erlésgutschrift nach dem Umsatzsteuerrecht

Wenn der Verwertungsvorgang der Umsatzsteuer unterliegt, wird die
Bank dem Kunden iiber den Erlds eine Gutschrift erteilen, die als Rech-
nung fiir die Lieferung der als Sicherheit dienenden Sache gilt und den
Voraussetzungen des Umsatzsteuerrechts entspricht.

Kiindigung

18 Kiindigungsrechte des Kunden
(1) Jederzeitiges Kiindigungsrecht

Der Kunde kann die gesamte Geschéaftsverbindung oder einzelne
Geschiftsbeziehungen (zum Beispiel den Scheckvertrag), fir die weder
eine Laufzeit noch eine abweichende Kiindigungsregelung vereinbart
ist, jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen.

(2) Kiindigung aus wichtigem Grund

Ist fir eine Geschaftsbeziehung eine Laufzeit oder eine abweichende
Kiindigungsregelung vereinbart, kann eine fristlose Kiindigung nur dann
ausgesprochen werden, wenn hierfiir ein wichtiger Grund vorliegt, der
es dem Kunden, auch unter Beriicksichtigung der berechtigten Belange
der Bank, unzumutbar werden lasst, die Geschaftsbeziehung fortzu-
setzen.

(3) Gesetzliche Kiindigungsrechte
Gesetzliche Kiindigungsrechte bleiben unberiihrt.

19 Kiindigungsrechte der Bank
(1) Kiindigung unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist

Die Bank kann die gesamte Geschaftsverbindung oder einzelne
Geschiftsbeziehungen, fir die weder eine Laufzeit noch eine abwei-
chende Kiindigungsregelung vereinbart ist, jederzeit unter Einhaltung
einer angemessenen Kiindigungsfrist kiindigen (zum Beispiel den
Scheckvertrag, der zur Nutzung von Scheckvordrucken berechtigt). Bei
der Bemessung der Kiindigungsfrist wird die Bank auf die berechtigten
Belange des Kunden Ricksicht nehmen. Fir die Kindigung eines
Zahlungsdiensterahmenvertrags (zum Beispiel laufendes Konto oder
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Kartenvertrag) und eines Depots betrigt die Kiindigungsfrist mindes-
tens zwei Monate.

(2) Kiindigung unbefristeter Kredite

Kredite und Kreditzusagen, fiir die weder eine Laufzeit noch eine
abweichende Kiindigungsregelung vereinbart ist, kann die Bank jeder-
zeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist kiindigen. Die Bank wird bei
der Ausiibung dieses Kiindigungsrechts auf die berechtigten Belange
des Kunden Riicksicht nehmen.

Soweit das Birgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fiir die Kiindi-
gung eines Verbraucherdarlehensvertrags vorsieht, kann die Bank nur
nach MaBgabe dieser Regelungen kiindigen.

(3) Kiindigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist

Eine fristlose Kiindigung der gesamten Geschéftsverbindung oder
einzelner Geschaftsbeziehungen ist zuldssig, wenn ein wichtiger Grund
vorliegt, der der Bank deren Fortsetzung auch unter Beriicksichtigung
der berechtigten Belange des Kunden unzumutbar werden lasst. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor,

- wenn der Kunde unrichtige Angaben uber seine Vermdgensverhalt-
nisse gemacht hat, die fir die Entscheidung der Bank Uber eine Kre-
ditgewahrung oder tiber andere mit Risiken fiir die Bank verbundenen
Geschifte (zum Beispiel Aushindigung einer Zahlungskarte) von
erheblicher Bedeutung waren; bei Verbraucherdarlehen gilt dies nur,
wenn der Kunde fiir die Kreditwirdigkeitspriifung relevante Infor-
mationen wissentlich vorenthalten oder diese gefalscht hat und dies
zu einem Mangel der Kreditwiirdigkeitsprifung gefiihrt hat oder

+ wenn eine wesentliche Verschlechterung der Vermogensverhaltnisse
des Kunden oder der Werthaltigkeit einer Sicherheit eintritt oder ein-
zutreten droht und dadurch die Riickzahlung des Darlehens oder die
Erfillung einer sonstigen Verbindlichkeit gegeniiber der Bank — auch
unter Verwertung einer hierfiir bestehenden Sicherheit — gefahrdet ist
oder

+ wenn der Kunde seiner Verpflichtung zur Bestellung oder Verstar-
kung von Sicherheiten nach Nummer 13 Absatz 2 dieser Geschaftsbe-
dingungen oder aufgrund einer sonstigen Vereinbarung nicht inner-
halb der von der Bank gesetzten angemessenen Frist nachkommt.

Besteht der wichtige Grund in der Verletzung einer vertraglichen Pflicht,
ist die Kiindigung erst nach erfolglosem Ablauf einer zur Abhilfe be-
stimmten angemessenen Frist oder nach erfolgloser Abmahnung zu-
lassig, es sei denn, dies ist wegen der Besonderheiten des Einzelfalls
(§ 323 Abs. 2 und 3 BGB) entbehrlich.

(4) Kiindigung von Verbraucherdarlehensvertrigen bei Verzug

Soweit das Birgerliche Gesetzbuch Sonderregelungen fiir die Kiindi-
gung wegen Verzugs mit der Riickzahlung eines Verbraucherdarlehens-
vertrags vorsieht, kann die Bank nur nach MaB3gabe dieser Regelungen
kiindigen.

(5) Kiindigung von Basiskontovertrigen

Die Bank kann einen Basiskontovertrag nach den jeweiligen vertragli-
chen Vereinbarungen sowie erganzend nach den gesetzlichen Bestim-
mungen kiindigen.

(6) Abwicklung nach einer Kiindigung

Im Fall einer Kindigung ohne Kiindigungsfrist wird die Bank dem
Kunden fiir die Abwicklung (insbesondere fiir die Riickzahlung eines
Kredits) eine angemessene Frist einrdumen, soweit nicht eine sofortige
Erledigung erforderlich ist (zum Beispiel bei der Kiindigung des Scheck-
vertrags die Riickgabe der Scheckvordrucke).

Sicherungssystem

20 BVR Institutssicherung GmbH und Sicherungseinrich-
tung des BVR
(1) Instituts- und Einlagenschutz

Die Bank ist der BVR Institutssicherung GmbH und der Sicherungsein-
richtung des Bundesverbandes der Deutschen Volksbanken und Raiff-
eisenbanken e. V. angeschlossen. Als institutsbezogene Sicherungssys-
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teme haben sie die Aufgabe, drohende oder bestehende wirtschaftliche
Schwierigkeiten bei den ihnen angeschlossenen Instituten abzuwenden
oder zu beheben. Alle Institute, die diesen Sicherungssystemen ange-
schlossen sind, unterstiitzen sich gegenseitig, um eine Insolvenz zu ver-
meiden. Uber den Institutsschutz sind auch die Einlagen der Kunden -
darunter fallen im Wesentlichen Spareinlagen, Sparbriefe, Termineinla-
gen, Sichteinlagen und Schuldverschreibungen - geschiitzt.

(2) Gesetzlicher Einlagenschutz der BVR Institutssicherung GmbH

Das von der BVR Institutssicherung GmbH betriebene institutsbezogene
Sicherungssystem ist als Einlagensicherungssystem amtlich anerkannt.
Sollte entgegen Absatz 1 ein Insolvenzfall eintreten, sind Einlagen im
Sinne des § 2 Abs. 3 bis 5 des Einlagensicherungsgesetzes bis zu den
Obergrenzen gemaB § 8 des Einlagensicherungsgesetzes von der BVR
Institutssicherung GmbH zu erstatten.

(3) Freiwilliger Einlagenschutz der Sicherungseinrichtung

Die Sicherungseinrichtung schiitzt im Fall einer Insolvenz iiber den ge-
setzlichen Schutz nach Absatz 2 hinaus alle Einlagen nach MaB3gabe des
§ 1 Abs. 4 des Statuts der Sicherungseinrichtung.

(4) Informationsbefugnisse

Die Bank ist befugt, der Sicherungseinrichtung des BVR oder einem von
ihr Beauftragten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskinf-
te zu erteilen und Unterlagen zur Verfligung zu stellen. Die Bank ist
befugt, der BVR Institutssicherung GmbH oder einem von ihr Beauftrag-
ten alle in diesem Zusammenhang erforderlichen Auskiinfte zu erteilen
und Unterlagen zur Verfiigung zu stellen.

1 Bankarbeitstage sind alle Werktage, auBBer Sonnabende und 24. und 31. Dezember.
2 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).
3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).
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Information zur auB3ergerichtlichen Streitschlichtung und zur
Moglichkeit der Klageerhebung

Die Bank nimmt nicht am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Bei Streitigkeiten aus
der Anwendung

(1) der Vorschriften des Biirgerlichen Gesetzbuchs betreffend Fernabsatzvertrage iiber Finanzdienstleistungen,
(2) der §§ 491 bis 508, 511 und 655a bis 655d des Biirgerlichen Gesetzbuchs sowie Artikel 247a § 1 des Einfiihrungsgesetzes zum

Biirgerlichen Gesetzbuch,

(3) der Vorschriften betreffend Zahlungsdienstevertriage in

a. den §§ 675c bis 676c des Biirgerlichen Gesetzbuchs,

b. der Verordnung (EU) 2021/1230 des Europiaischen Parlaments und des Rates vom 14. Juli 2021 iiber grenziiberschreitende
Zahlungen in der Union (ABL L 274 vom 30.7.2021, S. 20), gedndert durch die Verordnung (EU) 2024/886 (ABL. L 886 vom
19.3.2024), vormals Verordnung (EG) Nr. 924/2009, und

c. der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 14. Mirz 2012 zur Festlegung der techni-
schen Vorschriften und der Geschiftsanforderungen fiir Uberweisungen und Lastschriften in Euro und zur Anderung der
Verordnung (EG) Nr.924/2009 (ABL L 94 vom 30.3.2012, S. 22), die durch die Verordnung (EU) Nr. 248/2014 (ABL L 84 vom
20.3.2014, S. 1) und die Verordnung (EU) 2024/886 (ABL. L 886 vom 19.3.2024) gesdndert worden ist,

d. der Verordnung (EU) 2015/751 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2015 {iber Interbankenentgelte fiir
kartengebundene Zahlungsvorginge (ABL L 123 vom 19.5.2015, S. 1),

(4) der Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes, soweit sie Pflichten von E-Geld-Emittenten oder Zahlungsdienstleis-
tern gegeniiber ihren Kunden begriinden,

(5) der Vorschriften des Zahlungskontengesetzes, die das Verhiltnis zwischen einem Zahlungsdienstleister und einem Verbraucher
regeln,

(6) der Vorschriften des Kapitalanlagegesetzbuchs, wenn an der Streitigkeit Verbraucher beteiligt sind, oder

(7) sonstiger Vorschriften im Zusammenhang mit Vertragen, die Bankgeschifte nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Kreditwesengesetzes oder

Finanzdienstleistungen nach § 1 Abs. 1a Satz 2 des Kreditwesengesetzes betreffen, zwischen Verbrauchern und nach dem Kre-

ditwesengesetz beaufsichtigten Unternehmen

kann sich der Kunde fiir die Streitigkeiten nach den Nummern 1 bis 5 an die bei der Deutschen Bundesbank eingerichtete Verbrau-
cherschlichtungsstelle und fiir die Streitigkeiten nach den Nummern 6 bis 7 an die bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungs-
aufsicht eingerichtete Verbraucherschlichtungsstelle wenden. Die Verfahrensordnung der Deutschen Bundesbank ist erhaltlich unter:
Deutsche Bundesbank, Wilhelm-Epstein-Stra3e 14, 60431 Frankfurt, E-Mail: schlichtung@bundesbank.de. Die Verfahrensordnung der
Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht ist erhaltlich unter: Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer
Straf3e 108, 53117 Bonn, E-Mail: schlichtungsstelle@bafin.de.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts (§§ 675c¢ bis 676c des
Biirgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einflihrungsgesetzes zum Biirgerlichen Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und
Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes) besteht zudem die Maglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fiir
Finanzdienstleistungsaufsicht einzulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht
erhaltlich. Die Adresse lautet: Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straf3e 108, 53117 Bonn. Zudem
besteht auch die Méglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird Beschwerden in Textform (z. B.
mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Bundesanstalt fur Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/BeiBaFinbeschweren_node.html
Wissenswertes zu Beschwerden uiber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Mglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

Ende der Allgemeinen Geschiftsbedingungen
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Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr

Fassung: Januar 2026

Fir die Ausfiihrung von Uberweisungsauftragen von Kunden gelten die folgenden Bedingungen.

1 Allgemein

1.1 Wesentliche Merkmale der Uberweisung einschlieBlich des Dauerauftrags

Der Kunde kann die Bank beauftragen, durch eine Uberweisung Geldbetriage bargeldlos zugunsten eines Zahlungsempfingers an den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers zu tUibermitteln. Der Kunde kann die Bank auch beauftragen, jeweils zu einem bestimmten wiederkehrenden
Termin einen gleichbleibenden Geldbetrag an das gleiche Konto des Zahlungsempfingers zu liberweisen (Dauerauftrag). Eine Echtzeitiiberweisung
ist eine Uberweisung in Euro, die an jedem Kalendertag rund um die Uhr sofort ausgefiihrt wird.

Der Kunde kann der Bank mehrere Uberweisungsauftrige gebiindelt elektronisch (zum Beispiel per OnlineBanking) als Sammelauftrag erteilen
(Sammeliiberweisung). Alle in einem Sammelauftrag enthaltenen Uberweisungsauftrige werden unabhingig vom Zeitpunkt ihrer Ausfiihrung in
einer Summe dem Zahlungskonto belastet.

1.2 Kundenkennungen

Fur das Verfahren hat der Kunde folgende Kundenkennung des Zahlungsempfangers zu verwenden.

Zielgebiet Wahrung Kundenkennung des Zahlungsempféangers
Inland | Euro . IBAN?

Grenziiberschreitend innerhalb des Euro IBAN

Europaischen Wirtschaftsraums? | |

Inland oder innerhalb des Andere Wahrung e IBAN und BIC3 oder

Europaischen Wirtschaftsraums | als Euro |  Kontonummer und BIC

AuBerhalb des Euro oder e IBAN und BIC oder

Europaischen Wirtschaftsraums andere Wahrung o Kontonummer und BIC

Die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung erforderlichen Angaben ergeben sich aus den Nummern 2.1, 3.1.1 und 3.2.1.

1.3  Erteilung des Uberweisungsauftrags und Autorisierung

(1) Der Kunde erteilt der Bank einen Uberweisungsauftrag mittels eines von der Bank zugelassenen Vordrucks oder in der mit der Bank anderweitig
vereinbarten Art und Weise (zum Beispiel per OnlineBanking) mit den erforderlichen Angaben gemiB Nummer 2.1 beziehungsweise Nummern 3.1.1
und 3.2.1.

Der Kunde hat auf Leserlichkeit, Vollstandigkeit und Richtigkeit der Angaben zu achten. Unleserliche, unvollstandige oder fehlerhafte Angaben
kénnen zu Verzdgerungen und zu Fehlleitungen von Uberweisungen fiihren; daraus kdnnen Schiden fiir den Kunden entstehen. Bei unleserlichen,
unvollstindigen oder fehlerhaften Angaben kann die Bank die Ausfiihrung ablehnen (siehe auch Nummer 1.7). Halt der Kunde bei der Ausfiihrung
der Uberweisung besondere Eile fiir nétig, hat er dies der Bank gesondert mitzuteilen. Bei beleghaft erteilten Uberweisungen muss dies auBerhalb
des Belegs erfolgen, falls der Beleg selbst keine entsprechende Angabe vorsieht. Bei beleghaften Echtzeitliberweisungen in Euro kann der Kunde
auf dem Uberweisungsbeleg die Beauftragung einer Echtzeitiiberweisung in Euro im dazu vorgesehenen Feld ankreuzen.

(2) Der Kunde autorisiert den Uberweisungsauftrag durch Unterschrift oder in der anderweitig mit der Bank vereinbarten Art und Weise (zum Bei-
spiel PIN/TAN). In dieser Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die Bank die fiir die Ausfiihrung der Uberweisung
notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abruft (aus ihrem Datenbestand), verarbeitet, iibermittelt und speichert.

(3) Auf Verlangen des Kunden teilt die Bank vor Ausfiihrung eines einzelnen Uberweisungsauftrags die maximale Ausfiihrungsfrist fiir diesen Zah-
lungsvorgang sowie die in Rechnung zu stellenden Entgelte und gegebenenfalls deren Aufschliisselung mit.

(4) Der Kunde ist berechtigt, fiir die Erteilung des Uberweisungsauftrags an die Bank auch einen Zahlungsauslésedienst gemaR § 1 Abs. 33 Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz zu nutzen, es sei denn, das Zahlungskonto des Kunden ist fiir ihn nicht online zugénglich.

1.4 Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank

(1) Der Uberweisungsauftrag wird wirksam, wenn er der Bank zugeht. Das gilt auch, wenn der Uberweisungsauftrag iiber einen Zahlungsauslése-
dienstleister erteilt wird. Der Zugang erfolgt durch den Eingang des Auftrags in den dafiir vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der Bank (zum
Beispiel mit Abgabe in den Geschiftsraumen oder Eingang auf dem OnlineBanking-Server der Bank).

(2) Fallt der Zeitpunkt des Eingangs des Uberweisungsauftrags nach Absatz 1 Satz 3 nicht auf einen Geschaftstag der Bank gemaB ,Preis- und Leis-
tungsverzeichnis, so gilt der Uberweisungsauftrag erst am darauffolgenden Geschiftstag als zugegangen.

(3) Geht der Uberweisungsauftrag nach dem an der Empfangsvorrichtung der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen An-
nahmezeitpunkt ein, so gilt der Uberweisungsauftrag im Hinblick auf die Bestimmung der Ausfiihrungsfrist (siehe Nummer 2.2.2) erst als am darauf-
folgenden Geschiftstag zugegangen.
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(4) Bei Echtzeitiiberweisungen gilt abweichend von Absitzen 2 und 3:

- Ein elektronisch erteilter Auftrag kann an jedem Kalendertag rund um die Uhr zugehen.
Ein nicht elektronisch erteilter Auftrag (zum Beispiel beleghaft) ist zu dem Zeitpunkt zugegangen, an dem die Bank die Daten in ihr internes
System eingegeben hat. Diese Eingabe beginnt so bald wie moglich, nachdem der Auftrag in den dafiir vorgesehenen Empfangsvorrichtungen der
Bank eingegangen ist.
Echtzeitiiberweisungsauftrige als Sammelauftrag sind zu dem Zeitpunkt zugegangen, zu dem die Bank die daraus hervorgehenden Uberwei-
sungsauftrage herausgeldst hat. Die Bank beginnt mit der Umwandlung des Sammelauftrags unverziiglich nach der Auftragserteilung des Kunden
und schlieB3t die Umwandlung so bald wie méglich ab.

1.5 Widerruf des Uberweisungsauftrags

(1) Bis zum Zugang des Uberweisungsauftrags bei der Bank (siehe Nummer 1.4 Absitze 1, 2 und 4) kann der Kunde diesen durch Erkldrung
gegeniiber der Bank widerrufen. Nach dem Zugang des Uberweisungsauftrags ist vorbehaltlich der Absitze 2 und 3 ein Widerruf nicht mehr moglich.
Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags einen Zahlungsausldsedienstleister, so kann er den Uberweisungsauftrag
abweichend von Satz 1 nicht mehr gegentiiber der Bank widerrufen, nachdem er dem Zahlungsauslosedienstleister die Zustimmung zur Auslésung
der Uberweisung erteilt hat.

(2) Haben Bank und Kunde einen bestimmten Termin fiir die Ausfiihrung der Uberweisung vereinbart (siehe Nummer 2.2.2 Absatz 2), kann der Kunde
die Uberweisung beziehungsweise den Dauerauftrag (siehe Nummer 1.1) bis zum Ende des vor dem vereinbarten Tag liegenden Geschiftstags der
Bank widerrufen. Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis“. Nach dem rechtzeitigen Zugang des
Widerrufs eines Dauerauftrags bei der Bank werden keine weiteren Uberweisungen mehr aufgrund des bisherigen Dauerauftrags ausgefiihrt.

(3) Nach den in Absitzen 1 und 2 genannten Zeitpunkten kann der Uberweisungsauftrag nur widerrufen werden, wenn Kunde und Bank dies ver-
einbart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, die Ausfiihrung zu verhindern oder den Uberweisungsbetrag zuriickzuer-
langen. Nutzt der Kunde fiir die Erteilung seines Uberweisungsauftrags einen Zahlungsausldsedienstleister, bedarf es ergianzend der Zustimmung
des Zahlungsauslosedienstleisters und des Zahlungsempfangers. Fiir die Bearbeitung eines solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das
im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.6 Ausfithrung des Uberweisungsauftrags

(1) Die Bank fiihrt den Uberweisungsauftrag des Kunden aus, wenn die zur Ausfiihrung erforderlichen Angaben (siehe die Nummern 2.1, 3.1.1 und
3.2.1) in der vereinbarten Art und Weise (siehe Nummer 1.3 Absatz 1) vorliegen, dieser vom Kunden autorisiert ist (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) und ein
zur Ausfiihrung der Uberweisung ausreichendes Guthaben in der Auftragswiahrung vorhanden oder ein ausreichender Kredit eingeraumt ist (Ausfiih-
rungsbedingungen). Bei einer Echtzeitiiberweisung sind zusitzliche Ausfiilhrungsbedingungen, dass der vom Kunden festgelegte separate Hochst-
betrag fiir Echtzeitiiberweisungen (siehe Angaben im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“) eingehalten wird und der Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers das Echtzeitiiberweisungsverfahren der Bank unterstiitzt.

(2) Die Bank und die weiteren an der Ausfiihrung der Uberweisung beteiligten Zahlungsdienstleister sind berechtigt, die Uberweisung ausschlieB-
lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2) auszufiihren.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich iiber die Ausfiihrung von Uberweisungen auf dem fiir Kontoinformationen ver-
einbarten Weg. Mit Kunden, die keine Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung gesondert vereinbart
werden.

(4) Die Bank unterrichtet den Kunden unmittelbar iiber die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten
Weg.

1.7 Ablehnung der Ausfiihrung

(1) Sind die Ausfiihrungsbedingungen (siehe Nummer 1.6 Absatz 1) nicht erfiillt, kann die Bank die Ausfiihrung des Uberweisungsauftrags ablehnen.
Ist bei einer Echtzeitiiberweisung der vom Kunden festgelegte Hdchstbetrag (siehe Angaben im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“) nicht eingehalten,
wird die Bank die Ausfiihrung ablehnen. Unabhéngig davon ist die Bank berechtigt, die Ausfiihrung einer Sammeliiberweisung abzulehnen, wenn der
Sammelauftrag entgegen Nummer 1.1 nur eine Uberweisung in Euro bzw. nur eine Echtzeitliberweisung in Euro enthalt und der Kunde auf die
Empfangeriiberpriifung verzichtet hat. Uber die Ablehnung der Ausfiihrung wird die Bank den Kunden unverziiglich, auf jeden Fall aber innerhalb
der in Nummer 2.2.1 beziehungsweise Nummer 3.1.2 und Nummer 3.2.2 vereinbarten Frist, unterrichten. Dies kann auch auf dem fiir Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit méglich, die Griinde der Ablehnung sowie die Méglichkeiten angeben, wie Fehler,
die zur Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt werden konnen.

(2) Ist eine vom Kunden angegebene Kundenkennung fiir die Bank erkennbar keinem Zahlungsempfinger, keinem Zahlungskonto oder keinem
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers zuzuordnen, wird die Bank dem Kunden hierliber unverziiglich eine Information zur Verfligung stel-
len und ihm gegebenenfalls den Uberweisungsbetrag wieder herausgeben.

(3) Fir die berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines autorisierten Uberweisungsauftrags berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

1.8 Ubermittlung der Uberweisungsdaten

Im Rahmen der Ausfiihrung der Uberweisung libermittelt die Bank die in der Uberweisung enthaltenen Daten (Uberweisungsdaten) unmittelbar oder
unter Beteiligung zwischengeschalteter Stellen an den Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféangers. Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsem-
pfangers kann dem Zahlungsempfanger die Uberweisungsdaten, zu denen auch die Internationale Bankkontonummer (IBAN) des Zahlers gehért,
ganz oder teilweise zur Verfligung stellen.

Bei grenziiberschreitenden Uberweisungen und bei Eiliiberweisungen im Inland kénnen die Uberweisungsdaten auch iiber das Nachrichteniiber-
mittlungssystem Society for Worldwide Interbank Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien an den Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers weitergeleitet werden. Aus Griinden der Systemsicherheit speichert SWIFT die Uberweisungsdaten voriibergehend in seinen
Rechenzentren in der Europaischen Union, in der Schweiz und in den USA.
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1.9 Anzeige nicht autorisierter oder fehlerhaft ausgefiihrter Uberweisungen

Der Kunde hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisungsauftrags zu unter-
richten. Dies gilt auch im Fall der Beteiligung eines Zahlungsauslosedienstleisters.

1.10 Entgelte und deren Anderung
1.10.1 Entgelte fiir Verbraucher

Die Entgelte im Uberweisungsverkehr ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis®.

Anderungen der Entgelte im Uberweisungsverkehr werden dem Kunden spitestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres Wirk-
samwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschéftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg
vereinbart (zum Beispiel das OnlineBanking), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen

Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts, das auf eine iber die
Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur ausdriicklich treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen.

1.10.2 Entgelte fiir Kunden, die keine Verbraucher sind

Bei Entgelten und deren Anderung fiir Uberweisungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2
bis 6 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen.

1.11 Wechselkurs

Erteilt der Kunde einen Uberweisungsauftrag in einer anderen Wihrung als der Kontowahrung, wird das Konto gleichwohl in der Kontowihrung be-
lastet. Die Bestimmung des Wechselkurses bei solchen Uberweisungen ergibt sich aus der Umrechnungsregelung im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis“.

Eine Anderung des in der Umrechnungsregelung genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des
Kunden wirksam. Der Referenzwechselkurs wird von der Bank zugéanglich gemacht oder stammt aus einer 6ffentlich zuganglichen Quelle.

1.12 Meldepflichten nach AuBBenwirtschaftsrecht

Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem AuBenwirtschaftsrecht zu beachten.

1.13 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdeméglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ndher bezeichneten Streitschlich-
tungs- oder Beschwerdestellen wenden.

1.14 Empfangeriiberpriifung

1.14.1 Begriffsbestimmung und wesentliche Merkmale

Die Bank bietet dem Kunden eine Dienstleistung zur Uberpriifung des Zahlungsempfingers, an den der Kunde eine Uberweisung in Auftrag geben
will, an (Empfangeriiberpriifung).

Hat der Kunde die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2) und den Namen des Zahlungsempfangers im
Uberweisungsauftrag angegeben, wird abgeglichen, ob die angegebene Kundenkennung und der vom Kunden angegebene Name des Zahlungsem-
pfangers Ubereinstimmen. Diesen Abgleich wird der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers auf Grundlage der Angaben des Kunden durch-
fihren.

Dies erfolgt durch die Bank, wenn sie zur Empfangeriberpriifung gesetzlich verpflichtet oder anderweitig berechtigt ist, in Bezug auf den Zahlungs-
empfinger, an den der Kunde eine Uberweisung in Euro oder Echtzeitiiberweisung in Euro innerhalb des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums
(Single Euro Payments Area, SEPA)* beauftragen will, es sei denn, der Uberweisungsauftrag wird liber ein GroBbetragszahlungssystem abgewickelt®.

Diese Empfangeruberpriifung wird unmittelbar, nachdem der Kunde die relevanten Informationen zum Zahlungsempfanger tibermittelt hat und be-
vor dem Kunden die Mdglichkeit zur Autorisierung seines Uberweisungsauftrags gegeben wird, durchgefiihrt.

Im Falle von nicht elektronisch erteilten Uberweisungsauftragen (zum Beispiel beleghaft) fiihrt die Bank die Empfangeriiberpriifung zum Zeitpunkt
des Eingangs des Uberweisungsauftrags durch, es sei denn, der Kunde ist zum Zeitpunkt des Eingangs nicht anwesend.

Werden die Kundenkennung des Zahlungskontos des Zahlungsempfiangers und der Name des Zahlungsempfiangers von einem Zahlungsauslése-
dienstleister und nicht vom Zahler angegeben, so ist gesetzlich geregelt, dass dieser Zahlungsausldsedienstleister sicher zu stellen hat, dass die
Angaben zum Zahlungsempfanger korrekt sind.

1.14.2 Ergebnisse der Empféangeriiberpriifung

Die Bank unterrichtet den Kunden uiber das Ergebnis der Empfangeruberprifung auf der Grundlage der vom kontofiihrenden Zahlungsdienstleister
des Empféangers Ubermittelten Informationen. Ergibt die Empfangeriiberprifung, dass die Daten nicht oder nahezu mit den Angaben des Kunden
libereinstimmen, teilt die Bank zusatzlich mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Uberweisungsauftrags haben konnte.

Wird ein Zahlungskonto, das lber die vom Kunden angegebene Kundenkennung identifiziert wird, im Namen mehrerer Zahlungsempfanger gefiihrt,

benachrichtigt die Bank den Kunden, wenn der vom Kunden angegebene Zahlungsempfanger nicht zu den verschiedenen Zahlungsempfangern ge-
hért, in deren Namen das Zahlungsempfangerkonto gefiihrt oder gehalten wird.

437 330 DG nexolution 01.26 YHOHRUK SBO 324942 Seite 3 von 10



EYd Raiffeisenbank Schwabmiinchen-Stauden eG

Ergibt die Empfangeriiberpriifung bei einem Sammelauftrag bei mindestens einem Uberweisungsauftrag eine Namensabweichung beim Kontoinha-
ber des Empfangerkontos, wird der Kunde hieriiber informiert und muss entscheiden, ob er den Sammelauftrag insgesamt, das hei3t einschlief3lich
der Uberweisungen mit Namensabweichungen, entweder autorisiert oder ob dieser nicht ausgefiihrt werden soll.

1.14.3 Erganzende Regelungen fiir Nicht-Verbraucher

Kunden, die keine Verbraucher® sind, kénnen, wenn sie mehrere Uberweisungsauftrage als Biindel (Sammeliiberweisung) einreichen, auf die Em-
pfangeriberpriifung verzichten.

Haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bis auf Weiteres auf die Empfangerpriifung verzichtet, sind sie jederzeit berechtigt, diese Dienstleistung
wieder in Anspruch zu nehmen.

Wenn der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfangeriiberpriifung fiir die Einreichung von Uberweisungsauftriagen als Biindel (Sammeliiber-
weisung) verzichtet, teilt die Bank dem Kunden mit, welche Folge eine gleichwohl erfolgte Autorisierung des Uberweisungsauftrags haben kdnnte.

2 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR?) in Euro
oder in anderen EWR-Wi&hrungen®

2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss im Uberweisungsauftrag folgende Angaben machen:
Name des Zahlungsempfangers,
Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe Nummer 1.2); ist bei Uberweisungen in anderen EWR-Wahrungen als Euro der BIC unbekannt, ist
stattdessen der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempfangers anzugeben,
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
IBAN des Kunden.

2.2 Maximale Ausfiihrungsfrist

2.2.1 Fristlange

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Uberweisungsbetrag spatestens innerhalb der im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen
Ausfiihrungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempféangers eingeht.

2.2.2  Beginn der Ausfiihrungsfrist

(1) Die Ausfiihrungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Uberweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (siehe Nummer 1.4).

(2) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung der Uberweisung an einem bestimmten Tag oder am Ende eines bestimmten Zeit-
raums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfiihrung erforderlichen Geldbetrag in der Auftragswahrung zur Verfiigung gestellt
hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin fiir den Beginn der Ausfiihrungsfrist ma3geblich. Fallt der
vereinbarte Termin nicht auf einen Geschiftstag der Bank, so beginnt am darauffolgenden Geschaftstag die Ausfiihrungsfrist. Die Geschaftstage der
Bank ergeben sich aus dem ,,Preis- und Leistungsverzeichnis*.

(3) Bei Uberweisungsauftragen in einer vom Konto des Kunden abweichenden Wihrung beginnt die Ausfithrungsfrist erst an dem Tag, an dem der
Uberweisungsbetrag in der Auftragswahrung vorliegt.

(4) Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung einer Echtzeitiiberweisung an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines be-
stimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfiihrung erforderlichen Geldbe-
trag in der Auftragswahrung Euro zur Verfiigung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbarte Termin
flir den Beginn der Ausfiihrungsfrist maBgeblich.

2.3  Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

2.3.1  Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Uberweisungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet
worden ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden
hatte. Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfiillen, der auf den Tag folgt,
an welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat
die Bank einer zustéandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitge-
teilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziglich zu priifen und zu erfillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die
Uberweisung iiber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den Satzen 2 bis 4 die Bank.

2.3.2  Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem
Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Zahlungsvorgang befunden hitte. Wird eine Uberweisung vom Kunden iiber einen Zahlungsauslésedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten
aus den Satzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden
sein sollten, Gbermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.
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(2) Der Kunde kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu-
sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfangers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers so vorzuneh-
men, als sei die Uberweisung ordnungsgemaf ausgefiihrt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom Kunden iber einen
Zahlungsauslosedienstleister ausgelost wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers eingegangen ist, entfallt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und
den Kunden uiber das Ergebnis unterrichten.

2.3.3  Anspriiche im Zusammenhang mit der Empféangeriiberpriifung

(1) Autorisiert der Kunde den Auftrag, obwohl ihm die Bank bei der Empfiangeriiberpriifung gemaB Nummer 1.14 unterrichtet hat, dass die Daten
nicht oder nahezu iibereinstimmen, haftet die Bank nicht fiir die Folgen dieser fehlenden Ubereinstimmung, wenn sie die Uberweisung ausschlieB-
lich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenkennung des Zahlungsempfingers (sieche Nummer 1.2) ausfiihrt. Dies gilt auch, wenn der Zah-
lungsdienstleister des Zahlungsempfangers die Empfangeriiberpriifung nicht durchgefiihrt hat und die Bank den Kunden dariiber vor der Autorisie-
rung des Auftrags informiert hat. Hat der Kunde, der kein Verbraucher ist, auf die Empfangeriiberpriifung gemal der Nummer 1.14.3 verzichtet,
gehen Schiden und Nachteile zu dessen Lasten, wenn die Bank die Uberweisung ausschlieBlich anhand der vom Kunden angegebenen Kundenken-
nung des Zahlungsempfingers (siehe Nummer 1.2) ausfiihrt.

(2) Wurde die Empfangeriiberpriifung fehlerhaft durchgefiihrt und fiihrt dies zu einer fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung, so erstattet die
Bank dem Kunden auf dessen Verlangen unverziiglich den tiberwiesenen Betrag und bringt gegebenenfalls das belastete Zahlungskonto des Kun-
den wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Uberweisung befunden hitte. Gleiches gilt, wenn der Zahlungsauslésedienstleister des Kunden
die Empfangeruberpriifung fehlerhaft durchfiihrt.

2.3.4  Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.3 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last
fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsgrenze gilt nicht
fir fehlerhafte Empfangeriberprifungen,

- fiir nicht autorisierte Uberweisungen,

- bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

- fir Gefahren, die die Bank besonders tlbbernommen hat und

- fiir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.3.5 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in Nummer 2.3.2 und in Nummer 2.3.4 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei nicht erfolgten, fehlerhaft
oder verspitet ausgefiihrten autorisierten Uberweisungen oder bei nicht autorisierten Uberweisungen neben etwaigen Anspriichen aus Auftrags-
recht nach § 667 des Biirgerlichen Gesetzbuchs (BGB) und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche
nach MaBgabe folgender Regelungen:
Die Bank haftet fir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be-
stimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Féllen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfiltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).

- Schadensersatzanspriiche des Kunden sind der Héhe nach auf den Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf hochstens
12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Beschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die
die Bank besonders iibernommen hat, sowie fiir nicht autorisierte Uberweisungen und fiir fehlerhafte Empfangeriiberpriifungen.

2.3.6 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern 2.3.2, 2.3.4 und 2.3.5 ist in folgenden Fillen ausgeschlossen:
Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag rechtzeitig und ungekiirzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers eingegangen ist.
Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung (siehe Nummer 1.2) des Zahlungs-
empfangers ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Moglichkeiten darum
bemiiht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nicht méglich, so ist die Bank verpflichtet,
dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfligbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsédchlichen Empfanger der
Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung des Uberweisungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten der Bank nach den Sétzen 2 und
3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
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(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 2.3.1, 2.3.2 und 2.3.4 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der
Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden iiber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbar-
ten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unter-
richtung mafBgeblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer 2.3.4 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er
ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Satze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung {iber einen
Zahlungsauslosedienstleister auslost.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

- auf einem ungewohnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

3 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR®) in
Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung'®) sowie Uberweisungen in Staaten auBerhalb
des EWR (Drittstaaten?)

3.1 Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR??) in
Wihrungen eines Staates auBBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung®3)

3.1.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihrung der Uberweisung folgende Angaben machen:
- Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfangers,
Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen
der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempféangers anzugeben,
- Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemiR Anlage),
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.1.2 Ausfiihrungsfrist

Die Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

3.1.3 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

3.1.3.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden
ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden hitte.
Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschiftstags gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis, zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die
Bank einer zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu prifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die
Uberweisung iiber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den Satzen 2 bis 4 die Bank.

3.1.3.2  Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche
und ungekiirzte Erstattung des Uberweisungsbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem
Konto des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Zahlungsvorgang befunden hatte. Wird eine Uberweisung vom Kunden iiber einen Zahlungsausldsedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten
aus den Satzen 1 und 2 die Bank. Soweit vom Uberweisungsbetrag von der Bank oder zwischengeschalteten Stellen Entgelte abgezogen worden
sein sollten, Ubermittelt die Bank zugunsten des Zahlungsempfangers unverziiglich den abgezogenen Betrag.

(2) Der Kunde kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im Zu-
sammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der Uberweisung in Rechnung gestellt oder auf seinem Konto belastet wurden.

(3) Im Falle einer verspateten Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung kann der Kunde von der Bank fordern, dass die Bank vom Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempféangers verlangt, die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfangers so vorzuneh-
men, als sei die Uberweisung ordnungsgemiB ausgefiihrt worden. Die Pflicht aus Satz 1 gilt auch, wenn die Uberweisung vom Kunden {iber einen
Zahlungsauslosedienstleister ausgelost wird. Weist die Bank nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers eingegangen ist, entfallt diese Pflicht. Die Pflicht nach Satz 1 gilt nicht, wenn der Kunde kein Verbraucher ist.

(4) Wurde eine Uberweisung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen und
den Kunden iiber das Ergebnis unterrichten.
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3.1.3.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfilhrung einer autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung
kann der Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 3.1.3.1 und 3.1.3.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht,
wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur Last
fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Kunde
vorgegeben hat. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmafige Haftungsgrenze gilt nicht
fiir nicht autorisierte Uberweisungen,

- bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

- fur Gefahren, die die Bank besonders Gibernommen hat, und

- fiir den Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

3.1.3.4  Sonderregelung fiir die auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) getitigten Bestandteile der
Uberweisung

Fiir die auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) getitigten Bestandteile der Uberweisung bestehen abweichend von den Anspriichen in
den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspiatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung neben etwaigen Her-
ausgabeanspruchen nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach MaB3gabe folgender Regelungen:
Die Bank haftet fir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfiltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Die Haftung der Bank ist auf héchstens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschriankung gilt nicht fiir Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat.

3.1.3.5 Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Abweichend von den Anspriichen in den Nummern 3.1.3.2 und 3.1.3.3 haben Kunden, die keine Verbraucher sind, bei einer nicht erfolgten, fehlerhaft
oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisung oder bei einer nicht autorisierten Uberweisung neben etwaigen Herausgabeanspriichen
nach § 667 BGB und §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach MaBBgabe folgender Regelungen:
Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fir das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschréankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfiltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Ein Schadensersatzspruch des Kunden ist der Hohe nach auf den Uberweisungsbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten
Entgelte und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf hdchstens 12.500
Euro je Uberweisung begrenzt.
Diese Haftungsbeschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat
sowie fiir nicht autorisierte Uberweisungen.

3.1.3.6  Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummern 3.1.3.2 bis 3.1.3.5 ist in folgenden Fallen ausgeschlossen:

Die Bank weist gegentiiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag ordnungsgemaB beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers
eingegangen ist.

Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfingers (siehe
Nummer 1.2) ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Méglichkeiten darum
bemiiht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Uberweisungsbetrags nach dem Satz 2 nicht méglich, so ist die Bank
verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfiigbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde gegen den tatsdchlichen
Empfanger der Uberweisung einen Anspruch auf Erstattung des Uberweisungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten nach den Satzen
2 bis 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach Nummern 3.1.3.1 bis 3.1.3.5 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der
Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden iiber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung mafBgeblich. Schadensersatzanspriiche nach Nummer 3.1.3.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen,
wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Satze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung iiber
einen Zahlungsauslosedienstleister auslost.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

+ auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen, oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.
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3.2 Uberweisungen in Staaten auBerhalb des EWR (Drittstaaten?*)
3.2.1 Erforderliche Angaben

Der Kunde muss fiir die Ausfiihrung der Uberweisung folgende Angaben machen:
- Name und gegebenenfalls Adresse des Zahlungsempfangers,
Kundenkennung des Zahlungsempfangers (siehe Nummer 1.2); ist bei grenziiberschreitenden Uberweisungen der BIC unbekannt, ist stattdessen
der vollstandige Name und die Adresse des Zahlungsdienstleisters des Zahlungsempféangers anzugeben,
- Zielland (gegebenenfalls in Kurzform gemaB Anlage),
- Wihrung (gegebenenfalls in Kurzform gemif Anlage),
Betrag,
Name des Kunden,
Kontonummer und Bankleitzahl oder IBAN des Kunden.

3.2.2  Ausfiihrungsfrist

(1) Die Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

(2) Bei Echtzeitiiberweisungen in Euro in einen Drittstaat des Gebiets des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (Single Euro Payments Area,

SEPA)*

- wird die Bank abweichend davon den Eingang des Uberweisungsbetrags innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Aus-
flhrungsfrist beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers bewirken.

Die Ausfiihrungsfrist beginnt mit dem Zeitpunkt des Zugangs des Uberweisungsauftrags des Kunden bei der Bank (sieche Nummer 1.4).

- Vereinbaren die Bank und der Kunde, dass die Ausfiihrung einer Echtzeitliberweisung in Euro an einem bestimmten Tag, einem Zeitpunkt eines
bestimmten Tags oder am Ende eines bestimmten Zeitraums oder an dem Tag, an dem der Kunde der Bank den zur Ausfiihrung erforderlichen
Geldbetrag in der Auftragswahrung Euro zur Verfiigung gestellt hat, beginnen soll, so ist der im Auftrag angegebene oder anderweitig vereinbar-
te Termin fiir den Beginn der Ausfiihrungsfrist mageblich.

3.2.3 Erstattungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

3.2.3.1  Erstattung bei einer nicht autorisierten Uberweisung

(1) Im Falle einer nicht autorisierten Uberweisung (siehe Nummer 1.3 Absatz 2) hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer
Aufwendungen. Sie ist verpflichtet, dem Kunden den Zahlungsbetrag zu erstatten und, sofern der Betrag einem Konto des Kunden belastet worden
ist, dieses Konto wieder auf den Stand zu bringen, auf dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Uberweisung befunden hitte.
Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis, zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Uberweisung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die
Bank einer zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt,
hat die Bank ihre Verpflichtung aus Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt. Wurde die Uber-
weisung Uber einen Zahlungsauslosedienstleister ausgeldst, so treffen die Pflichten aus den Satzen 2 bis 4 die Bank.

(2) Bei sonstigen Schiden, die aus einer nicht autorisierten Uberweisung resultieren, haftet die Bank fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch
ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem
Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

3.2.3.2  Haftung bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiteter Ausfiihrung einer autorisierten Uberweisung

Bei nicht erfolgten, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Uberweisungen hat der Kunde neben etwaigen Anspriichen aus Auftrags-
recht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB Schadensersatzanspriiche nach MaB3gabe der folgenden Regelun-
gen:
Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, be-
stimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fur das Verschulden zwischengeschalteter Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschréankt sich die Haftung der Bank auf die sorgfaltige
Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle (weitergeleiteter Auftrag).
Die Haftung der Bank ist auf hdchstens 12.500 Euro je Uberweisung begrenzt. Diese Haftungsbeschriankung gilt nicht fiir Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit der Bank und fuir Gefahren, die die Bank besonders libernommen hat.

3.2.3.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer 3.2.3.2 ist in folgenden Fillen ausgeschlossen:

- Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Uberweisungsbetrag ordnungsgemiB beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers
eingegangen ist.
Die Uberweisung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Kunden angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfiangers (siehe
Nummer 1.2) ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Méglichkeiten darum be-
miht, den Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Fiir die Tatigkeiten der Bank nach dem Satz 2 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,Preis-
und Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern 3.2.3.1 und 3.2.3.2 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Uberweisungen oder aufgrund nicht autorisierter Uberweisungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13
Monate nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Uberweisung hiervon in Textform unterrichtet hat.
Der Lauf der Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kunden iiber die Belastungsbuchung der Uberweisung entsprechend dem fiir Kontoinformationen
vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der
Unterrichtung mafgeblich. Schadensersatzanspriiche kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne
Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war. Die Sitze 1 bis 3 gelten auch dann, wenn der Kunde die Uberweisung iiber einen Zah-
lungsauslosedienstleister auslost.
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(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

(&)

auf einem ungewéhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen oder
von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

Zum Européischen Wirtschaftsraum gehdren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein
und Norwegen.

Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum ,Single Euro Payments Area“) gehdrende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des Europaischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den
Mitgliedstaaten der Europdischen Union Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta,
Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen
und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten) Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Kénigreich von
GrofBbritannien und Nordirland sowie Saint-Pierre und Miquelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.

Siehe hierzu auch unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der zu SEPA gehdrenden Staaten und Gebiete des EPC (European Payments Council) kann dort abgerufen werden.

Siehe hierzu unter www.epc-cep.eu. Die jeweils aktuelle Liste der teilnehmenden Zahlungsdienstleister am Empfingeriiberpriifungsverfahren (VOP - Verification Of Payee) des EPC (European
Payments Council) kann dort abgerufen werden.

§ 13 BGB: Verbraucher ist jede natirliche Person, die ein Rechtsgeschift zu einem Zwecke abschlieB3t, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbststandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet
werden kann.

Zum Européischen Wirtschaftsraum gehdren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein
und Norwegen.

Zu den EWR-Wé&hrungen gehdren derzeit: Euro, Danische Krone, Islandische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Ruméanischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken, Tschechische
Krone, Ungarischer Forint.

Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehdren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein
und Norwegen.

10 Zum Beispiel US-Dollar.
11 Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).

12 Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,

Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein
und Norwegen.

13 Zum Beispiel US-Dollar.
14 Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraumes (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn,
Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).
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Anlage: Verzeichnis der Kurzformen fiir Zielland und Wahrung

Zielland Kurzform Wahrung Kurzform
Belgien BE Euro EUR
Bulgarien BG Euro EUR
Danemark DK Danische Krone DKK
Estland EE Euro EUR
Finnland Fl Euro EUR
Frankreich FR Euro EUR
Griechenland GR Euro EUR
GroBbritannien GB Britisches Pfund GBP
Irland IE Euro EUR
Island IS Islandische Krone ISK
Italien IT Euro EUR
Japan JP Japanischer Yen JPY
Kanada CA Kanadischer Dollar CAD
Kroatien HR Euro EUR
Lettland LV Euro EUR
Liechtenstein LI Schweizer Franken? CHF
Litauen LT Euro EUR
Luxemburg LU Euro EUR
Malta MT Euro EUR
Niederlande NL Euro EUR
Norwegen NO Norwegische Krone NOK
Osterreich AT Euro EUR
Polen PL Polnischer Zloty PLN
Portugal PT Euro EUR
Rumanien RO Rumanischer Leu RON
Russische Foderation RU Russischer Rubel RUB
Schweden SE Schwedische Krone SEK
Schweiz CH Schweizer Franken CHF
Slowakei SK Euro EUR
Slowenien Sl Euro EUR
Spanien ES Euro EUR
Tschechien Ccz Tschechische Krone CZK
Tirkei TR Tirkische Lira TRY
Ungarn HU Ungarischer Forint HUF
USA us US-Dollar usD
Zypern cY Euro EUR

1 Schweizer Franken als gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein
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Sonderbedingungen fiir den Lastschriftverkehr

Fassung: Oktober 2025

Die Sonderbedingungen fiir den Lastschriftverkehr unterscheiden die folgenden zwei Verfahren:
Abschnitt A.: ,Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren”
Abschnitt B.: ,Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren”

Der Abschnitt A. gilt fuir alle Kunden. Der Abschnitt B. gilt nur fiir Kunden, die keine Verbraucher sind. Das SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren knnen
Sie daher nur nutzen, wenn Sie kein Verbraucher sind. Fir Verbraucher kommt Abschnitt B. der Sonderbedingungen fiir den Lastschriftverkehr daher
nicht zur Anwendung.

A. Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Basis-Lastschriftverfahren

Fir Zahlungen des Kunden an Zahlungsempfanger mittels SEPA-Basis-Lastschrift Uiber sein Konto bei der Bank gelten folgende Bedingungen.

1 Allgemein

1.1 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfanger ausgeldster Zahlungsvorgang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Hohe des jeweiligen
Zahlungsbetrags vom Zahlungsempfanger angegeben wird.

1.2 Entgelte und deren Anderung
1.2.1  Entgelte fiir Verbraucher

Die Entgelte im Lastschriftverkehr ergeben sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis”.

Anderungen der Entgelte im Lastschriftverkehr werden dem Kunden spitestens zwei Monate vor dem vorgeschlagenen Zeitpunkt ihres
Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kunde mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elektronischen Kommunikationsweg
vereinbart (zum Beispiel das OnlineBanking), kénnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der Bank angebotenen
Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kunde diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts, das auf eine iber die
Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kunden gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kunden nur ausdriicklich treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschéftsbe-

dingungen.

1.2.2  Entgelte fiir Kunden, die keine Verbraucher sind

Bei Entgelten und deren Anderung fiir Zahlungen von Kunden, die keine Verbraucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der
Allgemeinen Geschiftsbedingungen.

1.3 Meldepflichten nach AuBBenwirtschaftsrecht
Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem AuBenwirtschaftsrecht zu beachten.

1.4  AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemoglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten Streitschlich-
tungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 SEPA-Basis-Lastschrift
21 Allgemein
2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Basis-Lastschriftverfahrens

Mit dem SEPA-Basis-Lastschriftverfahren kann der Kunde iiber die Bank an den Zahlungsempfanger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets des
einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (,Single Euro Payments Area”, SEPA) bewirken. Zu SEPA gehéren die in der Anlage genannten Staaten
und Gebiete.

Fiir die Ausfiihrung von Zahlungen mittels SEPA-Basis-Lastschriften muss
- der Zahlungsempfanger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-Basis-Lastschriftverfahren nutzen und
- der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfanger das SEPA-Lastschriftmandat erteilen.

Der Zahlungsempfanger l6st den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem er Uiber seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der
Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen.
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2.1.2 Kundenkennungen

Fur das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN! und bei grenziiberschreitenden Zahlungen aufB3erhalb des Europaischen Wirtschafts-
raums? zusitzlich den BIC? der Bank als seine Kundenkennung gegeniiber dem Zahlungsempfianger zu verwenden, da die Bank berechtigt ist, die
Zahlung aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift ausschlielich auf der Grundlage der ihr Gibermittelten Kundenkennung auszufiihren. Die Bank und die
weiteren beteiligten Stellen fiihren die Zahlung an den Zahlungsempféanger anhand der im Lastschriftdatensatz vom Zahlungsempféanger als dessen
Kundenkennung angegebenen IBAN und bei grenziiberschreitenden Zahlungen auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums zusatzlich angegebe-
nen BIC des Zahlungsempfangers aus.

2.1.3  Ubermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Basis-Lastschriften konnen die Lastschriftdaten auch tber das Nachrichtenlibermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der Europaischen Union, in der Schweiz und in den USA
weitergeleitet werden.

2.2 SEPA-Lastschriftmandat
2.2.1  Erteilung des SEPA-Lastschriftmandats (SEPA Direct Debit Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempféanger ein SEPA-Lastschriftmandat. Damit autorisiert er gegeniiber seiner Bank die Einldsung von SEPA-Basis-
Lastschriften des Zahlungsempféangers. Das Mandat ist in Textform oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise zu erteilen. In dieser Au-
torisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige zwi-
schengeschaltete Stellen die fiir die Ausfiihrung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, Uber-
mitteln und speichern.

In dem SEPA-Lastschriftmandat miissen die folgenden Erklarungen des Kunden enthalten sein:
Ermachtigung des Zahlungsempféangers, Zahlungen vom Konto des Kunden mittels SEPA-Basis-Lastschrift einzuziehen, und
- Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfanger auf sein Konto gezogenen SEPA-Basis-Lastschriften einzulosen.

Das SEPA-Lastschriftmandat muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
- Bezeichnung des Zahlungsempfangers,
- eine Glaubiger-ldentifikationsnummer,
Kennzeichnung als einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
Name des Kunden (sofern verfiigbar),
Bezeichnung der Bank des Kunden und
- seine Kundenkennung (sieche Nummer A. 2.1.2).

Uber die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusitzliche Angaben enthalten.

2.2.2  Einzugsermiachtigung als SEPA-Lastschriftmandat

Hat der Kunde dem Zahlungsempfanger eine Einzugserméachtigung erteilt, mit der er den Zahlungsempfanger erméchtigt, Zahlungen von seinem
Konto mittels Lastschrift einzuziehen, weist er zugleich damit die Bank an, die vom Zahlungsempfanger auf sein Konto gezogenen Lastschriften
einzuldsen. Mit der Einzugsermachtigung autorisiert der Kunde gegeniiber seiner Bank die Einldsung von Lastschriften des Zahlungsempféangers.
Diese Einzugsermachtigung gilt als SEPA-Lastschriftmandat. Satze 1 bis 3 gelten auch fiir vom Kunden vor dem Inkrafttreten dieser Bedingungen
erteilte Einzugsermachtigungen.

Die Einzugsermachtigung muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
Bezeichnung des Zahlungsempfangers,
Name des Kunden,
Kundenkennung nach Nummer A. 2.1.2 oder Kontonummer und Bankleitzahl des Kunden.

Uber die Autorisierungsdaten hinaus kann die Einzugsermichtigung zusatzliche Angaben enthalten.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats

Das SEPA-Lastschriftmandat kann vom Kunden durch Erklarung gegeniiber dem Zahlungsempféanger oder seiner Bank — méglichst in Textform — mit
der Folge widerrufen werden, dass nachfolgende Zahlungsvorgange nicht mehr autorisiert sind.

Erfolgt der Widerruf gegeniiber der Bank, wird dieser ab dem auf den Eingang des Widerrufs folgenden Geschaftstag gemaf ,Preis- und Leistungs-
verzeichnis” wirksam. Zusatzlich sollte dieser auch gegeniiber dem Zahlungsempfanger erklart werden, damit dieser keine weiteren Lastschriften
einzieht.

2.2.4 Begrenzung und Nichtzulassung von Lastschriften

Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus SEPA-Basis-Lastschriften zu begrenzen oder nicht zuzulassen. Diese
Weisung muss der Bank bis spatestens zum Ende des Geschéaftstags gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis” vor dem im Datensatz der Lastschrift
angegebenen Filligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte moglichst in Textform erfolgen und zusatzlich auch gegeniiber dem Zahlungsempfanger
erklart werden.

2.3 Einzug der SEPA-Basis-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-Lastschriftmandats durch den Zahlungsempfianger

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Lastschriftmandat verbleibt beim Zahlungsempfanger. Dieser ibernimmt die Autorisierungsdaten und etwaige
zusatzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Basis-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zahlungsempfanger
angegeben.
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(2) Der Zahlungsempfanger iibermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der SEPA-Basis-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkdrpert auch die Weisung des Kunden an die Bank zur Einldsung der jeweiligen
SEPA-Basis-Lastschrift (siehe Nummer A. 2.2.1 Satz 2 und Satz 5 bzw. Nummer A. 2.2.2 Satz 2). Fiir den Zugang dieser Weisung verzichtet die Bank
auf die fiir die Erteilung des Mandats vereinbarte Form (siehe Nummer A. 2.2.1 Satz 3).

2.4  Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift
2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag

(1) Eingehende SEPA-Basis-Lastschriften des Zahlungsempfingers werden am im Datensatz angegebenen Filligkeitstag mit dem vom Zahlungs-
empfanger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. Fallt der Falligkeitstag nicht auf einen im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis” ausgewiesenen Geschaftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nachsten Geschaftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spitestens am zweiten Bankarbeitstag* nach ihrer Vornahme riickgéngig gemacht, wenn
- der Bank ein Widerruf des SEPA-Lastschriftmandats gemal Nummer A. 2.2.3 zugegangen ist,
- der Bank eine gesonderte Weisung zur Begrenzung oder Nichtzulassung der Lastschrift des Kunden gema Nummer A. 2.2.4 zugegangen ist,
- der Kunde uber kein fiir die Einldsung der Lastschrift ausreichendes Guthaben auf seinem Konto oder tiber keinen ausreichenden Kredit verfligt
(fehlende Kontodeckung); Teileinldsungen nimmt die Bank nicht vor,
- die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen keinem Konto des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist
oder
- die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschriftdatensatz
- eine Glaubiger-ldentifikationsnummer fehlt oder fiir die Bank erkennbar fehlerhaft ist,
- eine Mandatsreferenz fehlt,
- ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
- kein Falligkeitstag angegeben ist.

2.4.2  Einlésung von SEPA-Basis-Lastschriften

SEPA-Basis-Lastschriften sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung auf dem Konto des Kunden nicht spatestens am zweiten Bankarbeitstag”
nach ihrer Vornahme riickgangig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung iiber die Nichtausfiihrung oder Riickgangigmachung der Belastungsbuchung oder Ablehnung
der Einlosung

Uber die Nichtausfiihrung oder Riickgangigmachung der Belastungsbuchung (siehe Nummer A. 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einlésung
einer SEPA-Basis-Lastschrift (siehe Nummer A. 2.4.2) wird die Bank den Kunden unverziiglich, spatestens bis zu der gema Nummer A. 2.4.4 verein-
barten Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit moglich, die
Griinde sowie die Moglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausfiihrung, Riickgangigmachung oder Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt
werden kénnen. Fiir die berechtigte Ablehnung der Einldsung einer autorisierten SEPA-Basis-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe
Nummer A. 2.4.1 Absatz 2, dritter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ausgewiesene Entgelt.

2.4.4  Ausfiihrung der Zahlung

(1) Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Basis-Lastschrift des Zahlungs-
empfangers belastete Lastschriftbetrag spatestens innerhalb der im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” angegebenen Ausfiihrungsfrist beim
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers eingeht.

(2) Die Ausfiihrungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegebenen Filligkeitstag. Fillt dieser Tag nicht auf einen Geschiftstag geman
LPreis- und Leistungsverzeichnis” der Bank, so beginnt die Ausfiihrungsfrist am darauffolgenden Geschaftstag.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden iiber die Ausfiihrung der Zahlung auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten
Haufigkeit.

2.5 Erstattungsanspruch des Kunden bei einer autorisierten Zahlung

(1) Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Basis-Lastschrift binnen einer Frist von acht Wochen ab dem Zeitpunkt
der Belastungsbuchung auf seinem Konto von der Bank ohne Angabe von Griinden die Erstattung des belasteten Lastschriftbetrags verlangen.

Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die Belastung durch die Zahlung befunden héatte. Etwaige Zahlungsan-
spriche des Zahlungsempfangers gegen den Kunden bleiben hiervon unberihrt.

(2) Der Erstattungsanspruch nach Absatz 1 ist ausgeschlossen, sobald der jeweilige Betrag der Lastschriftbelastungsbuchung durch eine aus-
driickliche Genehmigung des Kunden unmittelbar gegeniiber der Bank autorisiert worden ist.

(3) Erstattungsanspriiche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer
A.2.6.2.
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2.6  Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung

Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist
verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf
dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Zahlung befunden hatte.

Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemaf ,,Preis- und Leistungsverzeichnis® zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank
einer zustandigen Behorde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betrugerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat
die Bank ihre Verpflichtung aus Satzen 2 und 3 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.

2.6.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspiateter Ausfithrung von autorisierten Zahlungen

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Zahlung kann der Kunde von der Bank die unverziigliche und
ungekdrzte Erstattung des Lastschriftbetrags insoweit verlangen, als die Zahlung nicht erfolgt oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto
des Kunden belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zah-
lungsvorgang befunden hatte.

(2) Der Kunde kann iiber den Anspruch nach Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung derjenigen Entgelte und Zinsen verlangen, die die Bank
ihm im Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der Zahlung in Rechnung gestellt oder mit denen sie das Konto des
Kunden belastet hat.

(3) Geht der Lastschriftbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers erst nach Ablauf der Ausfilhrungsfrist in Nummer A. 2.4.4
Absatz 2 ein (Verspatung), kann der Zahlungsempfianger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Lastschrift-
betrags auf dem Konto des Zahlungsempfangers so vornimmt, als sei die Zahlung ordnungsgemaf ausgefiihrt worden.

(4)  Wurde ein Zahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank auf Verlangen des Kunden den Zahlungsvorgang nachvollziehen
und den Kunden Uiber das Ergebnis unterrichten.

2.6.3 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

(1) Bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung einer autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung kann der
Kunde von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern A. 2.6.1 und A. 2.6.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die
Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer von ihr zwischengeschalteten Stelle zur Last fallt,
wie eigenes Verschulden zu vertreten. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen, bestimmt
sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.

(2) Die Haftung nach Absatz 1 ist auf 12.500 Euro begrenzt. Diese betragsmiBige Haftungsgrenze gilt nicht
- fir nicht autorisierte Zahlungen,

-+ bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,

- fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat,

und

- fur den dem Kunden entstandenen Zinsschaden, wenn der Kunde Verbraucher ist.

2.6.4  Anspriiche von Kunden, die keine Verbraucher sind

Fir Kunden, die keine Verbraucher sind, gelten abweichend von den Anspriichen in Nummer A.2.6.2 und in Nummer A.2.6.3 bei einer nicht
erfolgten, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Zahlung oder bei einer nicht autorisierten Zahlung neben etwaigen Anspriichen aus
Auftragsrecht nach § 667 BGB und ungerechtfertigter Bereicherung nach §§ 812 ff. BGB lediglich Schadensersatzanspriiche nach Maf3gabe
folgender Regelungen:
- Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsé&tzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fur das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Fallen beschrankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.
Ein Schadensersatzanspruch des Kunden ist der Héhe nach auf den Lastschriftbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte
und Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um die Geltendmachung von Folgeschaden handelt, ist der Anspruch auf héchstens 12.500 Euro je
Zahlung begrenzt. Diese Haftungsbeschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank
besonders tibernommen hat sowie fiir nicht autorisierte Zahlungen.

2.6.5 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach den Nummern A. 2.6.2 bis A. 2.6.4 ist in folgenden Fillen ausgeschlossen:

- Die Bank weist gegeniiber dem Kunden nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig und ungekiirzt beim Zahlungsdienstleister des Zah-
lungsempfangers eingegangen ist.
Die Zahlung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Zahlungsempfinger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfangers
ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Moglichkeiten darum bemiiht, den
Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht méglich, so ist die Bank
verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfiigbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des
Zahlungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten nach Satzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,Preis- und
Leistungsverzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.
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(2)  Anspriiche des Kunden nach den Nummern A. 2.6.1 bis A. 2.6.4 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13 Monate
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt
nur, wenn die Bank den Kunden uber die Belastungsbuchung der Zahlung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung mafBgeblich.
Schadensersatzanspriiche nach Nummer A. 2.6.3 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an
der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3) Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen

oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

B. Zahlungen mittels Lastschrift im SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren

Fiir Zahlungen des Kunden, der kein Verbraucher® ist, an Zahlungsempfanger mittels SEPA-Firmen-Lastschrift liber sein Konto bei der Bank gelten
folgende Bedingungen.

1 Allgemein

1.1 Begriffsbestimmung

Eine Lastschrift ist ein vom Zahlungsempfanger ausgeldster Zahlungsvorgang zulasten des Kontos des Kunden, bei dem die Héhe des jeweiligen
Zahlungsbetrags vom Zahlungsempfanger angegeben wird.

1.2 Entgelte
Bei Entgelten und deren Anderung sind die Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschiftsbedingungen maBgeblich.

1.3 Meldepflichten nach AuBBenwirtschaftsrecht

Der Kunde hat die Meldepflichten nach dem AuBBenwirtschaftsrecht zu beachten.

1.4  AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemaglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten Streitschlich-
tungs- oder Beschwerdestellen wenden.

2 SEPA-Firmen-Lastschrift
2.1 Allgemein
2.1.1 Wesentliche Merkmale des SEPA-Firmen-Lastschriftverfahrens

Das SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren kann nur von Kunden genutzt werden, die keine Verbraucher sind.

Mit dem SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren kann der Kunde lber die Bank an einen Zahlungsempfanger Zahlungen in Euro innerhalb des Gebiets
des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (,Single Euro Payments Area”, SEPA) bewirken. Zu SEPA gehéren die in der Anlage genannten Staa-
ten und Gebiete.

Fur die Ausfihrung von Zahlungen mittels SEPA-Firmen-Lastschrift muss

- der Zahlungsempfanger und dessen Zahlungsdienstleister das SEPA-Firmen-Lastschriftverfahren nutzen,

- der Kunde vor dem Zahlungsvorgang dem Zahlungsempfanger das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat erteilen und
- der Kunde die Bank uber die Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats unterrichten.

Der Zahlungsempfanger lost den jeweiligen Zahlungsvorgang aus, indem er Giber seinen Zahlungsdienstleister der Bank die Lastschriften vorlegt.

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Firmen-Lastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto belasteten
Lastschriftbetrags verlangen.

212 Kundenkennungen

Fir das Verfahren hat der Kunde die ihm mitgeteilte IBAN* und bei grenziiberschreitenden Zahlungen auB3erhalb des Europiischen Wirtschafts-
raums? zusétzlich den BIC? der Bank als seine Kundenkennung gegeniiber dem Zahlungsempfianger zu verwenden, da die Bank berechtigt ist, die
Zahlung aufgrund der SEPA-Firmen-Lastschrift ausschlieBlich auf der Grundlage der ihr Gbermittelten Kundenkennung auszufiihren. Die Bank und
die weiteren beteiligten Stellen fiihren die Zahlung an den Zahlungsempfanger anhand der im Lastschriftdatensatz vom Zahlungsempféanger als
dessen Kundenkennung angegebenen IBAN und bei grenziiberschreitenden Zahlungen auBerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums zusatzlich
angegebenen BIC des Zahlungsempfangers aus.

2.1.3  Ubermittlung von Lastschriftdaten

Bei SEPA-Firmen-Lastschriften konnen die Lastschriftdaten auch liber das Nachrichteniibermittlungssystem der Society for Worldwide Interbank
Financial Telecommunication (SWIFT) mit Sitz in Belgien und Rechenzentren in der Europiischen Union, in der Schweiz und in den USA
weitergeleitet werden.
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2.2 SEPA-Firmenlastschrift-Mandat
2.2.1 Erteilung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats (SEPA Business-to-Business Direct Debit Mandate)

Der Kunde erteilt dem Zahlungsempfanger ein SEPA-Firmenlastschrift-Mandat. Damit autorisiert er gegentiiber seiner Bank die Einldsung von SEPA-
Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfangers. Das Mandat ist in Textform oder in der mit seiner Bank vereinbarten Art und Weise zu erteilen. In die-
ser Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die am Lastschrifteinzug beteiligten Zahlungsdienstleister und etwaige
zwischengeschaltete Stellen die fiir die Ausfiihrung der Lastschrift notwendigen personenbezogenen Daten des Kunden abrufen, verarbeiten, tiber-
mitteln und speichern.

In dem SEPA-Firmenlastschrift-Mandat mussen die folgenden Erkldrungen des Kunden enthalten sein:
Erméachtigung des Zahlungsempfiangers, Zahlungen vom Konto des Kunden mittels SEPA-Firmen-Lastschrift einzuziehen, und
- Weisung an die Bank, die vom Zahlungsempfanger auf sein Konto gezogenen SEPA-Firmen-Lastschriften einzuldsen.

Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat muss folgende Autorisierungsdaten enthalten:
Bezeichnung des Zahlungsempfangers,
- eine Glaubiger-ldentifikationsnummer,
Kennzeichnung einmalige oder wiederkehrende Zahlung,
Name des Kunden,
Bezeichnung der Bank des Kunden und
- seine Kundenkennung (siehe Nummer B. 2.1.2).

Uber die Autorisierungsdaten hinaus kann das Lastschriftmandat zusatzliche Angaben enthalten.

2.2.2 Bestdtigung der Erteilung eines SEPA-Firmenlastschrift-Mandats

Der Kunde hat seiner Bank die Autorisierung nach Nummer B. 2.2.1 unverziglich zu bestatigen, indem er der Bank folgende Daten in der verein-
barten Art und Weise aus dem vom Zahlungsempfanger erteilten SEPA-Firmenlastschrift-Mandat Gibermittelt:
- Bezeichnung des Zahlungsempfangers,
- Glaubiger-ldentifikationsnummer des Zahlungsempfangers,
- Mandatsreferenz,
Kennzeichnung einer einmaligen Zahlung oder wiederkehrender Zahlungen und
Datum und Unterschrift auf dem Mandat.

Hierzu kann der Kunde der Bank auch eine Kopie des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats Gibermitteln.

Uber Anderungen oder die Aufhebung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats gegeniiber dem Zahlungsempfinger hat der Kunde die Bank unver-
zuglich, moglichst in Textform, zu informieren.

2.2.3 Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats

Das SEPA-Firmenlastschrift-Mandat kann vom Kunden durch Erklarung gegeniiber seiner Bank widerrufen werden. Der Widerruf wird ab dem auf
den Eingang des Widerrufs folgenden Geschaftstag gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis” wirksam. Der Widerruf sollte moglichst in Textform er-
folgen und zusatzlich auch gegeniiber dem Zahlungsempfanger erklart werden. Der Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats erfasst bereits
dem Konto des Kunden belastete SEPA-Firmen-Lastschriften nicht. Fiir diese gilt Nummer B. 2.2.4 Absatze 2 und 3.

2.2.4  Zuriickweisung einzelner Lastschriften

(1) Der Kunde kann der Bank gesondert die Weisung erteilen, Zahlungen aus bestimmten SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfingers
nicht zu bewirken. Diese Weisung muss der Bank bis spatestens zum Ende des Geschéftstags gemaR ,Preis- und Leistungsverzeichnis” vor dem im
Datensatz der Lastschrift angegebenen Filligkeitstag zugehen. Diese Weisung sollte moglichst in Textform erfolgen und zusatzlich auch gegentiber
dem Zahlungsempfanger erklart werden.

(2) Am Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmen-Lastschrift kann diese nur noch zuriickgewiesen werden, wenn Kunde und Bank dies verein-
bart haben. Die Vereinbarung wird wirksam, wenn es der Bank gelingt, den Lastschriftbetrag endgiiltig zurlickzuerlangen. Fiir die Bearbeitung eines
solchen Widerrufs des Kunden berechnet die Bank das im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis” ausgewiesene Entgelt.

(3) Nach dem Tag der Belastungsbuchung der SEPA-Firmen-Lastschrift kann der Kunde diese nicht mehr zuriickweisen.

2.3 Einzug der SEPA-Firmen-Lastschrift auf Grundlage des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats durch den
Zahlungsempfanger

(1) Das vom Kunden erteilte SEPA-Firmenlastschrift-Mandat verbleibt beim Zahlungsempfinger. Dieser iibernimmt die Autorisierungsdaten und
etwaige zuséatzliche Angaben in den Datensatz zur Einziehung von SEPA-Firmen-Lastschriften. Der jeweilige Lastschriftbetrag wird vom Zahlungs-
empfanger angegeben.

(2) Der Zahlungsempfinger iibermittelt elektronisch den Datensatz zur Einziehung der SEPA-Firmen-Lastschrift unter Einschaltung seines Zah-
lungsdienstleisters an die Bank als Zahlstelle. Dieser Datensatz verkorpert auch die im SEPA-Firmenlastschrift-Mandat enthaltene Weisung des
Kunden an die Bank zur Einldsung der jeweiligen SEPA-Firmen-Lastschrift (siehe Nummer B. 2.2.1 Sitze 2 und 5). Fiir den Zugang dieser Weisung
verzichtet die Bank auf die fiir die Erteilung des Mandats vereinbarte Form (siehe Nummer B. 2.2.1 Satz 3).
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2.4  Zahlungsvorgang aufgrund der SEPA-Firmen-Lastschrift
2.4.1 Belastung des Kontos des Kunden mit dem Lastschriftbetrag

(1) Eingehende SEPA-Firmen-Lastschriften des Zahlungsempfingers werden am im Datensatz angegebenen Filligkeitstag mit dem vom Zahlungs-
empfanger angegebenen Lastschriftbetrag dem Konto des Kunden belastet. Fallt der Falligkeitstag nicht auf einen im ,Preis- und Leistungsver-
zeichnis” ausgewiesenen Geschaftstag der Bank, erfolgt die Kontobelastung am nachsten Geschéftstag.

(2) Eine Kontobelastung erfolgt nicht oder wird spitestens am dritten Bankarbeitstag” nach ihrer Vornahme riickgangig gemacht, wenn
- der Bank keine Bestadtigung des Kunden gemal Nummer B. 2.2.2 vorliegt,
- der Bank ein Widerruf des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats gema Nummer B. 2.2.3 zugegangen ist,
- der Bank eine Zurilickweisung der Lastschrift des Kunden gemaf3 Nummer B. 2.2.4 zugegangen ist,
- der Kunde Uber kein fiir die Einlésung der Lastschrift ausreichendes Guthaben auf seinem Konto oder liber keinen ausreichenden Kredit verfiigt
(fehlende Kontodeckung); Teileinlésungen nimmt die Bank nicht vor,
- die im Lastschriftdatensatz angegebene IBAN des Zahlungspflichtigen keinem Konto des Kunden bei der Bank zuzuordnen ist
oder
- die Lastschrift nicht von der Bank verarbeitbar ist, da im Lastschriftdatensatz
- eine Glaubiger-ldentifikationsnummer fehlt oder fir die Bank erkennbar fehlerhaft ist,
- eine Mandatsreferenz fehlt,
- ein Ausstellungsdatum des Mandats fehlt oder
kein Falligkeitstag angegeben ist.

2.4.2  Einlésung von SEPA-Firmen-Lastschriften

SEPA-Firmen-Lastschriften sind eingeldst, wenn die Belastungsbuchung auf dem Konto des Kunden nicht spatestens am dritten Bankarbeitstag"
nach ihrer Vornahme riickgangig gemacht wird.

2.4.3 Unterrichtung iiber die Nichtausfiihrung oder Riickgangigmachung der Belastungsbuchung oder Ablehnung
der Einlésung

Uber die Nichtausfiihrung oder Riickgangigmachung der Belastungsbuchung (sieche Nummer B. 2.4.1 Absatz 2) oder die Ablehnung der Einldsung einer
SEPA-Firmen-Lastschrift (siehe Nummer B. 2.4.2) wird die Bank den Kunden unverziiglich, spatestens bis zu der gemaB Nummer B. 2.4.4 vereinbarten
Frist unterrichten. Dies kann auch auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg geschehen. Dabei wird die Bank, soweit moglich, die Griinde sowie
die Méglichkeiten angeben, wie Fehler, die zur Nichtausfiihrung, Riickgangigmachung oder Ablehnung gefiihrt haben, berichtigt werden kdnnen. Fir die
berechtigte Ablehnung der Einlésung einer autorisierten SEPA-Firmen-Lastschrift wegen fehlender Kontodeckung (siehe Nummer B. 2.4.1 Absatz 2,
vierter Spiegelstrich) berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ausgewiesene Entgelt.

2.4.4  Ausfithrung der Zahlung

(1) Die Bank ist verpflichtet, sicherzustellen, dass der von ihr dem Konto des Kunden aufgrund der SEPA-Firmen-Lastschrift des Zahlungsempfan-
gers belastete Lastschriftbetrag spatestens innerhalb der im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis” angegebenen Ausfiihrungsfrist beim Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfangers eingeht.

(2) Die Ausfiihrungsfrist beginnt an dem im Lastschriftdatensatz angegebenen Filligkeitstag. Fallt dieser Tag nicht auf einen Geschiaftstag geman
,Preis- und Leistungsverzeichnis” der Bank, so beginnt die Ausfiihrungsfrist am darauffolgenden Geschaftstag.

(3) Die Bank unterrichtet den Kunden iiber die Ausfiihrung der Zahlung auf dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg und in der vereinbarten
Haufigkeit.

2.5 Ausschluss des Erstattungsanspruchs bei einer autorisierten Zahlung

Der Kunde kann bei einer autorisierten Zahlung aufgrund einer SEPA-Firmen-Lastschrift von der Bank keine Erstattung des seinem Konto belasteten
Lastschriftbetrags verlangen. Anspriiche aus § 675x BGB sind ausgeschlossen.

Erstattungsanspriiche des Kunden bei einer nicht erfolgten oder fehlerhaft ausgefiihrten autorisierten Zahlung richten sich nach Nummer B. 2.6.2.

2.6 Erstattungs- und Schadensanspriiche des Kunden

2.6.1 Erstattung bei einer nicht autorisierten Zahlung

Im Falle einer vom Kunden nicht autorisierten Zahlung hat die Bank gegen den Kunden keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Sie ist
verpflichtet, dem Kunden den von seinem Konto abgebuchten Lastschriftbetrag zu erstatten. Dabei bringt sie das Konto wieder auf den Stand, auf
dem es sich ohne die Belastung durch die nicht autorisierte Zahlung befunden hatte.

Diese Verpflichtung ist spatestens bis zum Ende des Geschaftstags gemal ,,Preis- und Leistungsverzeichnis® zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an
welchem der Bank angezeigt wurde, dass die Zahlung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank
einer zustandigen Behdrde berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat
die Bank ihre Verpflichtung aus Satzen 2 und 3 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.
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2.6.2 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung

Bei nicht erfolgten autorisierten Zahlungen, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten autorisierten Zahlungen oder bei nicht autorisierten Zahlungen
kann der Kunde von der Bank, neben etwaigen Herausgabeanspriichen nach § 667 BGB und nach §§ 812 ff. BGB, den Ersatz eines hierdurch ent-
stehenden Schadens nach MaBgabe folgender Regelungen verlangen:
- Die Bank haftet fiir eigenes Verschulden. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten zu der Entstehung eines Schadens beigetragen,
bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden zu tragen haben.
Fiir das Verschulden der von der Bank zwischengeschalteten Stellen haftet die Bank nicht. In diesen Féllen beschréankt sich die Haftung der Bank
auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung der ersten zwischengeschalteten Stelle.
Die Haftung der Bank fiir Schaden ist der Hohe nach auf den Lastschriftbetrag zuziiglich der von der Bank in Rechnung gestellten Entgelte und
Zinsen begrenzt. Soweit es sich hierbei um Folgeschaden handelt, ist die Haftung zusatzlich auf hchstens 12.500 Euro je Zahlung begrenzt. Diese
Haftungsbeschrankungen gelten nicht fiir Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit der Bank und fiir Gefahren, die die Bank besonders libernommen hat
sowie fir nicht autorisierte Zahlungen.

Anspriiche aus § 675y BGB sind ausgeschlossen.

2.6.3 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Eine Haftung der Bank nach Nummer A. 2.6.2 bis A. 2.6.L+ ist in folgenden Fillen ausgeschlossen:

- Die Bank weist gegeniber dem Kunden nach, dass der Zahlungsbetrag rechtzeitig und ungekiirzt beim Zahlungsdienstleister des Zahlungs-
empfangers eingegangen ist.
Die Zahlung wurde in Ubereinstimmung mit der vom Zahlungsempfinger angegebenen fehlerhaften Kundenkennung des Zahlungsempfingers
ausgefiihrt. In diesem Fall kann der Kunde von der Bank jedoch verlangen, dass sie sich im Rahmen ihrer Moglichkeiten darum bemdht, den
Zahlungsbetrag wiederzuerlangen. Ist die Wiedererlangung des Zahlungsbetrags nach Satz 2 dieses Unterpunkts nicht moglich, so ist die Bank
verpflichtet, dem Kunden auf schriftlichen Antrag alle verfiigbaren Informationen mitzuteilen, damit der Kunde einen Anspruch auf Erstattung des
Zahlungsbetrags geltend machen kann. Fiir die Tatigkeiten nach Satzen 2 und 3 dieses Unterpunkts berechnet die Bank das im ,Preis- und Leistungs-
verzeichnis“ ausgewiesene Entgelt.

(2) Anspriiche des Kunden nach den Nummern B. 2.6.1 und B. 2.6.2 und Einwendungen des Kunden gegen die Bank aufgrund nicht oder fehlerhaft
ausgefiihrter Zahlungen oder aufgrund nicht autorisierter Zahlungen sind ausgeschlossen, wenn der Kunde die Bank nicht spatestens 13 Monate
nach dem Tag der Belastung mit einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Zahlung hiervon unterrichtet hat. Der Lauf der Frist beginnt
nur, wenn die Bank den Kunden Uber die Belastungsbuchung der Zahlung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens
innerhalb eines Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung mafBgeblich.
Schadensersatzanspriiche aus einer verschuldensabhangigen Haftung der Bank nach Nummer B. 2.6.2 kann der Kunde auch nach Ablauf der Frist in
Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser Frist verhindert war.

(3)  Anspriiche des Kunden sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

- auf einem ungewohnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt nicht hatten vermieden werden kénnen

oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.

Anlage: Liste der zu SEPA gehorenden Staaten und Gebiete
1 Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR)

1.1 Mitgliedstaaten der Européaischen Union

Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg,
Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern.

1.2 Weitere Staaten

Island, Liechtenstein und Norwegen.

2 Sonstige Staaten und Gebiete

Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Konigreich von GroBbritan-
nien und Nordirland sowie Saint-Pierre und Miquelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.

1 International Bank Account Number (Internationale Bankkontonummer).

2 Zum Europdischen Wirtschaftsraum gehdren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland,
Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Bsterreich, Polen, Portugal, Ruménien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und
Norwegen.

3 Business Identifier Code (Internationale Bankleitzahl).

4 Bankarbeitstage sind alle Werktage, au3er Sonnabende und 24. und 31. Dezember.

5 § 13 BGB: Verbraucher ist jede natiirliche Person, die ein Rechtsgeschaft zu einem Zwecke abschlie3t, der weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbststandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden kann.
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Sonderbedingungen
fur den Scheckverkehr

Stand: Oktober 2018

1 Verwendung zugelassener Scheckvordrucke, Aus-
handigung gegen Empfangsbescheinigung

(1) Fir die Ausstellung von Schecks sind nur die vom bezogenen Insti-
tut zugelassenen Scheckvordrucke zu verwenden; anderenfalls besteht
keine Einlésungspflicht. Uberbringerschecks diirfen nur auf Vordrucken
fiir Uberbringerschecks, Orderschecks nur auf Vordrucken fiir Order-
schecks ausgestellt werden. Verwendet der Kunde eigene Scheckvor-
drucke, gelten ebenfalls diese Bedingungen.

(2) Scheckvordrucke werden gegen Empfangsbescheinigung ausge-
handigt. Der Empfanger von Scheckvordrucken hat diese bei Empfang
auf Vollstandigkeit zu priifen.

2 Sorgfaltspflichten bei Verwahrung und Verwendung
von Scheckvordrucken und Schecks

(1) Scheckvordrucke und ausgefiillte Schecks sind mit besonderer
Sorgfalt aufzubewahren. Das Abhandenkommen von Scheckvordrucken
und Schecks ist der Bank, moglichst der kontofiihrenden Stelle, un-
verzliglich mitzuteilen.

(2) Die Scheckvordrucke sind deutlich lesbar auszufiillen sowie sorg-
faltig zu behandeln (z. B. nicht knicken, lochen, beschmutzen). Anderun-
gen und Streichungen des vorgedruckten Textes dirfen nicht vorge-
nommen werden. Der Scheckbetrag ist in Ziffern und in Buchstaben un-
ter Angabe der Wahrung so einzusetzen, dass nichts hinzugeschrieben
werden kann. Hat sich der Kunde beim Ausstellen eines Schecks ver-
schrieben oder ist der Scheck auf andere Weise unbrauchbar geworden,
so ist er zu vernichten.

3 Haftungsverteilung

(1) Die Bank haftet fiir die Erfiillung ihrer Verpflichtungen aus dem
Scheckvertrag. Hat der Kunde durch ein schuldhaftes Verhalten, insbe-
sondere durch eine Verletzung seiner Sorgfaltspflichten, zur Entste-
hung eines Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen
des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kunde den Schaden
zu tragen haben.
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(2) Lb&st die Bank Schecks ein, die dem Kunden nach der Ausstellung
abhanden gekommen sind, so kann sie das Konto des Kunden nur be-
lasten, wenn sie bei der Einlésung nicht grob fahrlassig gehandelt hat.

L Einlésung trotz mangelndem Guthaben

Die Bank ist berechtigt, Schecks auch bei mangelndem Guthaben oder
iber einen zuvor fiir das Konto eingerdumten Kredit (eingerdumte
Kontoiiberziehung) hinaus einzulésen. Die Buchung solcher Verfiigun-
gen auf dem Konto fiihrt zu einer geduldeten Kontoliberziehung. Die
Bank ist berechtigt, in diesem Fall den héheren Zinssatz fiir geduldete
Kontoliberziehungen zu verlangen.

5 Beachtung von Schecksperren

Der Widerruf eines ausgestellten Schecks kann nur beachtet werden,
wenn er der kontofiihrenden Stelle so rechtzeitig zugeht, dass seine Be-
ricksichtigung im Rahmen des ordnungsgemaBen Geschéaftsablaufs
moglich ist. Nach Ablauf der Vorlegungsfrist hat das bezogene Institut
eine Schecksperre nur fiir sechs Monate, gerechnet vom Eingang des
Widerrufs, zu beachten; spater vorgelegte Schecks kann das bezogene
Institut einldsen, sofern der Aussteller die Sperre nicht in Textform um
weitere sechs Monate verldngert.

6 Fremdwahrungsschecks

Die Bestimmung des Umrechnungskurses bei Fremdwahrungsgeschaf-
ten ergibt sich aus dem ,Preis- und Leistungsverzeichnis*.

7 Zusitzliche Regelungen fiir Orderschecks

Der Aussteller von Orderschecks steht allen Kreditinstituten, die am
Einzug der von ihm begebenen Orderschecks beteiligt sind, fir deren
Bezahlung ein. Jedes dieser Kreditinstitute kann gegen Vorlage der in-
nerhalb der Vorlegungsfrist vorgelegten und nicht bezahlten Schecks
Zahlung vom Aussteller verlangen. Die vorstehenden Bestimmungen
gelten auch fiir nach Beendigung des Scheckvertrages ausgestellte Or-
derschecks.
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Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)

Fassung: Oktober 2025

A. Garantierte Zahlungsformen
I. Geltungsbereich

Die girocard ist eine Debitkarte. Der Karteninhaber kann die Karte, soweit diese und die Akzeptanzstellen (z. B. Bezahlen am Terminal, Bezahlen im
Online-Handel, Bezahlen In-App in Handleranwendungen) entsprechend ausgestattet sind, fiir folgende Zahlungsdienste nutzen:

1 In Verbindung mit persénlichen Authentifizierungselementen (z. B. persénliche Geheimzahl ,PIN“) in deutschen
Debitkartensystemen

a) Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen des deutschen Geldautomatensystems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet
sind.

b) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an Akzeptanzstellen im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem
girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-Akzeptanzstellen).

c)  Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhilt, an einem Geldautomaten, so-
fern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

2 In Verbindung mit persdnlichen Authentifizierungselementen (z. B. persdnliche Geheimzahl ,PIN“) in fremden
Debitkartensystemen

a) Zum Abheben von Bargeld an Geldautomaten im Rahmen eines fremden Geldautomatensystems, soweit die Karte entsprechend ausgestattet
ist.

b) Zum Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an Akzeptanzstellen im Rahmen eines fremden Systems, soweit die Karte entspre-
chend ausgestattet ist.

c) Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos, das ein Mobilfunknutzer bei einem Mobilfunkanbieter unterhilt, an dem Geldautomaten eines
fremden Systems, sofern der Geldautomatenbetreiber diese Funktion anbietet und der Mobilfunkanbieter an dem System teilnimmt.

Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem fiir das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

3 Ohne Einsatz personlicher Authentifizierungselemente (z. B. persdnliche Geheimzahl ,,PIN)

a)  Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an Akzeptanzstellen im Rahmen des deutschen girocard-Systems, die

mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind, bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den Akzeptanzstellen fiir den jeweiligen kontaktlosen

Einsatz nicht die Eingabe eines personlichen Authentifizierungselements verlangt wird.

b)  Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an Akzeptanzstellen im Rahmen von fremden Debitkartensystemen

bis zu 50 Euro pro Bezahlvorgang, soweit an den Akzeptanzstellen fiir den jeweiligen kontaktlosen Einsatz nicht die Eingabe eines personlichen Au-

thentifizierungselements verlangt wird. Sowie zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgangen iber das Internet bei Handels- und Dienst-

leistungsunternehmen (Online-Handel). Die Akzeptanz der Karte im Rahmen eines fremden Systems erfolgt unter dem fiir das fremde System gel-

tenden Akzeptanzlogo.

c) Beim Einsatz an unbeaufsichtigten Akzeptanzstellen fiir Verkehrsnutzungsentgelte und Parkgebiihren (z. B. Beférderungstickets und Mautge-

biihren) kann auf die Verwendung eines personlichen Authentifizierungselements verzichtet werden.

d) BeiAuslésung eines Zahlungsvorgangs, wenn der Zahlungsempfanger auf einer zuvor vom Karteninhaber erstellten Liste seiner vertrauenswiir-

digen Empfanger hinterlegt wurde. Zur Erstellung oder Anderung dieser Liste ist eine starke Kundenauthentifizierung notwendig.

e) Wihrend der Erbringung von Zahlungsdiensten kénnen Zusatzfunktionen zur Anwendung kommen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbin-

dungsprogramm).

f)  AuBerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Zugangsmedium fiir

Zusatzfunktionen (z. B. Online-Altersverifikation, Kundenbindungsprogramm).

g) AuBerhalb der Erbringung von Zahlungsdiensten und ohne dass mit der Funktion eine Garantie der Bank verbunden ist, als Speichermedium fiir

Zusatzanwendungen

- der Bank nach MaBgabe des mit der Bank abgeschlossenen Vertrags (bankgenerierte Zusatzanwendung) oder

- eines Handels- und Dienstleistungsunternehmens nach MaBgabe des vom Karteninhaber mit diesem abgeschlossenen Vertrags (unternehmens-
generierte Zusatzanwendung).

L  Aktualisierungsservice fiir Zahlungen im Online-Handel

Die Bank wird zu Karten, die mit Kartendaten fiir den Online-Handel [16-stellige Primary Account Number (PAN), Kartenpriifnummer (Card Verifica-
tion Value (CVV)/Card Validation Code (CVC)) und ,Giiltig bis“~-Datum] ausgestattet sind, liber Mastercard/Visa teilnehmenden Akzeptanzstellen, bei
welchen der Karteninhaber zuvor seine Kartendaten fiir den Online-Handel hinterlegt hat, aktualisierte Kartendaten zur Verfligung stellen
(Aktualisierungsservice), um z. B. Zahlungen fiir wiederkehrende Dienstleistungen oder im Online-Handel auch nach einer Aktualisierung der Karten-
daten automatisch zu ermdglichen. Fiir Zwecke des Aktualisierungsservice beschranken sich die zur Verfiigung zu stellenden Kartendaten auf die
oder Teile der 16-stelligen Primary Account Number (PAN) und das ,Giiltig bis“-Datum.

Il. Allgemeine Regeln
1 Ausgabe der Karte

Die girocard kann als physische girocard (z.B. als Plastikkarte, passives Wearable) und digitale girocard (digitalisierte oder virtuelle Karte)
ausgegeben werden.
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Die digitale girocard kann dem Kunden entweder virtuell zur Speicherung auf einem mobilen Endgerit (Telekommunikations-, Digital- oder IT-
Gerat) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren (nachfolgend ,virtuelle girocard“ genannt) oder in Verbindung mit der physischen girocard digital
mittels eines mobilen Endgerits erzeugt (nachfolgend ,digitalisierte girocard“) bereitgestellt werden (beide Auspriagungen nachfolgend ,digitale
girocard®). Vertragliche Vereinbarungen zwischen dem Kontoinhaber und Dritten (z. B. Endgeritehersteller, Mobilfunkanbieter oder Anbieter von
Bezahlplattformen, bei denen digitale girocard Karten hinterlegt werden kénnen) bleiben unberiihrt. Die vertragliche Leistung der Bank betrifft
nicht die Funktionsfihigkeit oder den Betrieb des mobilen Endgerits und von Bezahlplattformen wie Apps fiir digitale Geldbérsen (z. B. Wallets), bei
denen die digitale girocard hinterlegt werden kann. Soweit sich aus dem Sinnzusammenhang nichts anderes ergibt, wird der Begriff ,girocard“ oder
,Karte“ in den vorliegenden Bedingungen als Oberbegriff fiir die physische girocard einschlie3lich der jeweils zugehérigen digitalisierten girocard
Karte(n) und die virtuelle girocard verwendet und erfasst sie alle gleichermafen.

Diese Sonderbedingungen gelten fiir beide Kartenformen gleichermalen, es sei denn, es ist ausdriicklich etwas anderes geregelt. Fiir digitale giro-
card Karten gelten ergidnzend die ,Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren®.

2 Karteninhaber und Vollmacht

Die Karte gilt fiir das Konto, zu dem sie ausgegeben wird, sowie gegebenenfalls fiir zusatzlich vereinbarte Konten, auf die der Karteninhaber Zugriff
hat. Sie kann nur auf den Namen des Kontoinhabers oder einer Person ausgestellt werden, der der Kontoinhaber Kontovollmacht erteilt hat. Wenn
der Kontoinhaber die Kontovollmacht widerruft, ist er dafiir verantwortlich, dass die an den Bevollmachtigten ausgegebene physische girocard an
die Bank zuriickgegeben oder vernichtet wird, und dass eine vom Bevollméachtigten auf mobilen Endgeraten gespeicherte digitale girocard auf allen
mobilen Endgerdten geléscht wird. Falls die Karte mit Kartendaten fir den Online-Handel ausgestattet ist, ist der Kontoinhaber ferner
verantwortlich dafir, dass diese Kartendaten des Bevollméachtigten geldscht und nicht mehr fiir Fernzahlungsvorgange im Online-Handel genutzt
werden. Die Bank wird die Karte nach Widerruf der Vollmacht fiir die Nutzung an Geldautomaten und Akzeptanzstellen elektronisch sperren. Eine
Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in den
Chip der Karte eingespeichert hat und ist nur dann moglich, wenn das Unternehmen die Méglichkeit zur Sperrung seiner Zusatzanwendung vorsieht.
Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung der Bank kommt nur gegeniiber der Bank in Betracht und richtet sich nach dem mit der Bank
abgeschlossenen Vertrag. Solange die Riickgabe der Karte nicht erfolgt ist, besteht die Moglichkeit, dass weiterhin eine Nutzung der auf der Karte
gespeicherten Zusatzanwendungen méglich ist.

3 Finanzielle Nutzungsgrenze

Der Karteninhaber darf Verfigungen mit seiner Karte nur im Rahmen des jeweiligen Kontoguthabens oder eines vorher fir das jeweilige Konto
eingeraumten Kredits vornehmen. Auch wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhilt, ist die Bank berechtigt,
den Ersatz der Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der Karte entstehen. Die Buchung solcher Verfligungen auf dem Konto fiihrt zu
einer geduldeten Kontouberziehung.

L4 Umrechnung von Fremdwé&hrungsbetriagen

Nutzt der Karteninhaber die Karte fiir Verfligungen, die nicht auf Euro lauten, wird das Konto gleichwohl in Euro belastet. Die Bestimmung des
Kurses bei Fremdwahrungsgeschiften ergibt sich aus dem ,,Preis- und Leistungsverzeichnis”. Eine Anderung des in der Umrechnungsregelung ge-
nannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden wirksam.

5 Riickgabe der girocard

Die physische girocard bleibt im Eigentum der Bank. Sie ist nicht ibertragbar. Die Karte ist nur fur den auf der physischen girocard angegebenen,
bzw. den bei Ausgabe oder Verlangerung einer digitalen girocard mitgeteilten Zeitraum giiltig.

Mit Aushandigung der neuen physischen girocard, spatestens aber nach Ablauf der Giltigkeit der physischen girocard ist die Bank berechtigt, die
alte physische girocard zuriickzuverlangen beziehungsweise die Léschung der digitalen girocard auf den mobilen Endgeraten, sowie die Léschung
der Kartendaten fiir den Online-Handel zu verlangen oder selbst zu veranlassen. Endet die Berechtigung, die Karte zu nutzen, vorher (z. B. durch
Kiindigung der Kontoverbindung oder des Kartenvertrags), so hat der Karteninhaber die physische girocard unverziiglich an die Bank zuriickzugeben
bzw. die digitale girocard auf den mobilen Endgerédten sowie die Kartendaten fiir den Online-Handel zu l6schen. Auf der physischen girocard
befindliche unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen hat der Karteninhaber bei dem Unternehmen, das die Zusatzanwendung auf die Karte
aufgebracht hat, unverziiglich entfernen zu lassen. Die Mdglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach
dem Vertragsverhaltnis zwischen dem Karteninhaber und der Bank.

6 Sperre und Einziehung der girocard

(1) Die Bank darf die Karte sperren und den Einzug der physischen girocard (z. B. an Geldautomaten) veranlassen, beziehungsweise die Léschung
der digitalen girocard auf den mobilen Endgeraten sowie der Kartendaten fiir den Online-Handel verlangen oder selbst veranlassen,

- wenn sie berechtigt ist, den Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen,

- wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Karte dies rechtfertigen oder

- wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung der Karte besteht.

Dariiber wird die Bank den Karteninhaber unter Angabe der hierfiir ma3geblichen Griinde mdglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der
Sperre oder Léschung unterrichten. Die Bank wird die Karte entsperren oder diese durch eine neue Karte ersetzen, wenn die Griinde fur die Sperre
nicht mehr gegeben sind. Auch hieriiber unterrichtet sie den Karteninhaber unverziiglich.

(2) Befindet sich auf der physischen girocard fiir das OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der physi-
schen girocard auch eine Sperrung der Funktion fiir das OnlineBanking zur Folge.
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(3) Hat der Karteninhaber auf einer eingezogenen physischen girocard eine Zusatzanwendung gespeichert, so hat der Einzug der physischen
girocard zur Folge, dass er die Zusatzanwendung nicht mehr nutzen kann. Zum Zeitpunkt der Einziehung in der girocard gespeicherte unterneh-
mensgenerierte Zusatzanwendungen kann der Karteninhaber vom kartenausgebenden Institut herausverlangen, nachdem dieses die physische
girocard von der Stelle, die die physische girocard eingezogen hat, zur Verfiigung gestellt bekommen hat. Die Bank ist berechtigt, das Herausgabe-
verlangen in Bezug auf die unternehmensgenerierten Zusatzanwendungen dadurch zu erfiillen, dass sie dem Karteninhaber die um die Zahlungsver-
kehrsfunktionen bereinigte physische girocard aushandigt. Die Méglichkeit zur weiteren Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet
sich nach den fiir jene Zusatzanwendung geltenden Regeln.

7 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers
7.1 Unterschrift

Sofern die physische girocard ein Unterschriftsfeld vorsieht, hat der Karteninhaber die physische girocard nach Erhalt unverziiglich auf dem Unter-
schriftsfeld zu unterschreiben.

7.2 Sorgfiltige Aufbewahrung der girocard

Die Karte ist mit besonderer Sorgfalt aufzubewahren, um zu verhindern, dass sie abhandenkommt oder missbrauchlich verwendet wird. Sie darf
insbesondere nicht unbeaufsichtigt im Kraftfahrzeug aufbewahrt werden, da sie missbrauchlich eingesetzt werden kann. So kann jeder, der im Besitz
der physischen girocard ist, bis zur Sperre der Karte Transaktionen ohne persénliche Geheimzahl (PIN) an Akzeptanzstellen titigen oder Fernzah-
lungsvorgange im Online-Handel zulasten des Kontos vornehmen, sofern die Karte mit Kartendaten fiir den Online-Handel ausgestattet ist.

7.3 Geheimhaltung persénlicher Authentifizierungselemente

Der Karteninhaber hat dafiir Sorge zu tragen, dass keine andere Person Kenntnis seiner persénlichen Authentifizierungselemente (z. B. von der
persénlichen Geheimzahl (PIN)) erlangt. Die PIN darf insbesondere nicht auf der physischen girocard vermerkt, bei einer digitalen girocard nicht in
dem gleichen Endgerat gespeichert werden, das zur Nutzung der digitalen girocard verwendet wird, oder in anderer Weise zusammen mit dieser
aufbewahrt werden. Denn jede Person, die die PIN kennt und in den Besitz der Karte kommt, hat die Moglichkeit, zulasten des Kontos, zu dem die
Karte ausgegeben wurde sowie gegebenenfalls zulasten zusatzlich definierter Konten, auf die der Karteninhaber Zugriff hat, Verfugungen zu tatigen
(z. B. Geld an Geldautomaten abzuheben). Sofern der Karteninhaber eine digitale girocard nutzt und der Zugriff auf das mobile Endgerit oder ein
anderes Kommunikationsgerat durch ein vom Karteninhaber wahlbares Legitimationsmedium abgesichert werden kann, so darf der Karteninhaber
zur Absicherung des Zugriffs nicht dieselbe PIN verwenden, die fiir die Nutzung der digitalen girocard erforderlich ist.

7.4  Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

(1) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl seiner Karte, des mobilen Endgerats mit digitaler girocard, des mobilen Endgerits mit
SecureGo plus-App, eines persdnlichen Authentifizierungselements (z. B. der persénlichen Geheimzahl (PIN)), der Kartendaten fiir den Online-
Handel oder die missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung von seiner Karte, des mobilen Endgerats mit digitaler
girocard, des mobilen Endgerats mit SecureGo plus-App, der Kartendaten fiir den Online-Handel oder der PIN fest, so ist die Bank, und zwar
moglichst die kontofiihrende Stelle, unverziiglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die Sperranzeige kann der Karteninhaber auch jederzeit
gegeniiber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem Ausland [ggf. abweichende Landervor-
wahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur méglich, wenn der Name der Bank — méglichst mit Bankleitzahl — und die Kontonummer
angegeben werden. Der Zentrale Sperrannahmedienst sperrt alle fiir das betreffende Konto ausgegebenen Karten sowie gegebenenfalls den Zugriff
auf zuséatzlich definierte Konten, auf die der Karteninhaber mit seiner Karte Zugriff hat, fiir die weitere Nutzung an Geldautomaten und Akzeptanz-
stellen. Zur Beschrankung der Sperre auf die abhandengekommene Karte muss sich der Karteninhaber mit seiner Bank, moglichst mit der
kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl oder Missbrauch unverzuglich bei der Polizei anzuzeigen.

(2) Hat der Karteninhaber den Verdacht, dass eine andere Person unberechtigt in den Besitz seiner Karte, des mobilen Endgerats mit digitaler
girocard oder des mobilen Endgerits mit SecureGo plus-App gelangt ist oder Kenntnis eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der
persdnlichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten fiir den Online-Handel erlangt hat, eine missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht
autorisierte Nutzung der Karte, des mobilen Endgerats mit digitaler girocard oder des mobilen Endgerdts mit SecureGo plus-App, eines
persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der persdnlichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten fiir den Online-Handel vorliegt, muss er
ebenfalls unverziiglich eine Sperranzeige abgeben.

(3) Bei Nutzung besonderer Authentifizierungsverfahren zur Anwendung persénlicher Authentifizierungselemente im Online-Handel gemiR
Nummer 8 Satz 3 hat der Karteninhaber vor der Autorisierung die Ubereinstimmung der zur Authentifizierung iibermittelten Transaktionsdaten (z. B.
Zahlbetrag, Datum) mit den fiir die Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei Feststellung von Abweichungen ist die Transaktion abzubre-
chen und der Verdacht auf missbrauchliche Verwendung der Bank anzuzeigen.

(4) Befindet sich auf der Karte fiir das OnlineBanking ein TAN-Generator oder eine Signaturfunktion, so hat die Sperre der Karte auch eine Sper-
rung der Funktion fiir das OnlineBanking zur Folge.

(5) Durch die Sperre der Karte bei der Bank bzw. dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang zum mobilen Endgerit, auf dem die
digitale Karte gespeichert ist, gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerét, auf dem die digitale Karte gespeichert
ist, kann nur gegentiber dem jeweiligen Anbieter dieser Funktionen erfolgen.

(6) Eine Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwen-
dung in den Chip der physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann moglich, wenn das Unternehmen die Méglichkeit zur Sperrung seiner
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung einer bankgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegentiiber der Bank in Betracht und richtet sich nach
dem mit der Bank abgeschlossenen Vertrag.

(7) Der Kontoinhaber hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Kartenzahlungsvorgangs
zu unterrichten.
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8 Autorisierung von Kartenzahlungsvorgingen durch den Karteninhaber

Mit dem Einsatz der Karte durch Einfiihren der physischen girocard an Akzeptanzstellen oder den Geldautomaten oder bei kontaktlosen Bezahlvor-
gangen durch Heranfiihren der Karte an Akzeptanzstellen oder bei kontaktlosen Bargeldauszahlungen am Geldautomaten durch das Heranfiihren
der Karte an den Kontaktlosleser des Geldautomaten erteilt der Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausfiihrung des Kartenzahlungs-
vorgangs. Soweit dafiir zusatzlich ein persénliches Authentifizierungselement (z. B. persénliche Geheimzahl (PIN)) erforderlich ist, wird die Zustim-
mung erst mit dessen Einsatz erteilt. Wenn beim Einsatz der Karte im Online-Handel besondere Authentifizierungsverfahren gefordert werden, sind
diese zu nutzen. Ergédnzend finden die ,Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise fiir die gesicherte Authentifizierung bei Zahlungen mit der
girocard (Debitkarte) im Internet“ in dem dort geregelten Umfang fiir den Einsatz im Online-Handel Anwendung. Die Erteilung der Zustimmung
(Autorisierung) von Kartenzahlungsvorgingen durch den Einsatz der digitalen girocard durch individualisierte Authentifizierungsverfahren erfolgt
nach MafRgabe der ,Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“. Nach Erteilung der
Zustimmung kann der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht mehr widerrufen. In der Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustim-
mung enthalten, dass die Bank die fur die Ausfiihrung des Kartenzahlungsvorgangs notwendigen personenbezogenen Daten des Karteninhabers
verarbeitet, Ubermittelt und speichert. Ausnahmsweise kdnnen gegeniiber Vertragsunternehmen im Rahmen eines fremden Debitkartensystems die
geforderten Kartendaten z. B. tiber das Telefon angegeben werden.

9 Sperrung eines verfiigbaren Geldbetrags

Die Bank ist berechtigt, auf dem Konto des Kontoinhabers einen im Rahmen der finanziellen Nutzungsgrenze (A. II. 3) verfiigbaren Geldbetrag zu
sperren, wenn

- der Zahlungsvorgang vom Zahlungsempfanger ausgeldst worden ist und

+ der Karteninhaber auch der genauen Hohe des zu sperrenden Geldbetrags zugestimmt hat.

Den gesperrten Geldbetrag gibt die Bank unbeschadet sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Rechte unverziiglich frei, nachdem ihr der genaue
Zahlungsbetrag mitgeteilt worden ist.

10 Ablehnung von Kartenzahlungsvorgangen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, den Kartenzahlungsvorgang abzulehnen, wenn

- der Karteninhaber den Kartenzahlungsvorgang nicht gemaf A. Il. 8 autorisiert hat,

- der fur den Kartenzahlungsvorgang geltende Verfligungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten ist oder
- die Karte gesperrt ist.

Hierliber wird der Karteninhaber im Rahmen des Kartenzahlungsvorgangs unterrichtet.

11 Ausfiihrungsfrist

Der Zahlungsvorgang wird vom Zahlungsempfanger ausgeldst. Nach Zugang des Zahlungsauftrags bei der Bank ist diese verpflichtet sicherzustel-
len, dass der Kartenzahlungsbetrag spatestens an dem im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ angegebenen Zeitpunkt beim Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempféangers eingeht.

12 Entgelte und deren Anderung

(1) Die vom Kontoinhaber gegeniiber der Bank geschuldeten Entgelte ergeben sich aus dem ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ der Bank.

(2) Anderungen der Entgelte fiir Verbraucher: Anderungen der Entgelte werden dem Kontoinhaber spatestens zwei Monate vor dem vorgeschla-
genen Zeitpunkt ihres Wirksamwerdens in Textform angeboten. Hat der Kontoinhaber mit der Bank im Rahmen der Geschaftsbeziehung einen elek-
tronischen Kommunikationsweg vereinbart (z. B. das OnlineBanking), kdnnen die Anderungen auch auf diesem Wege angeboten werden. Die von der
Bank angebotenen Anderungen werden nur wirksam, wenn der Kontoinhaber diese annimmt. Eine Vereinbarung iiber die Anderung eines Entgelts,
das auf eine Uiber die Hauptleistung hinausgehende Zahlung des Kontoinhabers gerichtet ist, kann die Bank mit dem Kontoinhaber nur ausdriicklich
treffen.

Die Anderung von Entgelten fiir den Zahlungsdiensterahmenvertrag (Girovertrag) richtet sich nach Nr. 12 Abs. 5 der Allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen.

(3) Anderungen der Entgelte fiir Kunden, die keine Verbraucher sind: Bei Entgelten und deren Anderung fiir Zahlungen von Kunden, die keine Ver-
braucher sind, verbleibt es bei den Regelungen in Nr. 12 Abs. 2 bis 6 der Allgemeinen Geschaftsbedingungen.

13 Information des Kontoinhabers iiber den Kartenzahlungsvorgang

Die Bank unterrichtet den Kontoinhaber mindestens einmal monatlich Uiber die mit der Karte getatigten Zahlungsvorgange auf dem fiir Kontoin-
formationen vereinbarten Weg. Mit Kontoinhabern, die nicht Verbraucher sind, kann die Art und Weise sowie die zeitliche Folge der Unterrichtung
gesondert vereinbart werden.
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14 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

14.1 Erstattung bei einem nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang

Im Falle eines nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der

- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

- Verwendung der Karte an Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen. Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag
ungekdrzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto des Karteninhabers belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne
den nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgang befunden hatte. Diese Verpflichtung ist unverziiglich, spatestens jedoch bis zum Ende des Ge-
schaftstags gemal ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde, dass der Kartenzah-
lungsvorgang nicht autorisiert ist, oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zusténdigen Behérde berechtigte
Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Karteninhabers vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung aus
Satz 2 unverziiglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.

14.2 Anspriiche bei nicht erfolgter, fehlerhafter oder verspateter Ausfiihrung eines autorisierten Kartenzahlungsvor-
gangs

(1) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung eines autorisierten Kartenzahlungsvorgangs z. B. in Form der

+ Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

- Verwendung der Karte an Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

kann der Kontoinhaber von der Bank die unverziigliche und ungekiirzte Erstattung des Verfiigungsbetrags insoweit verlangen, als der Kartenzah-

lungsvorgang nicht erfolgte oder fehlerhaft war. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich

ohne den nicht erfolgten oder fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang befunden hitte.

(2) Der Kontoinhaber kann iiber den Absatz 1 hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im
Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung des autorisierten Kartenzahlungsvorgangs in Rechnung gestellt oder seinem
Konto belastet wurden.

(3) Geht der Zahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfingers erst nach Ablauf der Ausfiihrungsfrist in Nummer A. Il. 11 ein
(Verspitung), kann der Zahlungsempfinger von seinem Zahlungsdienstleister verlangen, dass dieser die Gutschrift des Zahlungsbetrags auf dem
Konto des Zahlungsempfangers so vornimmt, als sei die Kartenzahlung ordnungsgemaf ausgefiihrt worden.

(4)  Wurde ein autorisierter Kartenzahlungsvorgang nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank den Kartenzahlungsvorgang auf Verlangen des
Karteninhabers nachvollziehen und ihn tGber das Ergebnis unterrichten.

14.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers wegen Pflichtverletzung

Im Falle eines nicht autorisierten Kartenzahlungsvorgangs oder im Falle einer nicht erfolgten, fehlerhaften oder verspateten Ausfiihrung eines
autorisierten Kartenzahlungsvorgangs kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von Nummer A. Il. 14.1 oder 14.2 erfasst
ist, ersetzt verlangen. Dies gilt nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer
zwischengeschalteten Stelle zur Last fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer
zwischengeschalteten Stelle liegt, die der Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder
erfolgt der Einsatz der Karte in einem Land auBerhalb Deutschlands und des Europdischen Wirtschaftsraums, beschrankt sich die Haftung der Bank
fir das Verschulden einer an der Abwicklung des Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung einer solchen
Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuldhaftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des
Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je
Kartenzahlungsvorgang begrenzt. Diese betragsméaBige Haftungsbeschrankung gilt nicht
+ fir nicht autorisierte Kartenzahlungsvorgange,

bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,
- fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat

und
- fur den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.

14.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss

(1) Anspriiche gegen die Bank nach Nummern A. Il. 14.1 bis 14.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spatestens 13 Monate
nach dem Tag der Belastung mit dem Kartenzahlungsvorgang dariiber unterrichtet hat, dass es sich um einen nicht autorisierten, nicht erfolgten
oder fehlerhaften Kartenzahlungsvorgang handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber tiber die aus dem
Kartenzahlungsvorgang resultierende Belastungsbuchung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines
Monats nach der Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung mafBgeblich. Haftungsan-
spriiche nach Nummer A. II. 14.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der Frist in Satz 1 geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Ein-
haltung dieser Frist verhindert war.

(2) Anspriiche des Kontoinhabers gegen die Bank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstinde

- auf einem ungewohnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden konnen, oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.
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14.5 Anspruch des Kontoinhabers bei einem von dem Zahlungsempfianger ausgeldsten autorisierten Kartenzahlungs-
vorgang

Im Falle eines von einem Handels- und Dienstleistungsunternehmen ausgeldsten autorisierten Kartenzahlungsvorgang hat der Karteninhaber einen

Anspruch auf Erstattung des belasteten Zahlungsbetrags, wenn
bei der Autorisierung der genaue Betrag nicht angegeben wurde und

- der Zahlungsbetrag den Betrag Ubersteigt, den der Karteninhaber entsprechend seinem bisherigen Ausgabeverhalten, den Bedingungen des
Zahlungsdiensterahmenvertrags und den jeweiligen Umstanden des Einzelfalls hatte erwarten konnen; mit einem etwaigen Wahrungsumtausch
zusammenhangende Griinde bleiben auf3er Betracht, wenn der vereinbarte Referenzwechselkurs zugrunde gelegt wurde.

Der Karteninhaber muss gegeniiber der Bank die Sachumstande darlegen, mit denen er seinen Erstattungsanspruch begriindet. Ein Anspruch des
Karteninhabers auf Erstattung ist ausgeschlossen, wenn er ihn nicht innerhalb von acht Wochen ab dem Zeitpunkt der Belastung des betreffenden
Zahlungsbetrags gegeniiber der Bank geltend macht.

15 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Kartenzahlungsvorginge

15.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige

(1) Verliert der Karteninhaber seine Karte, das mobile Endgerat mit digitaler girocard, das mobile Endgerat mit SecureGo plus-App, die Kartenda-
ten fiir den Online-Handel oder eines seiner persénlichen Authentifizierungselemente (z. B. die persénliche Geheimzahl (PIN)), oder werden sie ihm
gestohlen, kommen sie sonst abhanden oder werden diese sonst missbrauchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten Kartenzah-
lungsvorgangen, z. B. in Form der

- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

- Verwendung der Karte an Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

+ Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos,

haftet der Kontoinhaber fiir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Hohe von maximal 50 Euro. Die Haftung nach
Absatz 6 fiir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberiihrt.

(2) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz 1, wenn

- es dem Karteninhaber nicht méglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwen-
dung der Karte, des mobilen Endgerats mit digitaler girocard, des mobilen Endgerats mit SecureGo plus-App, der Kartendaten fiir den Online-
Handel oder eines persdnlichen Authentifizierungselements (z. B. der persénlichen Geheimzahl (PIN)) vor dem nicht autorisierten Kartenzahlungs-
vorgang zu bemerken, oder

- der Verlust der Karte, der Kartendaten fiir den Online-Handel oder eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der persénlichen Geheim-
zahl (PIN)) durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung der Bank oder eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten der Bank aus-
gelagert wurden, verursacht worden ist. Die Haftung nach Absatz 6 fiir Vorsatz und grobe Fahrlassigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Ab-
sicht bleibt unberiihrt.

(3) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der Karte oder der Kartendaten fiir den Online-
Handel in einem Land auBerhalb Deutschlands und des Europédischen Wirtschaftsraums, tragt der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter
Kartenzahlungsvorgange entstehenden Schaden nach Absatz 1 und 2 auch Uber einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn der Karteninhaber
die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlassig verletzt hat. Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung
des Schadens beigetragen, haftet die Bank fiir den entstandenen Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens.

(4) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kunden in Héhe von maximal 50 Euro gemaB vorstehendem Absatz 1 und
Uibernimmt alle Schaden, die durch nicht autorisierte Kartenzahlungsvorgéange bis zum Eingang der Sperranzeige entstanden sind, wenn der Karten-
inhaber seine ihm gemaf Abschnitt A. II. Ziffer 7 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht grob fahrlassig verletzt hat.

(5) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absitzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nicht
abgeben konnte, weil die Bank nicht die Mdglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden dadurch eingetre-
tenist.

(6) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgingen und hat der Karteninhaber seine Sorgfaltspflichten nach diesen Be-

dingungen vorsatzlich oder grob fahrléssig verletzt oder in betriigerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den hierdurch entstandenen

Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn er

- den Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Kartenzahlung der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht unverziiglich
mitgeteilt hat, nachdem er hiervon Kenntnis hat,

- die persénliche Geheimzahl (PIN) auf der physischen Karte vermerkt oder zusammen mit der physischen girocard verwahrt hat (z.B. im
Originalbrief, in dem sie dem Karteninhaber mitgeteilt wurde),

- die personliche Geheimzahl (PIN) der digitalen girocard auf dem mobilen Endgerit gespeichert hat oder

- die persdnliche Geheimzahl (PIN) einer anderen Person mitgeteilt hat und der Missbrauch dadurch verursacht worden ist.

Die Haftung fiir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den der Verfligungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den fiir die
Karte geltenden Verfligungsrahmen.

(7) Hat die Bank beim Einsatz der Karte eine starke Kundenauthentifizierung nach § 55 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes nicht verlangt oder
hat der Zahlungsempfianger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der Bank ab-
weichend von den Absé&tzen 1 bis 6 nach den Bestimmungen in § 675v Abs. 4 des Biirgerlichen Gesetzbuchs.
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15.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der Karte bzw. der Kartendaten fiir den Online-Handel, die
missbrauchliche Verwendung oder eine sonstige nicht autorisierte Nutzung der Karte, eines persénlichen Authentifizierungselements (z. B. der
persénlichen Geheimzahl (PIN)) oder der Kartendaten fiir den Online-Handel, angezeigt wurde, ibernimmt die Bank alle danach durch Kartenzah-
lungsvorgange z. B. in Form der

- Abhebung von Bargeld an einem Geldautomaten

- Verwendung der Karte an Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen und/oder im Online-Handel

- Verwendung der Karte zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos

entstehenden Schaden. Handelt der Karteninhaber in betriigerischer Absicht, tragt der Kontoinhaber auch die nach der Sperranzeige entstehenden
Schaden.

lll. Besondere Regeln fiir einzelne Nutzungsarten
1 Geldautomaten-Service und Einsatz an Akzeptanzstellen von Handels- und Dienstleistungsunternehmen

1.1 Verfiigungsrahmen der girocard

Verfligungen an Geldautomaten und Akzeptanzstellen sind fiir den Karteninhaber nur im Rahmen des fiir die Karte geltenden Verfliigungsrahmens
mdglich. Bei jeder Nutzung der Karte an Geldautomaten und Akzeptanzstellen wird gepriift, ob der Verfligungsrahmen der Karte durch vorangegan-
gene Verfligungen bereits ausgeschopft ist. Verfiigungen, mit denen der Verfigungsrahmen der Karte Uiberschritten wiirde, werden unabhangig
vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum Konto eingerdumten Kredit abgewiesen. Der Karteninhaber darf den Verfiigungsrahmen der
Karte nur im Rahmen des Kontoguthabens oder eines vorher fiir das Konto eingerdumten Kredits in Anspruch nehmen. Der Kontoinhaber kann mit
der kontofiihrenden Stelle eine Anderung des Verfiigungsrahmens der Karte fiir alle zu seinem Konto ausgegebenen Karten vereinbaren. Ein
Bevollmachtigter, der eine Karte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung des Verfligungsrahmens fiir diese Karte vereinbaren.

1.2 Fehleingabe der Geheimzahl

Die Karte kann an Geldautomaten sowie an Akzeptanzstellen, an denen im Zusammenhang mit der Verwendung der Karte die PIN eingegeben
werden muss, nicht mehr eingesetzt werden, wenn die personliche Geheimzahl dreimal hintereinander falsch eingegeben wurde. Der Karteninhaber
sollte sich in diesem Fall mit seiner Bank, moglichst mit der kontofiihrenden Stelle, in Verbindung setzen.

1.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank hat sich gegeniiber den Betreibern von Geldautomaten und Akzeptanzstellen vertraglich verpflichtet, die Betrage, liber die unter Verwen-
dung der an den Karteninhaber ausgegebenen Karte verfligt wurde, an die Betreiber zu vergiiten. Die Bank hat bei der Nutzung der Karte im Rahmen
eines fremden Debitkartensystems den eingeschalteten Dienstleister mit dem direkten Einzug der verfiigten Betrage beauftragt. Einwendungen und
sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhéltnis zu dem Unternehmen oder dem Geldautomatenbetreiber, bei dem bar-
geldlos an einer Akzeptanzstelle bezahlt oder Bargeld verfiigt worden ist, sind unmittelbar gegeniiber diesen geltend zu machen.

1.4  Vorauswahl an Akzeptanzstellen

Die Handels- und Dienstleistungsunternehmen haben die Méglichkeit bei den von ihnen akzeptierten Karten in ihren Akzeptanzstellen Mechanismen
zu installieren, die eine Vorauswahl einer bestimmten Zahlungsmarke oder Zahlungsanwendung treffen. Dabei diirfen sie den Karteninhaber nicht
daran hindern, sich Uber diese Vorauswahl hinwegzusetzen.

2 Aufladen von Prepaid-Mobilfunk-Konten

2.1 Servicebeschreibung

Unter Verwendung seiner Karte und der persénlichen Geheimzahl (PIN) kann der Karteninhaber ein Prepaid-Mobilfunk-Konto eines Mobilfunkan-
bieters, auf dem vorausbezahlte Telefonwerteinheiten verbucht werden, an Geldautomaten innerhalb des ihm von seiner Bank eingeraumten
Verfiigungsrahmens (Abschnitt A. lll. Nummer 1.1) zulasten des Kontos, zu dem die Karte ausgegeben wurde, aufladen. Voraussetzung ist, dass der
vom Karteninhaber gewahlte Geldautomat Uber eine entsprechende Ladefunktion verfiigt und der Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-
Konto fiihrt, das aufgeladen werden soll, an dem System teilnimmt. Zum Aufladen eines Prepaid-Mobilfunk-Kontos hat der Karteninhaber am
Display des Geldautomaten den Meniipunkt zum Aufladen des Prepaid-Mobilfunk-Kontos zu wihlen, die Mobilfunk-Telefonnummer (,Handy-
Nummer) einzugeben und einen angezeigten Aufladebetrag zu wihlen. Nach Autorisierung der Ladetransaktionen durch die Bank des
Karteninhabers wird das Prepaid-Mobilfunk-Konto beim Mobilfunkanbieter aufgeladen. Mit diesem Verfahren kann der Karteninhaber sowohl sein
eigenes Prepaid-Mobilfunk-Konto als auch das eines Dritten aufladen. Wird die Aufladung von der Bank, etwa wegen fehlender Kontodeckung,
nicht autorisiert, wird am Display ein ablehnender Hinweis angezeigt.

2.2 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. llI. 1.2.

2.3 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist vertraglich verpflichtet, Ladebetrage fiir ein Prepaid-Mobilfunk-Konto, die unter Verwendung der an den Karteninhaber ausgegebenen
Karte autorisiert worden sind, zu bezahlen. Die Zahlungspflicht beschrankt sich auf den jeweils autorisierten Betrag. Einwendungen und sonstige
Beanstandungen des Karteninhabers aus dem Vertragsverhaltnis zu dem Mobilfunkanbieter, der das Prepaid-Mobilfunk-Konto fiihrt, sind unmittel-
bar gegeniiber diesem Unternehmen geltend zu machen.
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B. Von der Bank angebotene andere Service-Leistungen

Der Karteninhaber kann die Karte, falls diese entsprechend ausgestattet ist, auch fiir die folgenden Dienstleistungen nutzen:

1 Erteilung von Uberweisungsauftrigen an Selbstbedienungsterminals

1.1 Serviceumfang

Der Karteninhaber kann unter Verwendung seiner Karte und der persénlichen Geheimzahl (PIN) an Selbstbedienungsterminals seiner Bank Uberwei-
sungsauftrage innerhalb des Verfligungsrahmens von 1.000 Euro pro Kalendertag erteilen, soweit zwischen Kontoinhaber und Bank nicht ein
anderer Verfligungsrahmen vereinbart worden ist.

1.2  Erteilung und Ausfiihrung von Uberweisungsauftrigen

Fur die Erteilung und Ausfiihrung von Uberweisungsauftriagen gelten die gesondert vereinbarten Sonderbedingungen fiir den Uberweisungs-
verkehr.

1.3 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fur den Umgang mit der Karte gelten ergdnzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. Il. 7.2 bis 7.4.

1.4 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. l1I. 1.2.

1.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Uberweisungsauftrige

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Uberweisungsauftrige mit der Karte an Selbstbedienungsterminals richtet sich nach den
Regelungen unter A.Il. 15. Abweichend von A. ll.15.1 Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf 1.000 Euro pro Kalendertag und sofern ein
anderer Verfiigungsrahmen gemaf B. 1.1 vereinbart wurde, auf diesen beschrankt.

2 SB-Sparverkehr

2.1 Serviceumfang

Der Inhaber eines Sparkontos kann unter Verwendung der Karte und der persdnlichen Geheimzahl (PIN) an Geldautomaten iiber Sparkonten, die
durch besondere Vereinbarung des Kontoinhabers mit der Bank fiir diese Verwendung freigegeben sind, Verfligungen treffen (SB-Sparverkehr). Die
Freigabe zum SB-Sparverkehr erfolgt fiir den Inhaber des Sparkontos. Inwieweit Bevollmachtigte den SB-Sparverkehr nutzen konnen, richtet sich
nach den zwischen der Bank und dem Kontoinhaber hierfiir getroffenen Vereinbarungen.

Im SB-Sparverkehr sind Auszahlungen vom Sparkonto in bar am Geldautomaten mdglich. Fur Verfiigungen vom Sparkonto an Geldautomaten ver-
einbart die Bank mit dem Kontoinhaber einen jeweils fiir einen bestimmten Zeitraum geltenden Verfiigungsrahmen. Abhebungen, mit denen der Ver-
figungsrahmen Uberschritten wiirde, werden abgewiesen. Der Verfiigungsumfang ist bei Auszahlungen im SB-Sparverkehr auf die versprochene
Leistung beschrankt.

2.2  Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten
Fir den Umgang mit der Karte gelten ergénzend die Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten in Abschnitt A. II. 7.2 bis 7.4.

2.3 Fehleingabe der Geheimzahl
Es gelten die Regelungen in Abschnitt A. lI. 1.2.

2.4  Erstattungs- und Schadensersatzanspruch des Kontoinhabers
Es gelten die Regelungen unter A. II. 14.

2.5 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen

Die Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Verfiigungen richtet sich nach den Regelungen unter A.ll. 15. Abweichend von A.ll.15.1
Absatz 6 ist die Haftung des Kontoinhabers auf den fiir den SB-Sparverkehr geltenden Verfiigungsrahmen (B. 2.1) beschrankt.

2.6 Geltung der ,Sonderbedingungen fiir die SparCard*
Erganzend finden die ,Sonderbedingungen fiir die SparCard“ in dem Umfang Anwendung, der fiir den SB-Sparverkehr dort festgelegt ist.

C. Zusatzanwendungen

1 Speicherung von Zusatzanwendungen auf der girocard

(1) Der Karteninhaber hat die Mdglichkeit, den auf der physischen girocard befindlichen Chip als Speichermedium fiir eine bankgenerierte
Zusatzanwendung (z. B. in Form eines Jugendschutzmerkmals) oder als Speichermedium fiir eine unternehmensgenerierte Zusatzanwendung (z. B. in
Form eines elektronischen Fahrscheins) zu benutzen.
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(2) Die Nutzung einer bankgenerierten Zusatzanwendung richtet sich nach dem Rechtsverhiltnis des Karteninhabers zur Bank. Eine unternehmens-
generierte Zusatzanwendung kann der Karteninhaber nach Ma3gabe des mit dem Unternehmen geschlossenen Vertrags nutzen. Es obliegt der Ent-
scheidung des Karteninhabers, ob er seine physische girocard zur Speicherung unternehmensgenerierter Zusatzanwendungen nutzen méchte. Die
Speicherung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der physischen girocard erfolgt am Terminal des Unternehmens nach Absprache
zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen. Kreditinstitute nehmen vom Inhalt der am Unternehmensterminal kommunizierten Daten keine
Kenntnis.

2 Verantwortlichkeit des Unternehmens fiir den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung

Die kartenausgebende Bank stellt mit dem Chip auf der physischen girocard lediglich die technische Plattform zur Verfligung, die es dem
Karteninhaber ermdglicht, im Chip der physischen girocard unternehmensgenerierte Zusatzanwendungen zu speichern. Eine Leistung, die das
Unternehmen Uber die unternehmensgenerierte Zusatzanwendung gegeniiber dem Karteninhaber erbringt, richtet sich ausschlieBlich nach dem
Inhalt des Vertragsverhiltnisses zwischen dem Karteninhaber und dem Unternehmen.

3 Reklamationsbearbeitung in Bezug auf Zusatzanwendungen

(1) Einwendungen, die den Inhalt einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschlieBlich gegeniiber
dem Unternehmen geltend zu machen, das die Zusatzanwendung in die physische girocard eingespeichert hat. Das Unternehmen bearbeitet
derartige Einwendungen auf Basis der bei ihm gespeicherten Daten. Der Karteninhaber darf die physische girocard zum Zwecke der
Reklamationsbearbeitung nicht dem Unternehmen aushandigen.

(2) Einwendungen, die den Inhalt einer bankgenerierten Zusatzanwendung betreffen, hat der Karteninhaber ausschlielich gegeniiber der Bank
geltend zu machen.

L Keine Angabe der von der Bank an den Kunden ausgegebenen PIN bei unternehmensgenerierten Zusatzanwen-
dungen

Bei der Speicherung, inhaltlichen Anderung oder Nutzung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung auf der physischen girocard wird die
von der kartenausgebenden Bank an den Karteninhaber ausgegebene PIN nicht eingegeben. Sofern das Unternehmen, das eine unternehmensgene-
rierte Zusatzanwendung in den Chip der physischen girocard eingespeichert hat, dem Karteninhaber die Méglichkeit eréffnet, den Zugriff auf diese
Zusatzanwendung mit einem separaten, von ihm wéhlbaren Legitimationsmedium abzusichern, so darf der Karteninhaber zur Absicherung der
unternehmensgenerierten Zusatzanwendung nicht die PIN verwenden, die ihm von der kartenausgebenden Bank fiir die Nutzung der Zahlungsver-
kehrsanwendungen zur Verfiigung gestellt worden ist.

5 Sperrmoglichkeit von Zusatzanwendungen

Die Sperrung einer unternehmensgenerierten Zusatzanwendung kommt nur gegeniiber dem Unternehmen in Betracht, das die Zusatzanwendung in
den Chip der physischen girocard eingespeichert hat und ist nur dann moglich, wenn das Unternehmen die Mdéglichkeit zur Sperrung seiner
Zusatzanwendung vorsieht. Die Sperrung von bankgenerierten Zusatzanwendungen kommt nur gegeniiber der Bank in Betracht und richtet sich
nach dem mit der Bank geschlossenen Vertrag.

D. AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemaoglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Kunde an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ ndher bezeichneten Streitschlich-
tungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen fiir die Abholung von Briefen und fiir die
Uberlassung von BriefschlieB3fachern

Fassung: Januar 2016

1 Zur Bereithaltung geeignete Mitteilungen und Sendungen

Auf Vereinbarung mit dem Kunden halt die Bank samtliche fiir ihn bestimmte Mitteilungen und sonstige Sendungen jeder Art zur Abholung bereit;
bei entsprechender Vereinbarung werden diese Mitteilungen und Sendungen in ein BriefschlieBfach der Bank gegeben.

2 Aushandigung der Mitteilungen

(1) Fiir den Kunden bestimmte Mitteilungen kann die Bank dem Kunden und bis zum Widerruf in Textform auch demjenigen ohne Quittung aushian-
digen, den der Kunde der Bank benannt hat.

(2) Die Bank ist befugt, die Legitimation des Abholers zu priifen.

(3) Auf besonderen Wunsch des Kunden kann vereinbart werden, dass der Abholer eine Ausweiskarte vorzulegen hat.

3 Aushandigung der BriefschlieBfachschliissel

(1) Die Bank handigt dem Kunden die zum BriefschlieBfach gehérenden Schliissel aus, die er sorgfiltig aufbewahren und bei Beendigung der
Vereinbarung zur Uberlassung des BriefschlieBfachs an die Bank zuriickgeben wird. Den Verlust auch nur eines Schliissels wird der Kunde der Bank
unverziiglich in Textform anzeigen; die Bank veranlasst daraufhin die Anderung des Schlosses und die Anfertigung neuer Schliissel.

(2) Der Kunde wird fiir alle Kosten aufkommen, die dadurch entstehen, dass durch sein Verschulden das Schloss, andere Teile des Briefschlie3-
fachs oder die Schlissel unbrauchbar geworden sind oder erneuert werden miissen.

(3)  Zur Abholung der fiir den Kunden bereitgehaltenen Mitteilungen und Sendungen ist auch derjenige berechtigt, der den Schlissel zu dem
Briefschlie3fach in seinem Besitz hat.

L Versendung der Mitteilungen und Sendungen

Die Bank kann einzelne zur Bereithaltung geeignete Mitteilungen und Sendungen zusenden, wenn sie dies auch unter Abwagung der Interessen des
Kunden fur erforderlich halt.

5 Beendigung der Abholung und der Benutzung von BriefschlieBfachern

Der Kunde kann jederzeit erklaren, dass er mit der Bereithaltung von Mitteilungen und Sendungen bei der Bank nicht mehr einverstanden ist; die
Bank kann dies nur unter Einhaltung einer Frist von mindestens 14 Tagen erkléren.
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Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking

Stand: Oktober 2025

1 Leistungsangebot

(1) Der Kunde und dessen Bevollmichtigte kénnen Bankgeschifte mittels OnlineBanking in dem von der Bank angebotenen Umfang abwickeln.
Zudem kdnnen sie Informationen der Bank mittels OnlineBanking abrufen.

Des Weiteren sind sie gemaB3 § 675f Abs. 3 BGB berechtigt, Zahlungsauslésedienste und Kontoinformationsdienste gema § 1 Abs. 33 und 34 Zah-
lungsdiensteaufsichtsgesetz (ZAG) zu nutzen. Dariiber hinaus kénnen sie von ihnen ausgewihlte sonstige Drittdienste nutzen.

(2) Kunde und Bevollmichtigte werden einheitlich als , Teilnehmer”, Konto und Depot einheitlich als ,Konto” bezeichnet, es sei denn, dies ist aus-
driicklich anders bestimmt.

(3)  Zur Nutzung des OnlineBanking gelten die mit der Bank gesondert vereinbarten Verfiigungslimite. Eine Anderung dieser Limite kann der Teil-
nehmer mit seiner Bank gesondert vereinbaren.

2 Voraussetzungen zur Nutzung des OnlineBanking
(1) Der Teilnehmer kann das OnlineBanking nutzen, wenn die Bank ihn authentifiziert hat.

(2) Authentifizierung ist das mit der Bank gesondert vereinbarte Verfahren, mit dessen Hilfe die Bank die Identitdt des Teilnehmers oder die be-
rechtigte Verwendung eines vereinbarten Zahlungsinstrumentes, einschlieBlich der Verwendung des Personalisierten Sicherheitsmerkmals des Teil-
nehmers iberpriifen kann. Mit den hierfiir vereinbarten Authentifizierungselementen kann der Teilnehmer sich gegeniiber der Bank als berechtigter
Teilnehmer ausweisen, auf Informationen zugreifen (sieche Nummer 3 dieser Bedingungen) sowie Auftrige erteilen (siehe Nummer4 dieser
Bedingungen).

(3) Authentifizierungselemente sind

- Wissenselemente, also etwas, das nur der Teilnehmer weif3 (z. B. persénliche Identifikationsnummer [PIN] oder der Nutzungscode fiir die elektroni-
sche Signatur) und
Besitzelemente, also etwas, das nur der Teilnehmer besitzt (z. B. Gerét zur Erzeugung oder zum Empfang von einmal verwendbaren Transaktions-
nummern [TAN]), die den Besitz des Teilnehmers nachweisen, wie die girocard mit TAN-Generator oder das mobile Endgerit, sowie

- Seinselemente, also etwas, das der Teilnehmer ist (Inharenz, z. B. Fingerabdruck als biometrisches Merkmal des Teilnehmers).

(4) Die Authentifizierung des Teilnehmers erfolgt, indem der Teilnehmer gemisB der Anforderung der Bank das Wissenselement, den Nachweis des
Besitzelements und/oder den Nachweis des Seinselements an die Bank tibermittelt.

3 Zugang zum OnlineBanking

(1) Der Teilnehmer erhilt Zugang zum OnlineBanking der Bank, wenn

- er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmeldename) angibt und

- er sich unter Verwendung des oder der von der Bank angeforderten Authentifizierungselemente(s) ausweist und

- keine Sperre des Zugangs (siehe Nummern 8.1 und 9 dieser Bedingungen) vorliegt.

Nach Gewshrung des Zugangs zum OnlineBanking kann auf Informationen zugegriffen oder kdnnen nach Nummer 4 dieser Bedingungen Auftrdage
erteilt werden.

(2) Fir den Zugriff auf sensible Zahlungsdaten im Sinne des § 1 Abs. 26 Satz 1 ZAG (z. B. zum Zweck der Anderung der Anschrift des Kunden) for-
dert die Bank den Teilnehmer auf, sich unter Verwendung eines weiteren Authentifizierungselements auszuweisen, wenn beim Zugang zum Online-
Banking nur ein Authentifizierungselement angefordert wurde. Der Name des Kontoinhabers und die Kontonummer sind fiir den vom Teilnehmer
genutzten Zahlungsausldsedienst und Kontoinformationsdienst keine sensiblen Zahlungsdaten (§ 1 Abs. 26 Satz 2 ZAG).

L Auftrige
L1 Auftragsarten

Es kénnen Auftrage verschiedener Art erteilt werden, z. B. Vertrage abschlieBen bzw. Vertragsanderungen zustimmen, Uberweisungen oder Limitan-
derungen beauftragen oder Zahlbetrége fiir einen bestimmten Zeitraum reservieren. Darunter kann auch die Erteilung von Leseberechtigungen fiir
Drittdienste und die Erlaubnis zur Benachrichtigung von Drittdiensten {iber spezielle Umsitze fallen (vgl. Nummer 1 Absatz 1 dieser Bedingungen).

4.2 Auftragserteilung

Der Teilnehmer muss einem Auftrag zu dessen Wirksamkeit zustimmen (Autorisierung). Auf Anforderung hat er hierzu Authentifizierungselemente
(z. B. Eingabe einer TAN oder elektronische Signatur als Nachweis des Besitzelements) zu verwenden, sofern mit der Bank nichts anderes vereinbart
wurde. Die Bank bestéatigt mittels OnlineBanking den Eingang des Auftrags.

4.3  Widerruf von Auftragen

Die Widerrufbarkeit eines Auftrags richtet sich nach den fiir die jeweilige Auftragsart geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den
Uberweisungsverkehr). Der Widerruf von Auftrigen kann nur auBerhalb des OnlineBanking erfolgen, es sei denn, die Bank sieht eine Widerrufmég-
lichkeit im OnlineBanking ausdriicklich vor.
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5 Bearbeitung von Auftragen durch die Bank

(1) Die Bearbeitung der Auftrige erfolgt an den fiir die Abwicklung der jeweiligen Auftragsart (z. B. Uberweisung) auf der OnlineBanking-Seite der
Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” bekannt gegebenen Geschaftstagen im Rahmen des ordnungsgemiaBen Arbeitslaufs. Geht der
Auftrag nach dem auf der OnlineBanking-Seite der Bank oder im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” angegebenen Zeitpunkt (Annahmefrist) ein oder
fallt der Zeitpunkt des Eingangs nicht auf einen Geschéaftstag gemal OnlineBanking-Seite der Bank oder ,,Preis- und Leistungsverzeichnis” der Bank,
so gilt der Auftrag als am darauffolgenden Geschaftstag zugegangen. Die Bearbeitung beginnt erst an diesem Geschaftstag.

(2) Die Bank wird den Auftrag ausfiihren, wenn folgende Ausfiihrungsbedingungen vorliegen:
- Der Teilnehmer hat den Auftrag autorisiert (vgl. Nummer 4.2 dieser Bedingungen).
Die Berechtigung des Teilnehmers fiir die jeweilige Auftragsart (z. B. Wertpapierorder) liegt vor.
Das OnlineBanking-Datenformat ist eingehalten.
Das gesondert vereinbarte OnlineBanking-Verfiigungslimit ist nicht iiberschritten (vgl. Nummer 1 Absatz 3 dieser Bedingungen).
Die weiteren Ausfiihrungsbedingungen nach den fiir die jeweilige Auftragsart maBgeblichen Sonderbedingungen (z. B. ausreichende Konto-
deckung gemiB den Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr) liegen vor.
Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Satz 1 vor, fiihrt die Bank die Auftrage nach MaBgabe der Bestimmungen der fiir die jeweilige Auftragsart
geltenden Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapiergeschift) aus.

(3) Liegen die Ausfiihrungsbedingungen nach Absatz 2 Satz 1 nicht vor, wird die Bank den Auftrag nicht ausfiihren und dem Teilnehmer eine In-
formation uber die Nichtausfiihrung und - soweit moglich - iber deren Griinde und die Méglichkeiten, mit denen Fehler, die zur Ablehnung gefiihrt
haben, berichtigt werden konnen, mittels OnlineBanking zur Verfiigung stellen.

6 Information des Kunden iiber OnlineBanking-Verfiigungen

Die Bank unterrichtet den Kunden mindestens einmal monatlich tiber die mittels OnlineBanking getatigten Verfiigungen auf dem fiir Kontoinforma-
tionen vereinbarten Weg.

7 Sorgfaltspflichten des Teilnehmers

7.1  Schutz der Authentifizierungselemente

(1) Der Teilnehmer hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine Authentifizierungselemente (siehe Nummer 2 dieser Bedingungen) vor
unbefugtem Zugriff zu schiitzen. Ansonsten besteht die Gefahr, dass das OnlineBanking missbrauchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht au-
torisiert genutzt wird (vgl. Nummern 3 und 4 dieser Bedingungen).

(2)  Zum Schutz der einzelnen Authentifizierungselemente hat der Teilnehmer vor allem Folgendes zu beachten:

(a) Wissenselemente, wie z. B. die PIN, sind geheim zu halten; sie diirfen insbesondere

+ nicht miindlich (z. B. telefonisch oder persénlich) mitgeteilt werden,

- nicht auBerhalb des OnlineBanking in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,

- nicht ungesichert elektronisch gespeichert (z. B. Speicherung der PIN im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerit) werden und

- nicht auf einem Gerét notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerét aufbewahrt werden, das als Besitzelement (z. B. girocard mit TAN-
Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte) oder zur Priifung des Seinselements (z. B. mobiles Endgerit mit Anwendung fiir das OnlineBanking
und Fingerabdrucksensor) dient.

(b) Besitzelemente, wie z. B. die girocard mit TAN-Generator oder ein mobiles Endgerit, sind vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere

- sind die girocard mit TAN-Generator oder die Signaturkarte vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher zu verwahren,

- ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerit des Teilnehmers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kénnen,

- ist dafiir Sorge zu tragen, dass andere Personen die auf dem mobilen Endgerit (z. B. Mobiltelefon) befindliche Anwendung fiir das OnlineBanking
(z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) nicht nutzen kénnen,

- ist die Anwendung fiir das OnlineBanking (z. B. OnlineBanking-App, Authentifizierungs-App) auf dem mobilen Endgerit des Teilnehmers zu
deaktivieren, bevor der Teilnehmer den Besitz an diesem mobilen Endgerit aufgibt (z. B. durch Verkauf oder Entsorgung des Mobiltelefons),

- dirfen die Nachweise des Besitzelements (z. B. TAN) nicht auBerhalb des OnlineBanking miindlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-
Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden und

- muss der Teilnehmer, der von der Bank einen Code zur Aktivierung des Besitzelements (z. B. Mobiltelefon mit Anwendung fiir das OnlineBanking)
erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff anderer Personen sicher verwahren; ansonsten besteht die Gefahr, dass andere Personen ihr
Gerat als Besitzelement fiir das OnlineBanking des Teilnehmers aktivieren.

(c) Seinselemente, wie z. B. Fingerabdruck des Teilnehmers, diirfen auf einem mobilen Endgerit des Teilnehmers fiir das OnlineBanking nur dann

als Authentifizierungselement verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerat keine Seinselemente anderer Personen gespeichert sind. Sind

auf dem mobilen Endgerét, das fiir das OnlineBanking genutzt wird, Seinselemente anderer Personen gespeichert, ist fiir das OnlineBanking das von

der Bank ausgegebene Wissenselement (z. B. PIN) zu nutzen und nicht das auf dem mobilen Endgerit gespeicherte Seinselement.

(3) Beim mobileTAN-Verfahren darf das mobile Endgerat, mit dem die TAN empfangen wird (z. B. Mobiltelefon), nicht gleichzeitig fiir das Online-
Banking genutzt werden.

(4) Die fiir das mobileTAN-Verfahren hinterlegte Telefonnummer ist zu léschen oder zu dndern, wenn der Teilnehmer diese Telefonnummer fiir das
OnlineBanking nicht mehr nutzt.

(5) Ungeachtet der Schutzpflichten nach den Absitzen 1 bis 4 darf der Teilnehmer seine Authentifizierungselemente gegeniiber einem von ihm aus-
gewihlten Zahlungsausldsedienst und Kontoinformationsdienst sowie einem sonstigen Drittdienst verwenden (siehe Nummer 1 Absatz 1 Sitze 3
und 4 dieser Bedingungen). Sonstige Drittdienste hat der Teilnehmer mit der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt auszuwihlen.

7.2  Sicherheitshinweise der Bank

Der Teilnehmer muss die Sicherheitshinweise auf der OnlineBanking-Seite der Bank, insbesondere die MaBnahmen zum Schutz der eingesetzten
Hard- und Software (Kundensystem), beachten.
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7.3  Prifung der Auftragsdaten mit von der Bank angezeigten Daten

Die Bank zeigt dem Teilnehmer die von ihr empfangenen Auftragsdaten (z. B. Betrag, Kontonummer des Zahlungsempfingers, Wertpapierkennnum-
mer) liber das gesondert vereinbarte Gerit des Teilnehmers an (z. B. mittels mobilem Endgerit, Chipkartenlesegerit mit Display). Der Teilnehmer ist
verpflichtet, vor der Bestatigung die Ubereinstimmung der angezeigten Daten mit den fiir den Auftrag vorgesehenen Daten zu priifen. Bei Feststel-
lung von Abweichungen ist die Transaktion abzubrechen.

8 Anzeige- und Unterrichtungspflichten

8.1 Sperranzeige

(1) Stellt der Teilnehmer

- den Verlust oder den Diebstahl eines Besitzelements zur Authentifizierung (z. B. girocard mit TAN-Generator, mobiles Endgerit, Signaturkarte)
oder

- die missbrauchliche Verwendung oder die sonstige nicht autorisierte Nutzung eines Authentifizierungselements

fest, muss der Teilnehmer die Bank hieriiber unverziiglich unterrichten (Sperranzeige). Der Teilnehmer kann eine solche Sperranzeige jederzeit auch

Uber die gesondert mitgeteilten Kommunikationskaniale abgeben.

(2) Der Teilnehmer hat jeden Diebstahl oder Missbrauch eines Authentifizierungselements unverziiglich bei der Polizei zur Anzeige zu bringen.

(3) Hat der Teilnehmer den Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss er
ebenfalls eine Sperranzeige abgeben.

8.2 Unterrichtung liber nicht autorisierte oder fehlerhaft ausgefiihrte Auftrage

Der Kunde hat die Bank unverziiglich nach Feststellung eines nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten Auftrags hierliber zu unterrichten.

9 Nutzungssperre

9.1 Sperre auf Veranlassung des Teilnehmers

Die Bank sperrt auf Veranlassung des Teilnehmers, insbesondere im Fall der Sperranzeige nach Nummer 8.1 dieser Bedingungen,
- den OnlineBanking-Zugang fiir ihn oder alle Teilnehmer oder
- seine Authentifizierungselemente zur Nutzung des OnlineBanking.

9.2 Sperre auf Veranlassung der Bank

(1) Die Bank darf den OnlineBanking-Zugang fiir einen Teilnehmer sperren, wenn

- sie berechtigt ist, den OnlineBanking-Vertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen,

-+ sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der Authentifizierungselemente des Teilnehmers dies rechtfertigen oder
- der Verdacht einer nicht autorisierten oder einer betriigerischen Verwendung eines Authentifizierungselements besteht.

(2) Die Bank wird den Kunden unter Angabe der hierfiir maBgeblichen Griinde méglichst vor, spitestens jedoch unverziiglich nach der Sperre auf
dem vereinbarten Weg unterrichten. Die Angabe von Griinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen ver-
stoBen wirde.

9.3 Aufhebung der Sperre

Die Bank wird eine Sperre aufheben oder die betroffenen Authentifizierungselemente austauschen, wenn die Griinde fir die Sperre nicht mehr ge-
geben sind. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziglich.

9.4  Automatische Sperre eines Chip-basierten Besitzelements

(1) Eine Chipkarte mit Signaturfunktion sperrt sich selbst, wenn der Nutzungscode fiir die elektronische Signatur dreimal in Folge falsch eingege-
ben wird.

(2) Ein TAN-Generator als Bestandteil einer Chipkarte, der die Eingabe eines eigenen Nutzungscodes erfordert, sperrt sich selbst, wenn dieser
dreimal in Folge falsch eingegeben wird.

(3) Die in den Absatzen 1 und 2 genannten Besitzelemente kénnen dann nicht mehr fiir das OnlineBanking genutzt werden. Der Teilnehmer kann
sich mit der Bank in Verbindung setzen, um die Nutzungsmdoglichkeiten des OnlineBanking wiederherzustellen.

9.5 Zugangssperre fiir Zahlungsauslésedienst und Kontoinformationsdienst

Die Bank kann Kontoinformationsdienstleistern oder Zahlungsausldsedienstleistern den Zugang zu einem Zahlungskonto des Kunden verweigern,
wenn objektive und gebiihrend nachgewiesene Griinde im Zusammenhang mit einem nicht autorisierten oder betriigerischen Zugang des Kontoin-
formationsdienstleisters oder des Zahlungsauslosedienstleisters zum Zahlungskonto, einschlieBlich der nicht autorisierten oder betriigerischen
Auslésung eines Zahlungsvorgangs, es rechtfertigen. Die Bank wird den Kunden (iber eine solche Zugangsverweigerung auf dem vereinbarten Weg
unterrichten. Die Unterrichtung erfolgt méglichst vor, spatestens jedoch unverziiglich nach der Verweigerung des Zugangs. Die Angabe von
Grinden darf unterbleiben, soweit die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoBen wiirde. Sobald die Griinde fir die
Verweigerung des Zugangs nicht mehr bestehen, hebt die Bank die Zugangssperre auf. Hierliber unterrichtet sie den Kunden unverziglich.
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10 Haftung

10.1 Haftung der Bank bei Ausfiihrung eines nicht autorisierten Auftrags und eines nicht, fehlerhaft oder verspitet
ausgefiihrten Auftrags

Die Haftung der Bank bei einem nicht autorisierten Auftrag und einem nicht, fehlerhaft oder verspatet ausgefiihrten Auftrag richtet sich nach den fiir
die jeweilige Auftragsart vereinbarten Sonderbedingungen (z. B. Bedingungen fiir den Uberweisungsverkehr, Bedingungen fiir das Wertpapierge-
schift).

10.2 Haftung des Kunden bei missbrauchlicher Nutzung seiner Authentifizierungselemente
10.2.1 Haftung des Kunden fiir nicht autorisierte Zahlungsvorgange vor der Sperranzeige

(1) Beruhen nicht autorisierte Zahlungsvorginge vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines verlorengegangenen, gestohlenen oder sonst abhan-
dengekommenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbrauchlichen Verwendung eines Authentifizierungselements, haftet der
Kunde fiir den der Bank hierdurch entstehenden Schaden bis zu einem Betrag von 50 Euro, ohne dass es darauf ankommt, ob den Teilnehmer ein
Verschulden trifft.

(2) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach Absatz 1 verpflichtet, wenn

- es ihm nicht moglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbrauchliche Verwendung des Au-
thentifizierungselements vor dem nicht autorisierten Zahlungsvorgang zu bemerken oder

- der Verlust des Authentifizierungselements durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigniederlassung eines Zahlungsdienstleisters oder
eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten des Zahlungsdienstleisters ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

(3) Kommt es vor der Sperranzeige zu nicht autorisierten Zahlungsvorgidngen und hat der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt oder
seine Sorgfalts- und Anzeigepflichten nach diesen Bedingungen vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt, tragt der Kunde abweichend von den Ab-
sadtzen 1 und 2 den hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Teilnehmers kann insbesondere vorliegen, wenn er
eine seiner Sorgfaltspflichten nach

Nummer 7.1 Absatz 2,

Nummer 7.1 Absatz 4,

Nummer 7.3 oder

Nummer 8.1 Absatz 1
dieser Bedingungen verletzt hat.

(4) Abweichend von den Absitzen 1 und 3 ist der Kunde nicht zum Schadensersatz verpflichtet, wenn die Bank vom Teilnehmer eine starke Kun-
denauthentifizierung im Sinne des § 1 Abs. 24 ZAG nicht verlangt hat. Eine starke Kundenauthentifizierung erfordert insbesondere die Verwendung
von zwei voneinander unabhingigen Authentifizierungselementen aus den Kategorien Wissen, Besitz oder Sein (sieche Nummer 2 Absatz 3 dieser Be-
dingungen).

(5) Die Haftung fiir Schiaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den das Verfiigungslimit gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf das ver-

einbarte Verfliigungslimit.

(6) Der Kunde ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absitzen 1 und 3 verpflichtet, wenn der Teilnehmer die Sperranzeige nach Nummer 8.1
dieser Bedingungen nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Moglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte.

(7) Die Absitze 2 und & bis 6 finden keine Anwendung, wenn der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt hat.

(8) Ist der Kunde kein Verbraucher, gilt erganzend Folgendes:
Der Kunde haftet fiir Schaden aufgrund von nicht autorisierten Zahlungsvorgangen iiber die Haftungsgrenze von 50 Euro nach Absatzen 1 und 3
hinaus, wenn der Teilnehmer fahrlassig oder vorsatzlich gegen seine Anzeige- und Sorgfaltspflichten nach diesen Bedingungen verstof3en hat.
Die Haftungsbeschrankung in Absatz 2 erster Spiegelstrich findet keine Anwendung.

10.2.2 Haftung des Kunden bei nicht autorisierten Verfiigungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wert-
papiertransaktionen) vor der Sperranzeige

Beruhen nicht autorisierte Verfiigungen auBerhalb von Zahlungsdiensten (z. B. Wertpapiertransaktionen) vor der Sperranzeige auf der Nutzung eines
verlorengegangenen oder gestohlenen Authentifizierungselements oder auf der sonstigen missbrauchlichen Nutzung des Authentifizierungsele-
ments und ist der Bank hierdurch ein Schaden entstanden, haften der Kunde und die Bank nach den gesetzlichen Grundsatzen des Mitverschuldens.

10.2.3 Haftung ab der Sperranzeige

Sobald die Bank eine Sperranzeige eines Teilnehmers erhalten hat, tibernimmt sie alle danach durch nicht autorisierte OnlineBanking-Verfiigungen
entstehenden Schaden. Dies gilt nicht, wenn der Teilnehmer in betriigerischer Absicht gehandelt hat.

10.2.4 Haftungsausschluss

Haftungsanspriiche sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstande auf einem ungewohnlichen und unvorhersehbaren Er-
eignis beruhen, auf das diejenige Partei, die sich auf dieses Ereignis beruft, keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung der gebotenen
Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kdnnen.

11 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemdéglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Teilnehmer an die im ,Preis- und Leistungsverzeichnis” ndher bezeichneten Streit-
schlichtungs- oder Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen fiir die Nutzung
des elektronischen Postfachs

Fassung: Juni 2021

1 Bereitstellung und Nutzung eines elektronischen Postfachs

Die Bank stellt dem Kunden auf seinen Wunsch ein elektronisches Postfach zur Verfligung. Die Nutzung des elektronischen Postfachs setzt die Teil-
nahme des Kunden am OnlineBanking-Angebot der Bank voraus. Der Kunde kann das Postfach im bereitgestellten Funktionsumfang nutzen.
Bevollmachtigten ist die Nutzung des elektronischen Postfachs in gleicher Weise wie dem Kontoinhaber bzw. den Kontoinhabern gestattet.

2 Umfang der Postfachkommunikation

Bei Nutzung des elektronischen Postfachs tibermittelt die Bank auf diesem Weg fiir die festgelegten Konten, Depots und sonstigen Vertragsbezie-
hungen grundsatzlich alle Mitteilungen und Informationen. Dies umfasst beispielsweise

Konto- und Depotausziige,
Rechnungsabschlisse,
Kreditkartenabrechnungen,
- Angebote zur Anderung der Allgemeinen Geschiftsbedingungen, Sonderbedingungen oder Entgelten.

Die Ubermittlung der Mitteilungen und Informationen erfolgt unter anderem durch Einstellung von Dateien im PDF-Format in das elektronische
Postfach des Kunden. Die Bank bleibt dazu berechtigt, dem Kunden Dokumente nicht durch Einstellung einer Datei in das elektronische Postfach,
sondern per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Beriicksichtigung des Kundeninteresses fir zweckmaBig halt oder es aus rechtlichen Griinden
erforderlich ist.

Kunden, die handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungspflichten unterliegen, sollten sich bei einem Angehdrigen der steuerberatenden Berufe
informieren, was im Fall des Bezugs von elektronischen Dokumenten (z. B. Kontoausziigen) zur Erfiillung dieser Pflichten zu beachten ist.

3 Beendigung der Nutzung des elektronischen Postfachs

Der Kunde kann die Nutzung des elektronischen Postfachs jederzeit in Textform ohne Einhaltung einer Frist kiindigen.

Die Bank kann die Nutzung des Postfachs jederzeit mit einer Frist von zwei Monaten kiindigen, es sei denn, es liegt ein wichtiger Grund vor, der sie zu
einer auBerordentlichen Kiindigung berechtigen wiirde. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn es der Bank auch unter ange-
messener Beriicksichtigung der Belange des Kunden unzumutbar erscheint, den elektronischen Postfach-Dienst fortzusetzen.

Hat der Kunde mittels seiner girocard (Debitkarte) Zugang zum Kontoauszugdrucker, werden ihm ab dem Wirksamwerden der Kiindigung grund-
satzlich alle Mitteilungen und Informationen der Bank am Kontoauszugdrucker zur Verfiigung gestellt. Andernfalls werden sie ihm per Post zu-
gestellt. Die Bank bleibt in jedem Fall dazu berechtigt, dem Kunden Dokumente per Post zuzusenden, wenn sie dies unter Berlicksichtigung des
Kundeninteresses fiir zweckmafig halt oder es aus rechtlichen Griinden erforderlich ist.
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Sonderbedingungen fiir den Sparverkehr

Giiltig ab 15.10.2012

1 Spareinlage

(1) Spareinlagen sind Einlagen, die durch Ausfertigung einer Urkunde, insbesondere eines Sparbuchs, als solche gekennzeichnet sind.

(2) Spareinlagen dienen der Geldanlage. Geldbetrige, die zur Verwendung im Zahlungsverkehr bestimmt sind oder von vornherein befristet ange-
nommen werden, gelten nicht als Spareinlagen.

(3) Kunde und Bank kénnen Verfligungsbeschrankungen iiber Spareinlagen vereinbaren.

2 Sparurkunde

(1) Sparurkunden werden als Loseblatt-Sparurkunden in Form von periodischen Sparkontoausziigen (siehe Nummer 6) oder als einheitliche
Sparurkunden in Form von Sparbiichern und anderen Sparurkunden, auf denen die Umsitze fortlaufend vermerkt werden (siehe Nummer 7), ausge-
geben. Der Kunde erhilt nach der ersten Einlage eine Sparurkunde. Die Sparurkunde enthalt den Namen des Kunden, die Nummer des Sparkontos
sowie die Firmenbezeichnung der Bank.

(2) Inder Sparurkunde werden alle Gutschriften und Belastungen mit Angabe des Datums durch die Bank vermerkt.

(3) Der Kunde hat die Sparurkunde auf ihre Richtigkeit und Vollstandigkeit unverziiglich zu tiberpriifen.

3 Verzinsung

(1) Soweit nichts anderes vereinbart wurde, werden Spareinlagen zu den von der Bank durch Aushang in den Geschiftsraumen der kontofiih-
renden Stelle bekannt gegebenen Zinssitzen verzinst. Anderungen werden mit ihrer Bekanntgabe wirksam.

(2) Die Verzinsung beginnt mit dem Tag der Einzahlung und endet mit dem der Riickzahlung vorhergehenden Kalendertag. Der Monat wird zu
30 Tagen, das Jahr zu 360 Tagen gerechnet.

(3) Soweit nichts anderes vereinbart wurde, werden Zinsen am Ende eines jeden Kalenderjahres gutgeschrieben. Innerhalb eines Zeitraums von
2 Monaten nach Gutschrift kann Uber die Zinsen verfuigt werden. Danach unterliegen sie der Kiindigungsregelung gema Nummer 4. Im Falle einer
Kontoauflésung werden die Zinsen zu diesem Zeitpunkt ausgezahlt.

L4 Kiindigung

(1) Spareinlagen unterliegen einer Kiindigungsfrist von drei Monaten. Eine lingere Kiindigungsfrist und eine Kiindigungssperrfrist kénnen verein-
bart werden.

(2)  Von Spareinlagen mit einer Kiindigungsfrist von drei Monaten kénnen ohne Kiindigung bis zu 2.000,-- EUR fiir jedes Sparkonto innerhalb eines
Kalendermonats zuriickgefordert werden.

5 Vorschusszinsen

Ein Anspruch auf vorzeitige Verfligung besteht nicht. Werden Spareinlagen ausnahmsweise vorzeitig zurlickgezahlt, ist die Bank berechtigt, die
zurlickgezahlte Einlage mit Ausnahme des in Nummer 4 Absatz 2 genannten Betrags als Vorschuss zu verzinsen. Macht die Bank von diesem Recht
Gebrauch, so wird sie den jeweiligen Vorschusszinssatz durch Aushang in ihren Geschaftsraumen bekannt geben.

6 Besonderheiten fiir Loseblatt-Sparurkunden

(1) Der Kunde erhilt nach der ersten Einlage einen Sparkontoauszug. Der jeweils zuletzt erteilte Sparkontoauszug ist die zur Spareinlage
gehodrende Sparurkunde.

(2) Uber alle Gutschriften und Belastungen des Sparkontos stellt die Bank jeweils weitere Sparkontoausziige zur Verfiigung, die auch den Konto-
stand ausweisen. Die Bank darf mehrere Buchungen in einem Kontoauszug zusammenfassen.

(3) Die Bank wird dem Kunden mindestens einmal im Jahr einen Sparkontoauszug erteilen. Nach Ausstellung eines neuen Sparkontoauszugs
verliert der jeweils zuvor ausgestellte Sparkontoauszug seine Giltigkeit.

(4)  Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstindigkeit eines Sparkontoauszugs hat der Kunde spétestens vor Ablauf von sechs Wochen
nach dessen Zugang zu erheben; macht er seine Einwendungen in Textform geltend, genligt die Absendung innerhalb der Sechs-Wochen-Frist. Das
Unterlassen rechtzeitiger Einwendungen gilt als Genehmigung. Auf diese Folge wird die Bank bei Erteilung des Sparkontoauszugs besonders
hinweisen. Der Kunde kann auch nach Fristablauf eine Berichtigung des Sparkontoauszugs verlangen, muss dann aber beweisen, dass zu Unrecht
sein Konto belastet oder eine ihm zustehende Gutschrift nicht erteilt wurde.

7 Besonderheiten fiir gebundene Sparbiicher und andere einheitliche Sparurkunden

(1) Der Kunde erhilt nach der ersten Einlage eine einheitliche Sparurkunde, z. B. ein gebundenes Sparbuch.

(2) In der einheitlichen Sparurkunde werden alle Gutschriften und Belastungen mit Angabe des Datums durch die Bank vermerkt. Ohne Urkunden-
vorlage erfolgte Gutschriften und Belastungen werden bei der ndchsten Vorlage der einheitlichen Sparurkunde in dieser vermerkt.

(3) Einwendungen wegen Unrichtigkeit oder Unvollstindigkeit der einheitlichen Sparurkunde hat der Kunde unverziiglich zu erheben.

(4) Spareinlagen werden nur gegen Vorlage der einheitlichen Sparurkunde zuriickgezahlt.

(5) Die Bank ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Legitimation des Vorlegers zu priifen und an jeden Vorleger der einheitlichen Sparurkunde
Zahlung zu leisten, es sei denn, dass die Bank die Nichtberechtigung des Vorlegers kennt oder grob fahrlassig nicht erkennt.

(6) Die einheitliche Sparurkunde ist zuriickzugeben, wenn die gesamte Spareinlage zuriickgezahlt oder die einheitliche Sparurkunde durch eine
neue ersetzt wird.

(7) Der Kunde hat die einheitliche Sparurkunde sorgfiltig aufzubewahren. Die Vernichtung oder der Verlust der einheitlichen Sparurkunde sind der
Bank unverziiglich anzuzeigen.

(8) Alle Folgen seines Zuwiderhandelns gegen diese Bedingungen sowie alle Nachteile des Abhandenkommens, der missbriauchlichen Verwen-
dung, der Falschung und Verfalschung der einheitlichen Sparurkunde tragt der Kunde, soweit er sie zu vertreten hat. Die Bank haftet im Rahmen des
von ihr zu vertretenden Verschuldens und nur in dem MafRe, als sie im Verhaltnis zu anderen Ursachen an der Entstehung des Schadens mitgewirkt
hat.
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(9) Wird der Bank glaubhaft gemacht, dass eine einheitliche Sparurkunde vernichtet oder abhandengekommen ist, so kann sie dem Kunden eine
neue Sparurkunde ausstellen; die alte Sparurkunde gilt damit als kraftlos. Die Bank kann den Kunden auch an das zustandige Gericht verweisen und
die Ausfertigung einer neuen Sparurkunde von dem Ergebnis des gerichtlichen Aufgebots abhangig machen.

(10) wird die einheitliche Sparurkunde nach der Verlustanzeige von einem Dritten vorgelegt, bevor sie kraftlos ist, so darf die Bank an ihn nur
zahlen, wenn der Kunde sich hiermit ausdriicklich einverstanden erklart oder der Dritte eine rechtskraftige Entscheidung uber seine Verfiigungsbe-
rechtigung beibringt.
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Sonderbedingungen fiir die Vermietung von Schrankfachern

Fassung: Marz 2016

1 Einzelzutrittsrecht, Widerruf
(1) Ist das Schrankfach von mehreren Personen gemietet, ist jede allein zutrittsberechtigt.

(2) Jeder Mieter kann die Einzelzutrittsberechtigung der anderen Mieter jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft der Bank gegeniiber widerrufen. Der
Widerruf sollte aus Beweisgriinden méglichst in Textform erfolgen. Nach einem Widerruf sind die Mieter nur noch gemeinsam zutrittsberechtigt.

2 Zutrittsnachweis

Die Bank kann den Zutritt zum Schrankfach davon abhingig machen, dass der Mieter seine Zutrittsberechtigung nachweist (z. B. durch Vorlage eines
amtlichen Ausweises sowie einer Einlasskarte).

3 Pflichten des Mieters

(1) Der Mieter hat Schliissel und sonstige Zugangsmedien sorgfiltig aufzubewahren und bei Vertragsende zuriickzugeben. Ein Verlust ist der Bank
unverziiglich anzuzeigen. Der Mieter hat fiir alle Kosten aufzukommen, die dadurch entstehen, dass ihm die Schliissel abhandengekommen sind.
Gleiches gilt, wenn durch sein Verschulden das Schloss, andere Teile des Schrankfachs oder die Schliissel unbrauchbar geworden sind und erneuert
werden miissen.

(2) Ist fiir den Zutritt zum Schrankfach eine Geheimzahl zu verwenden, hat der Mieter zur Vermeidung von Missbrauchen dafiir Sorge zu tragen,
dass keine andere Person Kenntnis von der Geheimzahl erlangt. Die Geheimzahl sollte insbesondere nicht auf der Karte vermerkt oder in anderer
Weise zusammen mit dieser aufbewahrt werden.

Das Offnen des Faches erfolgt durch den Mieter allein; dieser hat dafiir zu sorgen, dass das Schrankfach ordnungsgemsif wieder verschlossen wird.

L Verantwortlichkeit fiir den Schrankfachinhalt

Die Bank nimmt von dem Schrankfachinhalt keine Kenntnis; jeder Mieter hat dafiir zu sorgen, dass der Schrankfachinhalt nicht durch in den einge-
brachten Gegenstanden selbst begriindete Ursachen - wie z. B. durch Feuchtigkeit, Rost oder Motten — Schaden nimmt. Der Mieter darf das
Schrankfach nicht zur Aufbewahrung von gefahrlichen - insbesondere feuergefahrlichen — Sachen benutzen.

5 Vollmacht, Widerruf

(1) Der Mieter soll eine Schrankfachvollmacht méglichst nur auf dem bei der Bank erhiltlichen Vordruck erteilen. Eine anders gefasste Vollmacht,
die sich nicht ausdriicklich auf den Zutritt zum Schrankfach erstreckt, braucht die Bank mit Riicksicht auf die Eigenart und Vertraulichkeit des
Schrankfachverhaltnisses nicht als Schrankfachvollmacht anzusehen. Eine Vollmacht, die den Zutritt zum Schrankfach gestattet, soll nicht mit
einschrankenden Anweisungen - z. B. mit der Beschrankung auf die Entgegennahme bestimmter Sachen - versehen sein; andernfalls kann die Bank
die Vollmacht zurtickweisen.

(2) Eine Schrankfachvollmacht kann nur von allen Mietern gemeinsam erteilt werden.

(3) Der Mieter kann die Vollmacht jederzeit mit Wirkung fiir die Zukunft der Bank gegeniiber widerrufen. Der Widerruf sollte aus Beweisgriinden
moglichst in Textform erfolgen. Ist die Schrankfachvollmacht von mehreren Mietern erteilt, flihrt bereits der Widerruf durch einen Mieter zum Er-
L6schen der Vollmacht.

6 Mietdauer, Kiindigung

(1) Das Mietverhiltnis kann vom Mieter jederzeit, von der Bank unter Einhaltung einer Kiindigungsfrist von drei Monaten, gekiindigt werden. Meh-
rere Mieter konnen das Kiindigungsrecht nur gemeinsam austiben.

(2) Bei einem Mietverhiltnis mit mehreren Mietern kénnen nach dem Tod eines Mieters der oder die liberlebende(n) Mieter das Mietverhiltnis ohne
Mitwirkung der Erben kiindigen.

(3) Raumt der Mieter das Schrankfach innerhalb von drei Monaten nach Vertragsende nicht, so ist die Bank berechtigt, das Schrankfach auf seine
Kosten in Gegenwart eines Zeugen unter Aufnahme eines Protokolls 6ffnen zu lassen und den Inhalt des Schrankfachs gerichtlich zu hinterlegen.
Die Bank wird sich bemiihen, den Mieter vorher hierliber zu benachrichtigen.
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Sonderbedingungen fiir Wertpapiergeschifte

Stand: November 2012

Diese Sonderbedingungen gelten fiir den Kauf oder Verkauf sowie fiir die Verwahrung von Wertpapieren, und zwar auch dann, wenn die Rechte
nicht in Urkunden verbrieft sind (nachstehend: ,Wertpapiere).

Geschifte in Wertpapieren

1 Formen des Wertpapiergeschifts
(1) Kommissions-/Festpreisgeschifte

Bank und Kunde schlieBen Wertpapiergeschafte in Form von Kommissionsgeschiften (2) oder Festpreisgeschiften (3) ab.

(2) Kommissionsgeschifte

Fihrt die Bank Auftrage ihres Kunden zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren als Kommissionarin aus, schlief3t sie fir Rechnung des Kunden mit
einem anderen Marktteilnehmer oder einer Zentralen Gegenpartei ein Kauf- oder Verkaufsgeschift (Ausfiihrungsgeschift) ab, oder sie beauftragt
einen anderen Kommissionar (Zwischenkommissionir), ein Ausfiihrungsgeschift abzuschlieBen. Im Rahmen des elektronischen Handels an einer
Borse kann der Auftrag des Kunden auch gegen die Bank oder den Zwischenkommissionadr unmittelbar ausgefiihrt werden, wenn die Bedingungen
des Borsenhandels dies zulassen.

(3) Festpreisgeschifte

Vereinbaren Bank und Kunde miteinander fiir das einzelne Geschift einen festen oder bestimmbaren Preis (Festpreisgeschift), so kommt ein Kauf-
vertrag zustande; dementsprechend tbernimmt die Bank vom Kunden die Wertpapiere als Kauferin, oder sie liefert die Wertpapiere an ihn als
Verkauferin. Die Bank berechnet dem Kunden den vereinbarten Preis, bei verzinslichen Schuldverschreibungen zuziiglich aufgelaufener Zinsen
(Stiickzinsen).

2 Ausfiihrungsgrundsitze fiir Wertpapiergeschifte

Die Bank fuhrt Wertpapiergeschéfte nach ihren jeweils geltenden Ausfiihrungsgrundsatzen aus. Die Ausfiihrungsgrundsatze sind Bestandteil der
Sonderbedingungen. Die Bank ist berechtigt, die Ausfiihrungsgrundsitze entsprechend den aufsichtsrechtlichen Vorgaben zu dndern. Uber die An-
derungen der Ausfiihrungsgrundséatze wird die Bank den Kunden jeweils informieren.

Besondere Regelungen fiir das Kommissionsgeschaft

3 Usancen/Unterrichtung/Preis

(1) Geltung von Rechtsvorschriften/Usancen/Geschaftsbedingungen

Die Ausfiihrungsgeschafte unterliegen den fiir den Wertpapierhandel am Ausfiihrungsplatz geltenden Rechtsvorschriften und Geschiaftsbedingun-
gen (Usancen); daneben gelten die Allgemeinen Geschiftsbedingungen des Vertragspartners der Bank.

(2) Unterrichtung

Uber die Ausfiihrung des Auftrags wird die Bank den Kunden unverziiglich unterrichten. Wurde der Auftrag des Kunden im elektronischen Handel an
einer Borse gegen die Bank oder den Zwischenkommissionar unmittelbar ausgefiihrt, bedarf es keiner gesonderten Benachrichtigung.

(3) Preis des Ausfiihrungsgeschifts/Entgelt/Auslagen

Die Bank rechnet gegeniiber dem Kunden den Preis des Ausfiihrungsgeschiafts ab. Sie ist berechtigt, ihr Entgelt in Rechnung zu stellen. Die Aufwen-
dungsersatzanspriiche der Bank richten sich nach den gesetzlichen Vorschriften.

L Erfordernis eines ausreichenden Kontoguthabens/Depotbestandes

Die Bank ist zur Ausfiihrung von Auftragen oder zur Ausilibung von Bezugsrechten nur insoweit verpflichtet, als das Guthaben des Kunden, ein fiir
Wertpapiergeschafte nutzbarer Kredit oder der Depotbestand des Kunden zur Ausfiihrung ausreichen. Fiihrt die Bank den Auftrag ganz oder teil-
weise nicht aus, so wird sie den Kunden unverziiglich unterrichten.

5 Festsetzung von Preisgrenzen

Der Kunde kann der Bank bei der Erteilung von Auftrigen Preisgrenzen fiir das Ausfiihrungsgeschift vorgeben (preislich limitierte Auftrage).

6 Giiltigkeitsdauer von unbefristeten Kundenauftragen
(1) Preislich unlimitierte Auftriage

Ein preislich unlimitierter Auftrag gilt entsprechend den Ausfiihrungsgrundsatzen (Nr. 2) nur fiir einen Handelstag; ist der Auftrag fiir eine gleich-
tagige Ausfiihrung nicht so rechtzeitig eingegangen, dass seine Beriicksichtigung im Rahmen des ordnungsgemafien Arbeitsablaufs moglich ist, so
wird er fiir den nachsten Handelstag vorgemerkt. Wird der Auftrag nicht ausgefiihrt, so wird die Bank den Kunden hiervon unverziiglich benach-
richtigen.

(2) Preislich limitierte Auftrage

Ein preislich limitierter Auftrag ist bis zum letzten Handelstag des laufenden Monats giiltig (Monats-Ultimo). Ein am letzten Handelstag eines Monats
eingehender Auftrag wird, sofern er nicht am selben Tag ausgefiihrt wird, entsprechend den Ausfiihrungsgrundsitzen (Nr. 2) fiir den nichsten Monat
vorgemerkt. Die Bank wird den Kunden Uber die Giiltigkeitsdauer seines Auftrags unverziiglich unterrichten.
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7 Giiltigkeitsdauer von Auftragen zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten

Preislich unlimitierte Auftrage zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten sind fiir die Dauer des Bezugsrechtshandels giiltig. Preislich limitierte Auf-
trage zum Kauf oder Verkauf von Bezugsrechten erloschen mit Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels. Die Giiltigkeitsdauer von Auf-
tragen zum Kauf oder Verkauf auslandischer Bezugsrechte bestimmt sich nach den maf3geblichen ausldndischen Usancen. Fiir die Behandlung von
Bezugsrechten, die am letzten Tag des Bezugsrechtshandels zum Depotbestand des Kunden gehdren, gilt Nr. 15 Abs. 1.

8 Erloéschen laufender Auftrage
(1) Dividendenzahlungen, sonstige Ausschiittungen, Einrdumung von Bezugsrechten, Kapitalerhéhung aus Gesellschaftsmitteln

Preislich limitierte Auftrage zum Kauf oder Verkauf von Aktien an inlandischen Ausfiihrungsplatzen erléschen bei Dividendenzahlung, sonstigen
Ausschittungen, der Einraumung von Bezugsrechten oder einer Kapitalerhhung aus Gesellschaftsmitteln mit Ablauf des Handelstages, an dem die
Aktien letztmalig einschlie3lich der vorgenannten Rechte gehandelt werden, sofern die jeweiligen Regelungen des Ausfiihrungsplatzes ein Erlo-
schen vorsehen. Bei Verdanderung der Einzahlungsquote teileingezahlter Aktien oder des Nennwertes von Aktien und im Falle des Aktiensplittings
erloschen preislich limitierte Auftrage mit Ablauf des Handelstages vor dem Tag, an dem die Aktien mit erhShter Einzahlungsquote bzw. mit dem
veranderten Nennwert bzw. gesplittet notiert werden.

(2) Kursaussetzung

Wenn an einem inldndischen Ausfiihrungsplatz die Preisfeststellung wegen besonderer Umstinde im Bereich des Emittenten unterbleibt (Kursaus-
setzung), erléschen samtliche an diesem Ausfiihrungsplatz auszufiihrenden Kundenauftrage fiir die betreffenden Wertpapiere, sofern die Bedingun-
gen des Ausfiihrungsplatzes dies vorsehen.

(3) Ausfiihrung von Kundenauftriagen an auslédndischen Ausfiihrungsplitzen

Bei der Ausfiihrung von Kundenauftragen an auslandischen Ausfiihrungsplatzen gelten insoweit die Usancen der auslandischen Ausfiihrungsplatze.

(4) Benachrichtigung
Von dem Erloschen eines Kundenauftrags wird die Bank den Kunden unverziiglich benachrichtigen.

9 Haftung der Bank bei Kommissionsgeschéften

Die Bank haftet fir die ordnungsgeménBe Erfullung des Ausfiihrungsgeschafts durch ihren Vertragspartner oder den Vertragspartner des Zwischen-
kommissionars. Bis zum Abschluss eines Ausfiihrungsgeschifts haftet die Bank bei der Beauftragung eines Zwischenkommissionéars nur fiir dessen
sorgfaltige Auswahl und Unterweisung.

Erfiillung der Wertpapiergeschiafte
10 Erfiillung im Inland als Regelfall

Die Bank erfiillt Wertpapiergeschafte im Inland, soweit nicht die nachfolgenden Bedingungen oder eine anderweitige Vereinbarung die Anschaffung
im Ausland vorsehen.

11 Anschaffungim Inland

Bei der Erfiillung im Inland verschafft die Bank dem Kunden, sofern die Wertpapiere zur Girosammelverwahrung bei der deutschen Wertpapiersam-
melbank (Clearstream Banking AG) zugelassen sind, Miteigentum an diesem Sammelbestand - Girosammel-Depotgutschrift — (GS-Gutschrift).
Soweit Wertpapiere nicht zur Girosammelverwahrung zugelassen sind, wird dem Kunden Alleineigentum an Wertpapieren verschafft. Diese Wertpa-
piere verwahrt die Bank fiir den Kunden gesondert von ihren eigenen Bestidnden und von denen Dritter (Streifbandverwahrung).

12 Anschaffung im Ausland
(1) Anschaffungsvereinbarung

Die Bank schafft Wertpapiere im Ausland an, wenn

- sie als Kommissionarin Kaufauftrage in in- oder auslandischen Wertpapieren im Ausland ausfihrt, oder

- sie dem Kunden im Wege eines Festpreisgeschiaftes auslandische Wertpapiere verkauft, die im Inland weder borslich noch auBerborslich gehan-
delt werden oder

- sie als Kommissiondrin Kaufauftrage in auslandischen Wertpapieren ausfiihrt oder dem Kunden auslédndische Wertpapiere im Wege eines
Festpreisgeschaftes verkauft, die zwar im Inland bdérslich oder auBBerbdrslich gehandelt, Gblicherweise aber im Ausland angeschafft werden.

(2) Einschaltung von Zwischenverwahrern

Die Bank wird die im Ausland angeschafften Wertpapiere im Ausland verwahren lassen. Hiermit wird sie einen anderen in- oder auslédndischen Ver-
wahrer (z. B. Clearstream Banking AG) beauftragen oder eine eigene auslindische Geschiftsstelle damit betrauen. Die Verwahrung der Wertpapiere
unterliegt den Rechtsvorschriften und Usancen des Verwahrungsorts und den fiir den oder die auslandischen Verwahrer geltenden Allgemeinen
Geschaftsbedingungen.

(3) Gutschrift in Wertpapierrechnung

Die Bank wird sich nach pflichtgemaf3em Ermessen unter Wahrung der Interessen des Kunden das Eigentum oder Miteigentum an den Wertpapieren
oder eine andere im Lagerland uibliche, gleichwertige Rechtsstellung verschaffen und diese Rechtsstellung treuhanderisch fir den Kunden halten.
Hieriiber erteilt sie dem Kunden Gutschrift in Wertpapierrechnung (WR-Gutschrift) unter Angabe des auslidndischen Staates, in dem sich die Wert-
papiere befinden (Lagerland).
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(4) Deckungsbestand

Die Bank braucht die Auslieferungsanspriiche des Kunden aus der ihm erteilten WR-Gutschrift nur aus dem von ihr im Ausland unterhaltenen
Deckungsbestand zu erfiillen. Der Deckungsbestand besteht aus den im Lagerland fiir die Kunden und fiir die Bank verwahrten Wertpapieren der-
selben Gattung. Ein Kunde, dem eine WR-Gutschrift erteilt worden ist, tragt daher anteilig alle wirtschaftlichen und rechtlichen Nachteile und
Schéden, die den Deckungsbestand als Folge von héherer Gewalt, Aufruhr, Kriegs- und Naturereignissen oder durch sonstige von der Bank nicht zu
vertretende Zugriffe Dritter im Ausland oder im Zusammenhang mit Verfiigungen von hoher Hand des In- oder Auslands treffen sollten.

(5) Behandlung der Gegenleistung

Hat ein Kunde nach Absatz 4 Nachteile und Schaden am Deckungsbestand zu tragen, so ist die Bank nicht verpflichtet, dem Kunden den Kaufpreis
zuriickzuerstatten.

Die Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung
13 Depotauszug

Die Bank erteilt mindestens einmal jahrlich einen Depotauszug.

14 Einlésung von Wertpapieren/Bogenerneuerung
(1) Inlandsverwahrte Wertpapiere

Bei im Inland verwahrten Wertpapieren sorgt die Bank fiir die Einlésung von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinen sowie von riickzahlbaren
Wertpapieren bei deren Félligkeit. Der Gegenwert von Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheinen sowie von falligen Wertpapieren jeder Art wird
unter dem Vorbehalt gutgeschrieben, dass die Bank den Betrag erhalt, und zwar auch dann, wenn die Papiere bei der Bank selbst zahlbar sind. Die
Bank besorgt neue Zins-, Gewinnanteil- und Ertragscheinbogen (Bogenerneuerung).

(2) Auslandsverwahrte Wertpapiere

Diese Pflichten obliegen bei im Ausland verwahrten Wertpapieren dem auslandischen Verwahrer.

(3) Auslosung und Kiindigung von Schuldverschreibungen

Bei im Inland verwahrten Schuldverschreibungen tiberwacht die Bank den Zeitpunkt der Riickzahlung infolge Auslosung und Kiindigung anhand der
Veroffentlichungen in den ,Wertpapier-Mitteilungen“. Bei einer Auslosung von im Ausland verwahrten riickzahlbaren Schuldverschreibungen, die
anhand deren Urkundennummern erfolgt (Nummernauslosung), wird die Bank nach ihrer Wahl den Kunden fiir die ihm in Wertpapierrechnung
gutgeschriebenen Wertpapiere entweder Urkundennummern fiir die Auslosungszwecke zuordnen oder in einer internen Auslosung die Aufteilung
des auf den Deckungsbestand entfallenden Betrags auf die Kunden vornehmen. Diese interne Auslosung wird unter Aufsicht einer neutralen Prii-
fungsstelle vorgenommen; sie kann stattdessen unter Einsatz einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage durchgefiihrt werden, sofern eine
neutrale Auslosung gewahrleistet ist.

(4) Einldsung in fremder Wahrung

Werden Zins-, Gewinnanteil- und Ertragsscheine sowie fillige Wertpapiere in auslandischer Wahrung oder Rechnungseinheiten eingeldst, wird die
Bank den Einlosungsbetrag auf dem Konto des Kunden in dieser Wahrung gutschreiben, sofern der Kunde ein Konto in dieser Wahrung unterhalt.
Andernfalls wird sie dem Kunden hiertiber eine Gutschrift in Euro erteilen, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist.

15 Behandlung von Bezugsrechten/Optionsscheinen/Wandelschuldverschreibungen
(1) Bezugsrechte

Uber die Einraumung von Bezugsrechten wird die Bank den Kunden benachrichtigen, wenn hieriiber eine Bekanntmachung in den ,Wertpapier-
Mitteilungen“ erschienen ist. Soweit die Bank bis zum Ablauf des vorletzten Tages des Bezugsrechtshandels keine andere Weisung des Kunden
erhalten hat, wird sie samtliche zum Depotbestand des Kunden gehorenden inlandischen Bezugsrechte bestens verkaufen; auslandische Bezugs-
rechte darf die Bank gemaf den im Ausland geltenden Usancen bestens verwerten lassen.

(2) Options- und Wandlungsrechte

Uber den Verfall von Rechten aus Optionsscheinen oder Wandlungsrechten aus Wandelschuldverschreibungen wird die Bank den Kunden mit der
Bitte um Weisung benachrichtigen, wenn auf den Verfalltag in den ,Wertpapier-Mitteilungen“ hingewiesen worden ist.

16 Weitergabe von Nachrichten

Werden in den ,Wertpapier-Mitteilungen“ Informationen veréffentlicht, die die Wertpapiere des Kunden betreffen, oder werden der Bank solche In-
formationen vom Emittenten oder von ihrem auslindischen Verwahrer/Zwischenverwahrer ibermittelt, so wird die Bank dem Kunden diese Informa-
tionen zur Kenntnis geben, soweit sich diese auf die Rechtsposition des Kunden erheblich auswirken kénnen und die Benachrichtigung des Kunden
zur Wahrung seiner Interessen erforderlich ist. So wird sie insbesondere Informationen tiber

- gesetzliche Abfindungs- und Umtauschangebote,

- freiwillige Kauf- und Umtauschangebote,

- Sanierungsverfahren

zur Kenntnis geben. Eine Benachrichtigung kann unterbleiben, wenn die Information bei der Bank nicht rechtzeitig eingegangen ist oder die vom
Kunden zu ergreifenden MaBnahmen wirtschaftlich nicht zu vertreten sind, weil die anfallenden Kosten in einem Missverhiltnis zu den moglichen
Anspriichen des Kunden stehen.

17 Priifungspflicht der Bank

Die Bank priift anhand der Bekanntmachungen in den ,Wertpapier-Mitteilungen“ einmalig bei der Einlieferung von Wertpapierurkunden, ob diese
von Verlustmeldungen (Opposition), Zahlungssperren und dergleichen betroffen sind. Die Uberpriifung auf Aufgebotsverfahren zur Kraftloserkla-
rung von Wertpapierurkunden erfolgt auch nach Einlieferung.
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18 Umtausch sowie Ausbuchung und Vernichtung von Urkunden

(1) Urkundenumtausch

Die Bank darf ohne vorherige Benachrichtigung des Kunden einer in den ,Wertpapier-Mitteilungen“ bekannt gemachten Aufforderung zur Einrei-
chung von Wertpapierurkunden Folge leisten, wenn diese Einreichung offensichtlich im Kundeninteresse liegt und damit auch keine Anlageent-

scheidung verbunden ist (wie z. B. nach der Fusion der Emittentin mit einer anderen Gesellschaft oder bei inhaltlicher Unrichtigkeit der Wertpapier-
urkunden). Der Kunde wird hieriiber unterrichtet.

(2) Ausbuchung und Vernichtung nach Verlust der Wertpapiereigenschaft

Verlieren die fiir den Kunden verwahrten Wertpapierurkunden ihre Wertpapiereigenschaft durch Erléschen der darin verbrieften Rechte, so kénnen
sie zum Zwecke der Vernichtung aus dem Depot des Kunden ausgebucht werden. Im Inland verwahrte Urkunden werden soweit moglich dem
Kunden auf Verlangen zur Verfligung gestellt. Der Kunde wird tiber die Ausbuchung, die Moglichkeit der Auslieferung und die mogliche Vernichtung
unterrichtet. Erteilt er keine Weisung, so kann die Bank die Urkunden nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach Absendung der Mitteilung an
den Kunden vernichten.

19 Haftung
(1) Inlandsverwahrung

Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Inland haftet die Bank fiir jedes Verschulden ihrer Mitarbeiter und der Personen, die sie zur Erfiillung ihrer
Verpflichtungen hinzuzieht. Soweit dem Kunden eine GS-Gutschrift erteilt wird, haftet die Bank auch fiir die Erfiillung der Pflichten der Clearstream
Banking AG.

(2) Auslandsverwahrung

Bei der Verwahrung von Wertpapieren im Ausland beschrankt sich die Haftung der Bank auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung des von ihr
beauftragten auslandischen Verwahrers oder Zwischenverwahrers. Bei einer Zwischenverwahrung durch die Clearstream Banking AG oder einen an-
deren inlandischen Zwischenverwahrer sowie einer Verwahrung durch eine eigene ausléandische Geschiftsstelle haftet die Bank fiir deren Verschul-
den.

20 Sonstiges
(1) Auskunftsersuchen

Auslandische Wertpapiere, die im Ausland angeschafft oder verauBBert werden oder die ein Kunde von der Bank im Inland oder im Ausland verwah-
ren lasst, unterliegen regelmaBig einer auslandischen Rechtsordnung. Rechte und Pflichten der Bank oder des Kunden bestimmen sich daher auch
nach dieser Rechtsordnung, die auch die Offenlegung des Namens des Kunden vorsehen kann. Die Bank wird entsprechende Auskiinfte an auslandi-
sche Stellen erteilen, soweit sie hierzu verpflichtet ist; sie wird den Kunden hierliber benachrichtigen.

(2) Einlieferung/Ubertrige

Diese Sonderbedingungen gelten auch, wenn der Kunde der Bank in- oder auslandische Wertpapiere zur Verwahrung effektiv einliefert oder Depot-
guthaben von einem anderen Verwahrer ibertragen lasst. Verlangt der Kunde die Verwahrung im Ausland, wird ihm eine WR-Gutschrift nach Maf3-
gabe dieser Sonderbedingungen erteilt.
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EYd Raiffeisenbank Schwabmiinchen-Stauden eG

Sonderbedingungen fiir Gemeinschaftskonten

1 Einzelverfigungsrecht der Kontoinhaber (Oder-Konto)

1.1 Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt:

* Uber das jeweilige Guthaben sowie Uber etwa den Kontoinhabern gemeinsam eingerdaumte Kontouberziehungen auf dem vorstehend angege-
benen Konto zu verfiigen und dariiber hinaus voriibergehende geduldete Uberziehungen im bankiiblichen Rahmen herbeizufiihren;

+ weitere Gemeinschaftskonten und Gemeinschaftsdepots mit Einzelverfligungsberechtigung fur die Kontoinhaber zu den getroffenen Vereinba-
rungen zu eréffnen; die Bank wird die anderen Kontoinhaber hierliber unterrichten;

+ Konto-/Depotausziige, Rechnungsabschllsse sowie Wertpapieraufstellungen, sonstige Abrechnungen und Anzeigen fiir die Kontoinhaber entge-
genzunehmen, zu prifen und anzuerkennen sowie den gesamten das Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fir die Kontoinhaber
verbindlich zu unterzeichnen;

* im Fall des Ablebens eines der Kontomitinhaber Uber das jeweilige Guthaben auch ohne Mitwirkung der Erben zu verfugen; eine Auflésung oder
Umschreibung wird die Bank nur zulassen, wenn alle Gberlebenden urspruinglichen Kontomitinhaber dies verlangen (vgl. Nummer 1.5).

1.1.1  Kreditvertrdge und eingerdumte Kontoliberziehungen

Fir den Abschluss und die Anderung von Kreditvertrigen und eingerdumten Kontoliberziehungen zulasten der Konten ist die Mitwirkung aller
Kontoinhaber erforderlich.

1.1.2 Termingeschafte

Zum Abschluss und zur Durchfuihrung von Termingeschaften zulasten der Gemeinschaftskonten bedarf es einer Vereinbarung mit allen Kontoinha-
bern.

113  Erteilung und Widerruf von Vollmachten

Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber fuhrt zum Er-
I6schen der Vollmacht. Uber den Widerruf ist die Bank unverziiglich und aus Beweisgriinden méglichst in Textform zu unterrichten. Vollmachten, die
ein Kontomitinhaber vor der Eréffnung des Gemeinschaftskontos erteilt hat, gelten nur dann, wenn der andere Kontomitinhaber dem zustimmt.

1.1.4 Kontoauflésung

Eine Auflésung der Gemeinschaftskonten kann nur durch alle Kontoinhaber gemeinschaftlich erfolgen. Eine Ausnahme hiervon besteht im Todesfall
eines Kontoinhabers (vgl. Nummer 1.5).

1.2 Gesamtschuldnerische Haftung

Fur die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfullung sémtlicher Anspriche fordern.

1.3 Widerruf der Einzelverfiigungsberechtigung

Jeder Kontoinhaber kann die Einzelverfligungsberechtigung eines anderen Kontoinhabers mit Wirkung fur die Zukunft der Bank gegenuber - aus
Beweisgriinden méglichst in Textform — widerrufen. In diesem Fall kénnen alle Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich tGber die Gemeinschafts-
konten verfugen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hiertiber unterrichten.

1.4 Kontomitteilungen

Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form Ubermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausfihrung
von Zahlungsverkehrsauftrédgen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkiindigun-
gen sowie die Ankindigung solcher MaBnahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Jeder Kontoinhaber kann verlangen, dass auch ihm
kinftig alle Kontomitteilungen zusétzlich Gbermittelt werden.

1.5 Tod eines Kontoinhabers

Nach dem Tod eines Kontomitinhabers bleiben die Befugnisse der anderen Kontoinhaber unveréndert bestehen. Jedoch kénnen die Uberlebenden
Kontoinhaber ohne Mitwirkung der Erben Gemeinschaftskonten auflésen oder auf ihren Namen umschreiben lassen.

Die Rechte des Verstorbenen werden durch dessen Erben gemeinschaftlich wahrgenommen. Das Recht zum Widerruf der Einzelverfligungsberechti-
gung steht jedoch jedem einzelnen Miterben zu. Widerruft ein Miterbe, bedarf jede Verfuigung Uber Gemeinschaftskonten seiner Mitwirkung. Wi-
derrufen mehrere Miterben die Einzelverfigungsberechtigung eines Kontoinhabers, so kénnen samtliche Kontoinhaber nur noch gemeinschaftlich
mit den widerrufenden Miterben Uber die Gemeinschaftskonten verfligen.

2 Gemeinschaftliches Verfligungsrecht (Und-Konto)
2.1 Verfigungsrechte

Die Kontoinhaber sind nur gemeinschaftlich berechtigt:
* Uber das jeweilige Guthaben zu verfligen oder es auf den Namen eines Kontoinhabers umschreiben zu lassen;
* Verbindlichkeiten zulasten von Gemeinschaftskonten unter gesamtschuldnerischer Haftung der Kontoinhaber einzugehen.

Eine Anderung der Verfiigungsberechtigung kann von den Kontoinhabern nur gemeinschaftlich vorgenommen werden.

2.2 Erteilung und Widerruf von Vollmachten

Eine Kontovollmacht kann nur von allen Kontoinhabern gemeinschaftlich erteilt werden. Der Widerruf durch einen der Kontoinhaber fiihrt zum Erl6-
schen der Vollmacht. Uber den Widerruf ist die Bank unverziglich und aus Beweisgriinden méglichst in Textform zu unterrichten.
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2.3 Eréffnung weiterer Gemeinschaftskonten

Jeder Kontoinhaber ist allein berechtigt, weitere Konten und Depots fir die Kontoinhaber mit gemeinschaftlicher Verfiigungsberechtigung zu den
getroffenen Vereinbarungen zu eréffnen. Die Bank wird die anderen Kontoinhaber hiertiber unterrichten.

24 Gesamtschuldnerische Haftung

Fur die Verbindlichkeiten aus Gemeinschaftskonten haften die Kontoinhaber als Gesamtschuldner. Die Bank kann daher von jedem einzelnen Konto-
inhaber die Erfiillung sémtlicher Anspriiche fordern.

25 Kontomitteilungen

Kontomitteilungen werden in der vereinbarten Form Ubermittelt. Wenn eine unmittelbare Benachrichtigung geboten ist (z. B. bei Nichtausfiihrung
von Zahlungsverkehrsauftragen), wird die Bank die Mitteilung an die im Vertrag angegebene Postanschrift versenden. Konto- und Kreditkiindigun-
gen sowie die Ankiindigung solcher Maf3nahmen werden jedem Kontoinhaber zugeschickt. Bei Angabe nur eines Zustellungsempféangers ist dieser
berechtigt, Konto-/Depotausztige, Rechnungsabschliisse sowie Wertpapieraufstellungen und sonstige Abrechnungen und Anzeigen fur die
Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu prifen und anzuerkennen sowie den gesamten ein Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fir die
Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen. Wird der Bank von dem anderen Kontoinhaber erkldrt, dass ihm diese Mitteilung ebenfalls zugeleitet
werden soll, so sind die Kontoinhaber nur gemeinschaftlich berechtigt, Konto-/Depotausztige, Rechnungsabschlisse sowie Wertpapieraufstellungen
und sonstige Abrechnungen und Anzeigen fur die Kontoinhaber entgegenzunehmen, zu prifen und anzuerkennen sowie den gesamten das
Gemeinschaftskonto betreffenden Schriftwechsel fur die Kontoinhaber verbindlich zu unterzeichnen.

2.6 Tod eines Kontoinhabers

Nach dem Tod eines Kontomitinhabers knnen die anderen Kontoinhaber nur gemeinschaftlich mit den Erben des Verstorbenen tber die Gemein-
schaftskonten verfligen und eine Auflésung oder Umschreibung verlangen, sofern keine abweichende Regelung getroffen worden ist.
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Sonderbedingungen fiir die Nutzung von Multibanking-
Zusatzdiensten im OnlineBanking

Stand: Februar 2020

1 Leistungsangebot

(1) Die Bank stellt dem Teilnehmer in Ergénzung ihres OnlineBanking-Angebots eine Multibanking-Funktion (Multibanking) und darauf aufbau-
ende Zusatzdienste (Multibanking-Zusatzdienste) als weitere Funktionalitdten zur Verfliigung. Die vorliegenden Sonderbedingungen erganzen die
geltenden Sonderbedingungen fiir das OnlineBanking sowie die Vereinbarung tber die Nutzung des OnlineBanking und gehen diesen im Fall eines
Widerspruchs vor.

(2) Dem Teilnehmer stehen das Multibanking sowie die Multibanking-Zusatzdienste Uber die gleichen Zugangswege zur Verfligung wie auch das
OnlineBanking. Méglich sind im Rahmen des Angebots insbesondere der Abruf via PC oder mobilem Endgerét, wie Smartphone und Tablet. Letzte-
res kann die Installation einer Bank-Applikation erfordern, fir die besondere Nutzungsbedingungen gelten.

(3) Die Multibanking-Funktion ermdglicht die Einbindung von weiteren Konten des Teilnehmers (Fremdbankkonten) bei anderen Kreditinstituten
bzw. Zahlungsdienstleistern (Fremdbanken) in einer Kontolbersicht im OnlineBanking der Bank. Eingebunden werden kénnen Zahlungskonten
sowie weitere Konten, wie z. B. Sparkonten, Depotkonten, Kreditkartenkonten und sonstige Konten, sofern die Bank dies zuldsst. Dartiber hinaus
kann der Teilnehmer weitere Zusatzdienste in dem von der Bank angebotenen Umfang auswahlen.

(4) Voraussetzung fir die Einbindung eines Fremdbankkontos ist, dass der Teilnehmer am OnlineBanking der Fremdbank teilnimmt, diese den Ab-
ruf der Kontoinformationen Uber eine Schnittstelle zulasst und der Teilnehmer dem Abruf von Kontoinformationen bei der Fremdbank durch Aus-
wahl des betreffenden Kontos zur Anzeige gemaB Ziffer 2.1 Abs&tze 2 und 3 dieser Sonderbedingungen ausdruicklich zugestimmt hat.

(5) Der Abruf der Kontoinformationen erfolgt durch die Bank im Auftrag des Teilnehmers. Die Bank geht kein Vertragsverhéltnis zur kontofiihren-
den Fremdbank ein. Der Teilnehmer ist allein verantwortlich fir die Einhaltung der Nutzungsbedingungen der Fremdbank.

(6) Ist der Teilnehmer Mitinhaber oder Kontobevollméchtigter aufgrund einer Vollmacht, so ist er zur Nutzung der Multibanking-Zusatzdienste nur
berechtigt, wenn der Mitinhaber bzw. der Vollmachtgeber ihn hierzu erméchtigt hat. Der Teilnehmer nutzt diese Dienste insoweit als Vertreter des
Kontoinhabers bzw. Mitkontoinhabers. Der Kontobevollmachtigte ist dennoch auch im eigenen Namen verpflichtet, die in diesen Bedingungen ent-
haltenen Regelungen als Teilnehmer einzuhalten.

(7) Zur Nutzung der Multibanking-Zusatzdienste muss sich der Teilnehmer gegenuber der Fremdbank als berechtigter Kontoinhaber oder Bevoll-
machtigter authentifizieren. Die Authentifizierung erfolgt gemaB der Vereinbarung zwischen Teilnehmer und Fremdbank.

2 Funktionsumfang der Multibanking-Zusatzdienste

2.1  Anzeige Konto- und Umsatziibersicht

(1) Im OnlineBanking der Bank werden dem Teilnehmer in der Konto- und Umsatztibersicht die Konten der Bank sowie die jeweils eingebundenen
Fremdbankkonten angezeigt.

(2) Zur Einbindung der Fremdbankkonten wahit der Teilnehmer die kontofiihrende Fremdbank mittels Namen, BIC oder Bankleitzahl aus. Anschlie-
Bend gibt er seine individuelle Teilnehmerkennung (z. B. Kontonummer, Anmeldename) fur das OnlineBanking der Fremdbank an und weist sich
unter Verwendung des oder der von der Fremdbank angeforderten Authentifizierungselemente(s) aus. Der Teilnehmer wahlt aus den der betref-
fenden Teilnehmerkennung zugeordneten Fremdbankkonten diejenigen Konten aus, die in die Konto- und UmsatzUbersicht Gbernommen werden
sollen.

(3) Der Teilnehmer erteilt seine ausdriickliche Zustimmung dazu, dass die Bank auf die Kontoinformationen der ausgewahlten Konten zum Zwecke
der Einbindung in die Konto- und Umsatzibersicht zugreifen und diese speichern und nutzen darf. Davon umfasst sind bspw. der aktuelle Konto-
stand sowie die fur einen von der Fremdbank bestimmten Zeitraum abrufbaren Umsatzinformationen, in der Regel Betrag, Empfanger, Verwen-
dungszweck und Datum.

(4) Die Kontoinformationen werden gespeichert und dem Teilnehmer bei jeder Anmeldung zum OnlineBanking angezeigt.

(5) Die Teilnehmerkennung und Authentifizierungselemente zum eingebundenen Fremdkonto werden nur gespeichert, wenn der Teilnehmer die
Aktualisierungsfunktion auswahlt. In diesem Fall beauftragt der Teilnehmer die Bank, die Kontoinformationen regelmaBig mithilfe der Teilnehmer-
kennung und Authentifizierungselemente unabhangig von der Anmeldung des Teilnehmers im OnlineBanking der Bank automatisiert abzurufen
und die abgerufenen Kontoinformationen in die Konto- und Umsatziibersicht zu Gbernehmen. Der Teilnehmer kann die aktualisierten Kontoinfor-
mationen bei der ndchsten Anmeldung zum OnlineBanking in der Konto- und Umsatziibersicht einsehen. Der Zeitpunkt der jeweiligen Aktualisie-
rung ist in der Kontoubersicht angegeben. Nach dem letzten Aktualisierungszeitraum liegende Umséatze sind in der Konto- und Umsatzanzeige nicht
bericksichtigt.

(6) Wahlt der Teilnehmer die automatische Aktualisierung nicht aus, werden die Teilnehmerkennung und Authentifizierungselemente zum Fremd-
konto nicht gespeichert. Der Teilnehmer kann dann die Kontoinformationen manuell aktualisieren. Fiir eine manuelle Aktualisierung sind die Teilneh-
merkennung und Authentifizierungselemente zum Fremdbankkonto zum Abruf der Kontoinformationen erneut einzugeben.

(7) Die Speicherung der Teilnehmerkennung und der Authentifizierungselemente zum Zwecke der automatischen Aktualisierung der Kontoinfor-
mationen bedarf gegebenenfalls einer periodischen Erneuerung der Einwilligung des Teilnehmers. Die Bank wird den Teilnehmer hierauf hinweisen.
Bei Anderungen der Teilnehmerkennung und Authentifizierungselemente zum Fremdbankkonto sind die Zugangsdaten ebenfalls im Onlinebereich
der Bank zu éndern, da andernfalls eine Aktualisierung nicht moglich ist.

(8) Der Teilnehmer kann jederzeit Fremdbankkonten aus der Konto- und Umsatzibersicht entfernen. In diesem Fall werden séamtliche bei der Bank
gespeicherten Daten zu diesen Konten automatisch geldscht, es sei denn, zwingende gesetzliche Regelungen oder die weiteren vom Teilnehmer ge-
wahlten Funktionen verlangen eine weitere Speicherung.
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2.2 Weitere Zusatzdienste

(1) Darlber hinaus bietet die Bank weitere Multibanking-Zusatzdienste an, die der Teilnehmer einzeln durch Betdtigung eines entsprechenden
Aktivierungsbuttons auswahlen und jederzeit abwéhlen kann. Der Teilnehmer erteilt seine ausdrtickliche Zustimmung dazu, dass die Bank auf die
Kontoinformationen zu Zwecken des aktivierten Zusatzdienstes zugreifen und diese speichern und nutzen darf.

(2) Der Zusatzdienst ,frei verfligbares Geld” bietet dem Teilnehmer eine Prognose des frei verfligbaren Geldes bis zum nachsten Gehaltseingang.
Die Prognose basiert auf einer finanzmathematischen Analyse der zurtickliegenden Ein- und Ausgénge auf sémtlichen eingebundenen Zahlungskon-
ten einschlieBlich der Zahlungskonten bei der Bank und soll dem Teilnehmer eine Einschatzung der Entwicklung seiner Liquiditat ermoglichen. Nicht
bericksichtigt wird die auf sonstigen Konten (z. B. Geldmarktkonten, Sparkonten) vorhandene Liquiditat. Die Aussagekraft der Prognose ist unter
anderem davon abhangig, dass es sich bei den eingebundenen Zahlungskonten um solche des Teilnehmers handelt, die Ein- und Ausgaben des Teil-
nehmers im Wesentlichen Uber diese Zahlungskonten abgewickelt werden und eine regelmaBige Aktualisierung der Uber die Konten vorgenomme-
nen Umsétze im Multibanking erfolgt.

(3) Der Zusatzdienst ,Umsatzanalyse” ordnet die Umséatze bestimmten vorgegebenen Kategorien zu und ermdglicht so dem Teilnehmer einen
Uberblick tber die Gesamteinnahmen oder -ausgaben je Kategorie. Der Teilnehmer hat die Méglichkeit, Daten manuell einzugeben und selbst
Umsdtze bestimmten Kategorien zuzuordnen. Die Kategorien und die Zuordnung der Umsétze sind unverbindliche Vorschldge der Bank auf der
Grundlage einer Analyse der Umsatzdaten. Der Teilnehmer kann die Kategorien jederzeit &ndern und eigene Kategorien erstellen.

(4) Der Zusatzdienst ,Vertragstbersicht” er6ffnet dem Teilnehmer die Méglichkeit, Vertrage in einer Anwendung gebiindelt zu verwalten. Die
Ubersicht erfasst sowohl Finanzdienstleistungen als auch Vertrage bei Nicht-Finanzdienstleistern, wie z. B. Energieversorgern und Telekommunika-
tionsanbietern. Die Vertragsinformationen werden auf Grundlage einer Analyse der Kontoinformationen erhoben, wie sie sich aus den Kontoum-
satzen bei der Bank und den Uber die Schnittstelle der Fremdbank abgerufenen Kontoumséatzen ergeben. Der Teilnehmer kann die Daten manuell
erganzen und bearbeiten. Dem Teilnehmer werden zudem Verldngerungs- und Kiindigungsoptionen sowie gegebenenfalls Vertragsalternativen an-
gezeigt.

23 Zahlungsauslésedienst

(1) Die Nutzung des von der Bank angebotenen Zahlungsauslésedienstes (ZAD) ermdglicht es dem Teilnehmer, Zahlungen von Fremdkonten aus-
zultsen, die in die Kontoubersicht im OnlineBanking der Bank eingebunden wurden. Damit kann der Teilnehmer seine Bankgeschéfte Uber alle von
ihm eingebundenen Fremdkonten, die zugleich Zahlungskonten sind, hinweg im OnlineBanking der Bank ausfiihren.

(2) Mit der Nutzung des ZAD beauftragt der Teilnehmer die Bank, einen Zahlungsauftrag an die Fremdbank zu tbermitteln. Die Bank wird sich
unter Einhaltung der rechtlichen Vorgaben fiir die Erbringung von Zahlungsauslésediensten als Ubermittler des Auftrags des Teilnehmers gegen-
Uber der Fremdbank identifizieren und der Fremdbank den Zahlungsauftrag tber die von dieser zur Verfligung gestellte Schnittstelle Gbermitteln.

(3) Zur Auslosung einer Zahlung fullt der Teilnehmer das Zahlungsformular unter Angabe u. a. des Empfangers, des Zahlbetrags und des Verwen-
dungszwecks aus und gibt in die dafiir vorgesehenen Felder Teilnehmerkennung und Authentifizierungselemente zum Fremdkonto ein. Anschlie-
Bend autorisiert der Teilnehmer die Auslosung der Zahlung durch Eingabe eines weiteren Authentifizierungselementes (z. B. TAN).

(4) Bis zur Erteilung der Zustimmung zur Auslésung der Zahlung kann dieser den Ubermittlungsauftrag durch Erkldrung gegeniber der Bank wi-
derrufen.

(5) Die Ubermittlung des Zahlungsauftrags erfolgt unverziiglich unter der Voraussetzung, dass die von der Fremdbank zur Verfiigung gestellte
Schnittstelle die Ubermittlung zulisst. Konnte der Zahlungsauftrag nicht innerhalb der iblichen Frist Gibermittelt werden, bspw. weil die Schnittstelle
der Fremdbank nicht erreichbar ist, wird die Bank dem Teilnehmer dies unverziiglich mitteilen.

(6) Die Bank bestatigt dem Teilnehmer die Zahlung unter Angabe der dem Zahlungsvorgang zugeordneten Kennung, des Zahlbetrags und des
Datums des Zugangs des Ubermittlungsauftrags, sobald sie eine entsprechende Bestétigung durch die Fremdbank erhalten hat. Die Ausfiihrung des
Zahlungsauftrags erfolgt dann zu den Bedingungen zwischen Fremdbank und Teilnehmer. Dem Teilnehmer obliegt es, die zwischen ihm und der
Fremdbank getroffenen Vereinbarungen, insbesondere zur Nutzung des OnlineBankings im Zusammenhang mit Zahlungsauslésediensten, einzuhal-
ten.

3 Anderungen des Leistungsangebots und dieser Sonderbedingungen

(1) Der Teilnehmer kann die Multibanking-Zusatzdienste in dem Umfang nutzen, wie sie von der Bank aktuell angeboten werden. Die Bank behalt
sich vor, das Multibanking-Angebot regelméBig anzupassen und zu veréndern, insbesondere weitere Zusatzdienste in das Angebot aufzunehmen
und wenig genutzte Funktionen aus dem Angebot zu entfernen.

(2) Fir Anderungen dieser Sonderbedingungen gilt Ziff. 1 Abs. 2 der Allgemeinen Geschéaftsbedingungen.

4 Hinweise zur Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Zur Erbringung der Leistungen des Multibanking-Angebots verarbeitet die Bank personenbezogene Daten des Teilnehmers (Stammdaten Uber
Konten bei Fremdbanken, Kontoinformationen wie Umsétze, Depotinformationen) auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. b DSGVO.

(2) Weiterhin verarbeitet die Bank die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten des Teilnehmers, um ihm passend und zielgenau werbli-
che Angebote fur Produkte der Bank und Mitgliedern der Genossenschaftsgruppe (z. B. Union Investment, R+V Versicherung) unterbreiten zu
kénnen. Dies geschieht nur, wenn der Teilnehmer der Bank eine Einwilligung zur Nutzung der Daten fiir diesen Zweck erteilt hat (Art. 6 Abs. 1
Satz 1 lit. a DSGVO) oder wenn die Bank den Teilnehmer ausdriicklich auf die werbliche Nutzung seiner Daten hingewiesen hat (Art. 6 Abs. 1 Satz 1
lit. f DSGVO). Der Teilnehmer kann seine erteilte Einwilligung Uber einen Widerrufsbutton unter Einstellungen in der Zugriffsverwaltung des
OnlineBanking der Bank jederzeit widerrufen oder der werblichen Nutzung seiner Daten generell widersprechen.

(3) Die Bank analysiert im Fall einer Verarbeitung gemaB Ziffer 2 keine besonderen Kategorien personenbezogener Daten i. S. v. Art. 9 Abs. 1
DSGVO (z. B. politische Meinungen, Gesundheit).

(4) Personenbezogene Daten Ubermittelt die Bank nur dann an Dritte, wenn hierzu eine gesetzliche Verpflichtung besteht oder der Teilnehmer
der Bank hierzu seine Einwilligung erteilt hat.
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5 Kuandigung
(1) Die Sonderbedingungen fir die Nutzung von Multibanking-Zusatzdiensten im OnlineBanking gelten auf unbestimmte Zeit.

(2) Mit der Beendigung der Vereinbarung uber die Nutzung des OnlineBankings endet zugleich auch die Vereinbarung tber die Nutzung von
Multibanking-Zusatzdiensten im OnlineBanking.

(3) Der Teilnehmer kann diese Vereinbarung jederzeit zusammen mit der Vereinbarung tiber die Nutzung des OnlineBankings kiindigen. Die Kin-
digung kann auch durch Deaktivierung der Multibanking-Funktion im OnlineBanking der Bank erfolgen. Darliber hinaus kann der Teilnehmer jeder-
zeit Fremdbankkonten léschen und die Zusatzdienste abwahlen.

6 Haftung

(1) Die Bank ruft die Kontoinformationen des Teilnehmers von Fremdkonten Uber Schnittstellen bei der Fremdbank ab und gibt diese in der
Konto- bzw. Umsatzibersicht lediglich wieder. Die Bank GUbernimmt daher keine Gewahr fur die Vollstandigkeit, Richtigkeit und Aktualitat der ange-
zeigten Kontoinformationen sowie der hierauf beruhenden Anzeigen und Auswertungen.

(2) Die Verflugbarkeit der Multibanking-Zusatzdienste hangt von der Verfugbarkeit der Schnittstellen der Fremdbanken ab. Die Bank Gibernimmt
daher keine Gewahr fir die sténdige Verfugbarkeit der Multibanking-Zusatzdienste.

(3) Die im Multibanking-Angebot der Bank erstelliten Auswertungen und Prognosen dienen der Unterstiitzung der Finanzplanung des Teilnehmers
und werden mit groBer Sorgfalt unter Einsatz finanzmathematischer Analysen und unter Berticksichtigung von Erfahrungswerten erstellt. Diese
stellen weder eine Handlungsempfehlung der Bank dar noch Gbernimmt die Bank die Gewahr fir den Eintritt des prognostizierten Ereignisses.

(4) Die Haftung der Bank fiir Schaden des Kunden richtet sich im Ubrigen nach Nr. 3 der AGB der Bank.
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Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte)
mit individualisierten Authentifizierungsverfahren

Fassung: August 2024

1 Anwendungsbereich

Die digitale girocard ist eine Debitkarte (nachfolgend ,digitale Karte“ genannt), die dem Kunden entweder virtuell zur Speicherung auf einem
mobilen Endgerit (Telekommunikations-, Digital- oder IT-Gerit) zur Nutzung von mobilen Bezahlverfahren (nachfolgend ,virtuelle Karte“ genannt)
oder in Verbindung mit der physischen girocard digital mittels eines mobilen Endgerits erzeugt (nachfolgend ,digitalisierte Karte“) bereitgestellt
wird (beide Ausprigungen nachfolgend ,digitale Karte“). Es gelten die ,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)“, sofern in den
,Sonderbedingungen fiir die digitale girocard (Debitkarte) mit individualisierten Authentifizierungsverfahren“ nicht Abweichendes vereinbart ist.
Diese Bedingungen regeln das Vertragsverhaltnis zwischen der kartenausgebenden Bank und dem Kontoinhaber. Vertragliche Vereinbarungen
zwischen dem Kontoinhaber und Dritten (z. B. Endgeritehersteller, Mobilfunkanbieter oder Anbieter von Bezahlplattformen, bei denen digitale
Karten hinterlegt werden kénnen) bleiben unberiihrt. Die vertragliche Leistung der Bank betrifft nicht die Funktionsfihigkeit oder den Betrieb des
mobilen Endgerits und von Bezahlplattformen wie Apps fiir digitale Geldbdrsen (Wallets), bei denen die digitale Karte hinterlegt werden kann.

2 Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren

Der Karteninhaber kann die digitale Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren nur nutzen, wenn er sich gegeniiber der Bank authenti-
fiziert hat. Die Authentifizierung ist das Verfahren, mit deren Hilfe die Bank die Identitat des Karteninhabers oder die berechtigte Verwendung der
digitalen Karte tUberprifen kann.

Dafiir werden als Authentifizierungselemente die digitale Karte auf dem mobilen Endgerit des Karteninhabers als erster Faktor (Besitzelement) und
biometrische Elemente des Karteninhabers, z. B. Fingerabdruck, Gesichtserkennung bzw. sonstige Entsperrfunktionen des mobilen Endgerits (z. B.
der Entsperrcode) jeweils als zweiter Faktor, vereinbart. Die Eingabe der fiir die virtuelle Karte geltenden persdnlichen Geheimzahl (PIN) ist
ausschlieBlich bei der Verfligung von Bargeld einzusetzen.

3 Verwendungsmdglichkeiten

Der Karteninhaber kann die digitale Karte, soweit diese und die Terminals entsprechend ausgestattet sind, fuir folgende Zahlungsdienste nutzen:

a) Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen im Rahmen des deutschen girocard-
Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind (girocard-Terminals).

b) Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgingen iiber das Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel) im
Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind. Sofern der Karteninhaber die digitale Karte einer
digitalen Geldbérse (Wallet) hinzugefiigt hat, kann die digitale Karte an allen girocard-Terminals mit dem girocard-Logo und/oder im Online-Handel
mit dem Akzeptanzzeichen der jeweiligen Bezahlanwendung eingesetzt werden.

c)  Zum kontaktlosen Einsatz bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen an automatisierten Kassen sowie im Online-Handel im Rahmen eines
fremden Systems, soweit die digitale Karte entsprechend ausgestattet ist. Die Akzeptanz der digitalen Karte im Rahmen eines fremden Systems
erfolgt unter dem fiir das fremde System geltenden Akzeptanzlogo.

Der Karteninhaber kann die digitalisierte Karte, soweit diese und die Terminals entsprechend ausgestattet sind, ausschlieBlich fiir folgende
Zahlungsdienste nutzen:

Zum Einsatz bei elektronischen Fernzahlungsvorgingen iber das Internet bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen (Online-Handel) im
Rahmen des deutschen girocard-Systems, die mit dem girocard-Logo gekennzeichnet sind. Sofern der Karteninhaber die digitale Karte einer
digitalen Geldbérse (Wallet) hinzugefiigt hat, kann die digitale Karte an allen girocard-Terminals mit dem girocard-Logo und/oder im Online-Handel
mit dem Akzeptanzzeichen der jeweiligen Bezahlanwendung eingesetzt werden.

L  Autorisierung von Kartenzahlungen durch den Karteninhaber

Mit dem Einsatz der digitalen Karte durch Heranfiihren des mobilen Endgerdts an das Kontaktlos-Terminal bzw. im Online-Handel durch
Bestitigung der Bezahlanwendung, erteilt der Karteninhaber die Zustimmung (Autorisierung) zur Ausfiihrung der Kartenzahlung. Dazu kann im
Rahmen des Bezahlvorgangs zusatzlich die Verwendung der biometrischen Merkmale des Karteninhabers oder die Eingabe des Entsperrcodes des
Gerits (je nach vorhandener Funktion auf dem mobilen Endgerit) erforderlich sein. Die Zustimmung wird mit deren Einsatz erteilt. In der
Autorisierung ist zugleich die ausdriickliche Zustimmung enthalten, dass die Bank, die fiir die Ausfiihrung der Kartenzahlung notwendigen
personenbezogenen Daten des Karteninhabers verarbeitet, libermittelt und speichert. Nach Erteilung der Zustimmung kann der Karteninhaber die
Kartenzahlung nicht mehr widerrufen.

5 Finanzielle Nutzungsgrenze und Verfiigungsrahmen

a) Der Karteninhaber darf Verfiigungen mit seiner digitalen Karte nur im Rahmen des Kontoguthabens oder einer eingerdumten Kontoliiberziehung
vornehmen. Wenn der Karteninhaber diese Nutzungsgrenze bei seinen Verfligungen nicht einhilt, ist die Bank berechtigt, den Ersatz der
Aufwendungen zu verlangen, die aus der Nutzung der digitalen Karte entstehen. Die Buchung solcher Verfiigungen fiihrt zu einer geduldeten
Uberziehung.

b) Sofern die Nutzungsgrenze nicht vorher erreicht ist, darf der Karteninhaber Verfligungen mit seiner digitalen Karte nur im Rahmen des fiir die
digitale Karte geltenden Verfiigungsrahmens vornehmen. Bei jeder Nutzung wird geprift, ob der Verfligungsrahmen durch vorangegangene
Verfligungen bereits ausgeschopft ist. Verfiigungen, mit denen der Verfiigungsrahmen der digitalen Karte tiberschritten wiirde, kénnen unabhangig
vom aktuellen Kontostand und einem etwa vorher zum Konto eingerdumten Kredit abgewiesen werden. Der Kontoinhaber kann mit der
kontofiihrenden Stelle eine Anderung des Verfiigungsrahmens der digitalen Karte und fiir alle zu seinem Konto ausgegebenen Debitkarten
vereinbaren. Ein Bevollmachtigter, der eine Karte erhalten hat, kann nur eine Herabsetzung des Verfiigungsrahmens fiir diese Karte vereinbaren.
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6 Sperre der digitalen Karte

a) Die Bank darf die digitale Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren sperren (z. B. durch Léschung), wenn sie berechtigt ist, den
Kartenvertrag aus wichtigem Grund zu kiindigen, wenn sachliche Griinde im Zusammenhang mit der Sicherheit der individualisierten Authentifi-
zierungselemente des Karteninhabers oder der digitalen Karte dies rechtfertigen oder wenn der Verdacht einer nicht autorisierten oder
betriigerischen Verwendung eines Authentifizierungselements oder der digitalen Karte besteht. Darliber wird die Bank den Karteninhaber unter
Angabe der hierfiir maBgeblichen Griinde moglichst vor, spatestens jedoch unverziglich nach der Sperre, unterrichten. Die Angabe von Griinden
darf unterbleiben, wenn die Bank hierdurch gegen gesetzliche Verpflichtungen verstoBen wiirde. Die Bank wird die digitale Karte entsperren oder
eine neue digitale Karte bereitstellen, wenn die Griinde fiir die Sperre nicht mehr gegeben sind. Auch hierliber unterrichtet sie den Karteninhaber
unverziiglich.

b) Eine Sperre ausschlieBlich der digitalisierten Karte bewirkt keine Sperre der physischen Debitkarte. Eine Sperre der physischen Debitkarte muss
separat vorgenommen werden und hat keine Sperre der digitalisierten Karte zur Folge; die virtuelle Karte ist jedoch im Fall der Sperrung der
physischen Debitkarte ebenfalls gesperrt.

7 Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninhabers

7.1  Schutz der individualisierten Authentifizierungselemente

Der Karteninhaber hat alle zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, um seine fiir die Nutzung der digitalen Karte verwendeten biometrischen Merkmale
(z. B. Fingerabdruck), das mobile Endgerat mit digitaler Karte und den Entsperrcode des mobilen Endgeréts vor unbefugtem Zugriff zu schiitzen.
Ansonsten besteht die Gefahr, dass die digitale Karte missbrauchlich verwendet oder in sonstiger Weise nicht autorisiert genutzt wird.

Dazu hat er Folgendes zu beachten:
a) Der Entsperrcode fiir das mobile Endgerét ist geheim zu halten. Er darf insbesondere
nicht miindlich (z. B. per Telefon) oder in Textform (z. B. per E-Mail, Messenger-Dienst) weitergegeben werden,
nicht ungesichert elektronisch gespeichert werden (z. B. Speicherung im Klartext im Computer oder im mobilen Endgerit) und
nicht auf einem Gerat notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerat aufbewahrt werden, das als mobiles Endgerat mit digitaler Karte dient.
b) Das mobile Endgerit mit digitaler Karte ist vor Missbrauch zu schiitzen, insbesondere
- ist sicherzustellen, dass unberechtigte Personen auf das mobile Endgerit des Karteninhabers (z. B. Mobiltelefon) nicht zugreifen kénnen,
ist dafiir Sorge zu tragen, dass andere Personen, die auf dem mobilen Endgerat gespeicherte digitale Karte nicht nutzen kdnnen,
ist die digitale Karte auf dem mobilen Endgerit zu léschen, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerat aufgibt (z. B. durch
Verkauf, Entsorgung),
muss der Karteninhaber, die ihm vom Hersteller des mobilen Endgerats mit digitaler Karte jeweils angebotenen Software-Updates installieren,
muss der Karteninhaber, falls er einen Code zur Aktivierung der digitalen Karte von der Bank erhalten hat, diesen vor dem unbefugten Zugriff
anderer Personen sicher verwahren.
c) Biometrische Merkmale, wie z. B. der Fingerabdruck des Karteninhabers, diirfen auf einem mobilen Endgerit des Karteninhabers mit digitaler
Karte nur dann zur Autorisierung von Zahlungsauftragen verwendet werden, wenn auf dem mobilen Endgerat keine biometrischen Merkmale
anderer Personen gespeichert sind. Etwaige bereits auf dem mobilen Endgerat vorhandene biometrische Merkmale anderer Personen sind vor der
Speicherung der digitalen Karte auf dem mobilen Endgerat zu entfernen.

7.2  Unterrichtungs- und Anzeigepflichten

a) Stellt der Karteninhaber den Verlust oder Diebstahl des mobilen Endgerits mit digitaler Karte, die missbrauchliche Verwendung oder eine
sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Karte fest, so ist die Bank unverziiglich zu benachrichtigen (Sperranzeige). Die Sperranzeige kann
der Karteninhaber auch jederzeit gegeniiber dem Zentralen Sperrannahmedienst (Telefon: 116 116 aus dem Inland und +49 116 116 aus dem
Ausland [ggf. abweichende Landervorwahl]) abgeben. In diesem Fall ist eine Kartensperre nur mdglich, wenn der Name der Bank — maéglichst mit
Bankleitzahl — und die Kontonummer oder die IBAN (International Bank Account Number) angegeben werden. Der Karteninhaber hat jeden Diebstahl
oder Missbrauch unverziglich bei der Polizei anzuzeigen.

b) Hat der Karteninhaber den Verdacht einer nicht autorisierten oder betriigerischen Verwendung eines seiner Authentifizierungselemente, muss
er ebenfalls unverziiglich eine Sperranzeige abgeben.

c) Durch die Sperre der digitalen Karte bei der Bank beziehungsweise gegeniiber dem Zentralen Sperrannahmedienst wird nicht der Zugang zum
mobilen Endgerat gesperrt. Eine Sperrung der sonstigen Funktionen auf dem mobilen Endgerat kann nur gegeniiber dem jeweiligen Anbieter dieser
Funktionen erfolgen. Der Kontoinhaber hat die Bank unverziiglich nach Feststellung einer nicht autorisierten oder fehlerhaft ausgefiihrten
Kartenverfiigung zu unterrichten.

d) Auch wenn der Karteninhaber ein Sperr- oder Léschverfahren fiir das mobile Endgerat oder einer Bezahlplattform nutzt, bleibt die
Verpflichtung zur Abgabe einer Sperranzeige nach Nummer 7.2 Absatz a) dieser Bedingungen bestehen; eine Sperre des mobilen Endgerits hat
keine Sperre der digitalen Karte zur Folge.

8 Ablehnung von Kartenzahlungen durch die Bank

Die Bank ist berechtigt, die Kartenzahlung abzulehnen, wenn

- der Karteninhaber die Autorisierung der Kartenzahlung nicht gemai Nummer L4 erteilt hat,

- der vereinbarte Verfligungsrahmen oder die finanzielle Nutzungsgrenze nicht eingehalten sind oder
- die digitale Karte gesperrt ist.

Hierliber wird der Karteninhaber im Rahmen des Bezahlvorgangs unterrichtet.
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9 Erstattungs-, Berichtigungs- und Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

9.1 Erstattung bei nicht autorisierter Kartenverfiigung

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfiigung, z. B. im Rahmen der Verwendung der digitalen Karte an Kontaktlos-Terminals bei Handels- und
Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, hat die Bank gegen den Kontoinhaber keinen Anspruch auf Erstattung ihrer Aufwendungen.
Die Bank ist verpflichtet, dem Kontoinhaber den Betrag ungekiirzt zu erstatten. Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder
auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht autorisierte Kartenverfligung befunden hitte. Diese Verpflichtung ist unverziglich, spatestens jedoch
bis zum Ende des Geschaftstags gemaf ,Preis- und Leistungsverzeichnis“ zu erfiillen, der auf den Tag folgt, an welchem der Bank angezeigt wurde,
dass die Kartenverfligung nicht autorisiert ist oder die Bank auf andere Weise davon Kenntnis erhalten hat. Hat die Bank einer zustandigen Behorde
berechtigte Griinde fiir den Verdacht, dass ein betriigerisches Verhalten des Kunden vorliegt, schriftlich mitgeteilt, hat die Bank ihre Verpflichtung
aus Satz 2 unverziglich zu priifen und zu erfiillen, wenn sich der Betrugsverdacht nicht bestatigt.

9.2 Anspriiche bei nicht erfolgter oder fehlerhafter Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfiigung

a) Im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Kartenverfiigung, z. B. im Rahmen der Verwendung der digitalen
Karte an girocard-Terminals bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen oder im Online-Handel, kann der Kontoinhaber von der Bank die
unverziigliche und ungekiirzte Erstattung des Verfiigungsbetrags insoweit verlangen, als die Kartenverfiigung nicht erfolgte oder fehlerhaft war.
Wurde der Betrag dem Konto belastet, bringt die Bank dieses wieder auf den Stand, auf dem es sich ohne die nicht erfolgte oder fehlerhafte
Kartenverfligung befunden hatte.

b) Der Kontoinhaber kann iiber die Nummer 9.2 a) hinaus von der Bank die Erstattung der Entgelte und Zinsen insoweit verlangen, als ihm diese im
Zusammenhang mit der nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung der autorisierten Kartenverfiigung in Rechnung gestellt oder seinem Konto
belastet wurden.

c) Wurde eine autorisierte Kartenverfiigung nicht oder fehlerhaft ausgefiihrt, wird die Bank die Kartenverfiigung auf Verlangen des Karten-
inhabers nachvollziehen und ihn iber das Ergebnis unterrichten.

9.3 Schadensersatzanspriiche des Kontoinhabers

Im Falle einer nicht autorisierten Kartenverfligung oder im Falle einer nicht erfolgten oder fehlerhaften Ausfiihrung einer autorisierten Kartenver-
figung kann der Kontoinhaber von der Bank einen Schaden, der nicht bereits von den Nummern 9.1 oder 9.2 erfasst ist, ersetzt verlangen. Dies gilt
nicht, wenn die Bank die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. Die Bank hat hierbei ein Verschulden, das einer zwischengeschalteten Stelle zur
Last fallt, wie eigenes Verschulden zu vertreten, es sei denn, dass die wesentliche Ursache bei einer zwischengeschalteten Stelle liegt, die der
Karteninhaber vorgegeben hat. Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der digitalen Karte in
einem Land aufBlerhalb des Europaischen Wirtschaftsraums, beschrénkt sich die Haftung der Bank fiir das Verschulden einer an der Abwicklung des
Zahlungsvorgangs beteiligten Stelle auf die sorgfaltige Auswahl und Unterweisung einer solchen Stelle. Hat der Karteninhaber durch ein schuld-
haftes Verhalten zur Entstehung des Schadens beigetragen, bestimmt sich nach den Grundsatzen des Mitverschuldens, in welchem Umfang Bank
und Kontoinhaber den Schaden zu tragen haben. Die Haftung nach diesem Absatz ist auf 12.500 Euro je Kartenverfligung begrenzt. Diese betrags-
maBige Haftungsbeschrankung gilt nicht
+ fir nicht autorisierte Kartenverfiigungen,

bei Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit der Bank,
- fiir Gefahren, die die Bank besonders tibernommen hat und
- fur den dem Kontoinhaber entstandenen Zinsschaden, soweit der Kontoinhaber Verbraucher ist.

9.4 Haftungs- und Einwendungsausschluss

a) Anspriiche gegen die Bank nach Nummern 9.1 bis 9.3 sind ausgeschlossen, wenn der Kontoinhaber die Bank nicht spatestens 13 Monate nach

dem Tag der Belastung mit der Kartenverfligung dariiber unterrichtet hat, dass es sich um eine nicht autorisierte, nicht erfolgte oder fehlerhafte

Kartenverfiigung handelt. Der Lauf der 13-monatigen Frist beginnt nur, wenn die Bank den Kontoinhaber iiber die aus der Kartenverfiigung

resultierende Belastungsbuchung entsprechend dem fiir Kontoinformationen vereinbarten Weg spatestens innerhalb eines Monats nach der

Belastungsbuchung unterrichtet hat; anderenfalls ist fiir den Fristbeginn der Tag der Unterrichtung mafBgeblich. Haftungsanspriiche nach Num-

mer 9.3 kann der Kontoinhaber auch nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist geltend machen, wenn er ohne Verschulden an der Einhaltung dieser

Frist verhindert war.

b) Anspriiche des Kontoinhabers gegen die Bank sind ausgeschlossen, wenn die einen Anspruch begriindenden Umstiande

- auf einem ungewdhnlichen und unvorhersehbaren Ereignis beruhen, auf das die Bank keinen Einfluss hat, und dessen Folgen trotz Anwendung
der gebotenen Sorgfalt von ihr nicht hatten vermieden werden kénnen oder

- von der Bank aufgrund einer gesetzlichen Verpflichtung herbeigefiihrt wurden.
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10 Haftung des Kontoinhabers fiir nicht autorisierte Kartenverfiigungen

10.1 Haftung des Kontoinhabers bis zur Sperranzeige

a) Verliert der Karteninhaber seine digitale Karte (z. B. durch Verlust seines Mobiltelefons) oder eines seiner Authentifizierungselemente, werden

ihm diese gestohlen oder kommen diese sonst abhanden oder werden diese missbrauchlich verwendet und kommt es dadurch zu nicht autorisierten

Kartenverfligungen im Rahmen der Verwendung der digitalen Karte an girocard-Terminals bei Handels- und Dienstleistungsunternehmen oder im

Online-Handel, dann haftet der Kontoinhaber fiir Schaden, die bis zum Zeitpunkt der Sperranzeige verursacht werden, in Hohe von maximal 50 Euro.

Seine Haftung nach Absatz f) fiir Vorsatz und grobe Fahrlissigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberiihrt.

b) Der Kontoinhaber haftet nicht nach Absatz a), wenn

- es dem Karteninhaber nicht moglich gewesen ist, den Verlust, den Diebstahl, das Abhandenkommen oder eine sonstige missbrauchliche
Verwendung der digitalen Karte oder eines seiner Authentifizierungselemente vor der nicht autorisierten Kartenverfiigung zu bemerken oder

- der Verlust der digitalen Karte oder eines seiner Authentifizierungselemente durch einen Angestellten, einen Agenten, eine Zweigstelle der Bank
oder eine sonstige Stelle, an die Tatigkeiten der Bank ausgelagert wurden, verursacht worden ist.

Die Haftung nach Absatz f) fiir Vorsatz und grobe Fahrlissigkeit sowie fiir Handeln in betriigerischer Absicht bleibt unberiihrt.

c) Handelt es sich bei dem Kontoinhaber nicht um einen Verbraucher oder erfolgt der Einsatz der digitalen Karte auBerhalb des Europaischen

Wirtschaftsraums, tragt der Kontoinhaber den aufgrund nicht autorisierter Kartenverfiigungen entstehenden Schaden nach den Absitzen a) und b)

auch Uber einen Betrag von maximal 50 Euro hinaus, wenn der Karteninhaber, die ihm nach diesen Bedingungen obliegenden Pflichten fahrlassig

verletzt hat. Hat die Bank durch eine Verletzung ihrer Pflichten zur Entstehung des Schadens beigetragen, haftet die Bank fiir den entstandenen

Schaden im Umfang des von ihr zu vertretenden Mitverschuldens.

d) Die Bank verzichtet auf die Schadensbeteiligung durch den Kontoinhaber in Hohe von maximal 50 Euro gemaf vorstehendem Absatz a) und

ibernimmt alle Schaden, die durch nicht autorisierte Zahlungsvorginge bis zum Eingang der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstanden sind,

wenn der Karteninhaber seine ihm gemal Nummern 7.1 und 7.2 obliegenden Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten nicht in betriigerischer Absicht,

vorsatzlich oder grob fahrlassig verletzt hat. Eine Ubernahme des vom Kontoinhaber zu tragenden Schadens durch die Bank erfolgt nur, wenn der

Kontoinhaber die Voraussetzungen der Haftungsentlastung glaubhaft darlegt und Anzeige bei der Polizei erstattet.

e) Der Kontoinhaber ist nicht zum Ersatz des Schadens nach den Absitzen a) und c) verpflichtet, wenn der Karteninhaber die Sperranzeige nach

Nummer 7.2 a) nicht abgeben konnte, weil die Bank nicht die Méglichkeit zur Entgegennahme der Sperranzeige sichergestellt hatte und der Schaden

dadurch eingetreten ist.

f)  Kommt es vor der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) zu nicht autorisierten Kartenverfiigungen und hat der Karteninhaber seine Sorgfalts-

pflichten nach diesen Bedingungen vorsétzlich oder grob fahrlassig verletzt oder in betriigerischer Absicht gehandelt, tragt der Kontoinhaber den

hierdurch entstandenen Schaden in vollem Umfang. Grobe Fahrlassigkeit des Karteninhabers kann insbesondere dann vorliegen, wenn

- der Verlust, Diebstahl oder die missbrauchliche Verfligung der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst schuldhaft nicht unverziiglich
mitgeteilt wurde, nachdem der Karteninhaber hiervon Kenntnis erlangt hat oder

- der Entsperrcode ungesichert elektronisch gespeichert oder ungesichert auf einem Geréat notiert oder als Abschrift zusammen mit einem Gerat
aufbewahrt wurde, das als mobiles Endgerit mit digitaler Karte (z. B. Fingerabdrucksensor) dient oder

- die digitale Karte auf dem mobilen Endgerat nicht geléscht wurde, bevor der Karteninhaber den Besitz an diesem mobilen Endgerit aufgibt (z. B.
durch Verkauf, Entsorgung).

Die Haftung fiir Schaden, die innerhalb des Zeitraums, fiir den der Verfiigungsrahmen gilt, verursacht werden, beschrankt sich jeweils auf den fir die
digitale Karte geltenden Verfligungsrahmen.

g) Hat die Bank beim Einsatz der digitalen Karte eine starke Kundenauthentifizierung nach § 55 des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes nicht ver-
langt oder hat der Zahlungsempfanger oder sein Zahlungsdienstleister diese nicht akzeptiert, bestimmt sich die Haftung des Karteninhabers und der
Bank abweichend von den Absitzen a) bis f) nach den Bestimmungen in § 675v Abs. 4 des Biirgerlichen Gesetzbuchs.

10.2 Haftung des Kontoinhabers ab Sperranzeige

Sobald der Bank oder dem Zentralen Sperrannahmedienst der Verlust oder Diebstahl der digitalen Karte, die missbrauchliche Verwendung oder eine
sonstige nicht autorisierte Nutzung der digitalen Karte oder der Authentifizierungselemente angezeigt wurde, Ubernimmt die Bank alle danach
durch Kartenverfligungen entstehenden Schaden.

Handelt der Karteninhaber in betriigerischer Absicht, tragt der Kontoinhaber auch die nach der Sperranzeige nach Nummer 7.2 a) entstehenden
Schaden.

11 Kiindigung

Die Bank ist berechtigt, den Vertrag uber die Nutzung der digitalen Karte mit individualisierten Authentifizierungsverfahren mit einer Frist von
mindestens zwei Monaten zu kiindigen. Der Karteninhaber ist hierzu jederzeit ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist berechtigt. Im Ubrigen bleiben
die Kiindigungsrechte nach Nr. 19 Abs. 1 unserer Allgemeinen Geschaftsbedingungen unberiihrt.

12 Zahlungsverpflichtung der Bank; Reklamationen

Die Bank ist gegeniiber den Handels- und Dienstleistungsunternehmen vertraglich verpflichtet, die Betrage, liber die unter Verwendung der an den
Karteninhaber ausgegebenen digitalen Karte verfiigt wurden, zu vergiiten. Einwendungen und sonstige Beanstandungen des Karteninhabers aus
dem Vertragsverhaltnis zu dem Unternehmen, bei dem bargeldlos bezahlt worden ist, sind unmittelbar gegeniiber diesem Unternehmen geltend zu
machen. Gleiches gilt fiir Funktionsstdrungen einer Bezahlplattform oder einer elektronischen Geldbdrse (Wallet), in die die digitale Karte hinterlegt
worden ist.

13 AuBergerichtliche Streitschlichtung und sonstige Beschwerdemdéglichkeit

Fir die Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank kann sich der Karteninhaber an die im ,,Preis- und Leistungsverzeichnis“ naher bezeichneten Streit-
schlichtungs- und Beschwerdestellen wenden.
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Sonderbedingungen und Verfahrenshinweise
fiir die gesicherte Authentifizierung
bei Zahlungen mit der girocard (Debitkarte) im Internet

Stand: 12/2022

1 Mastercard Identity Check™/Visa Secure

1.1 Nach A.ll. Ziffer8 der ,Sonderbedingungen fiir die girocard
(Debitkarte)* ist der Karteninhaber verpflichtet zur Vermeidung von
Missbrauchen ein Verfahren zur starken Kundenauthentifizierung bei
Internet-Zahlungen einzusetzen, sofern ein solches sicheres Bezahlver-
fahren fiir Internet-Zahlungen von der Kartenakzeptanzstelle (nachfol-
gend ,Akzeptanzstelle®) unterstiitzt und dessen Nutzung durch den He-
rausgeber (Bank) gefordert wird.

1.2  Mastercard Identity Check™/Visa Secure sind solche sichere
Bezahlverfahren, die dazu dienen sicherzustellen, dass ein Zahlungsauf-
trag bei einer Akzeptanzstelle, die an diesem Verfahren teilnimmt, auch
tatsachlich vom Karteninhaber autorisiert wurde und die Karte nicht zu
Unrecht belastet wird. Hierzu erteilt der Karteninhaber beim Bezahlvor-
gang gegeniiber einem Dienstleister der Bank mittels Eingabe einer auf
den Einzelumsatz bezogenen Transaktionsnummer (TAN) und der Beant-
wortung einer Sicherheitsfrage oder alternativ durch Freigabe in einer
durch die Bank bereitgestellten App der Akzeptanzstelle die Zustim-
mung zur Ausfilhrung des Zahlungsvorgangs (Autorisierung nach A. II.
Ziffer 8 der ,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)“). Die hier-
fur benétigte TAN wird an ein zum SMS-Empfang geeignetes Endgerat
(z. B. Mobiltelefon) tibermittelt oder die Freigabe wird in einer auf dem
Endgerat des Karteninhabers installierten, durch die Bank bereitgestell-
ten, App durchgefihrt.

1.3 Diese Sonderbedingungen gelten erganzend zu den ,Sonderbe-
dingungen fiir die girocard (Debitkarte)*. Im Falle eines Widerspruchs
zwischen diesen und den vorliegenden Sonderbedingungen gehen die
,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)* vor.

1.4 Zur Nutzung des App-Verfahrens ist die Installation einer von
der Bank bereitgestellten App auf einem mobilen Endgerét (z. B. Smart-
phone) erforderlich. Anbieter der App ist die Rechenzentrale der Bank.
Die Nutzung des SMS-Verfahrens setzt die Erreichbarkeit per SMS
voraus. Die Nutzung des App-Verfahrens setzt zusatzlich eine Internet-
verbindung des Endgeréates voraus. Beides gehért nicht zum Leistungs-
angebot der Bank. Beide Verfahren setzen weiter die Erreichbarkeit des
Berechtigungsdienstes via Internet voraus. Der Berechtigungsdienst ist
mit Ausnahme Ublicher Wartungs- und Updatezeiten erreichbar.

2 Registrierung

2.1 Erforderliche Daten und technische Anforderungen

Um sich zur Teilnahme an diesen sicheren Bezahlverfahren zu registrie-

ren, benétigt der Karteninhaber

- seine Kartennummer,

- fir das ,SMS-Verfahren“ ein Endgerit (z. B. Mobiltelefon) mit der
Méglichkeit des SMS-Empfangs (nachfolgend ,Mobiltelefon“ ge-
nannt) und einen von der Bank automatisch oder auf Kundenanforde-
rung lUbermittelten Aktivierungscode oder

- fiir das ,App-Verfahren“ ein Endgerit (z. B. Smartphone/Tablet) mit
der Moglichkeit der Nutzung der durch die Bank bereitgestellten App
und einen von der Bank automatisch oder auf Kundenanforderung
Ubermittelten Aktivierungscode, alternativ einen OnlineBanking-Zu-
gang der kartenausgebenden Bank.

Die Bank behilt sich das Recht vor, nicht beide vorgenannten Verfahren
anzubieten oder sie durch ein anderes oder mehrere andere Verfahren
zu ersetzen. Sie wird den Karteninhaber hieriiber vorab unterrichten. Die
Registrierung ist auf der Internetseite der Bank méglich.
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2.2  Registrierungsprozess fiir das SMS-Verfahren

Hierbei legt der Karteninhaber die Rufnummer seines Mobiltelefons fest,
an das kiinftig die zur Autorisierung des Zahlungsauftrags erforderli-
chen TANs Ubermittelt werden sollen. Zur Registrierung wird dem Kar-
teninhaber ein Aktivierungscode an seine hinterlegte Anschrift Ubermit-
telt. Diesen Aktivierungscode muss der Karteninhaber zur Festlegung
seiner Mobilfunknummer sowie der Antwort auf eine auszuwahlende Si-
cherheitsfrage auf der Internetseite der Bank oder einer von dieser
benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das SMS-Verfahren
freigeschaltet.

2.3 Registrierungsprozess fiir das App-Verfahren

Das App-Verfahren setzt voraus, dass der Karteninhaber die von der
Bank bereitgestellte App auf seinem Endgerat installiert und mit seiner
girocard (Debitkarte) (nachfolgend ,Karte®) per Aktivierungscode
verkniipft. Die bei erstmaliger Nutzung der App erzeugte Kennung ist
bei der Registrierung anzugeben. Zur Registrierung wird dem Karten-
inhaber einmalig ein Aktivierungscode an seine hinterlegte Anschrift
Ubermittelt. Diesen Aktivierungscode muss der Karteninhaber zur Besta-
tigung der angegebenen Kennung auf der Internetseite der Bank oder
einer von dieser benannten Website einmalig eingeben. Danach ist das
App-Verfahren freigeschaltet und der Karteninhaber hat die Moglich-
keit, Zahlungen innerhalb der App freizugeben.

Alternativ zur Nutzung des Aktivierungscodes kann der Karteninhaber
als Nutzer des OnlineBankings der kartenausgebenden Bank eine Regis-
trierung fiir das App-Verfahren im OnlineBanking vornehmen, die durch
eine unterstiitzte Methode zur starken Kundenauthentifizierung zu
bestatigen ist.

2.4

Die Bank wird den Karteninhaber niemals per E-Mail oder Anruf zur
Registrierung oder Bekanntgabe seiner Registrierungsdaten auffor-
dern.

Weitere Informationen

Der Ablauf der Registrierung und die Bezugsquellen der Anwendung
sind in der Information ,Mehr Sicherheit beim Online-Shopping“ be-
schrieben, die dem Karteninhaber bereitgestellt wird und bei der Bank
erhaltlich ist.

3 Gesichertes Bezahlverfahren

3.1 SMS-Verfahren

Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Transaktion von der
Akzeptanzstelle gefordert wird, erhalt der Karteninhaber eine SMS-Be-
nachrichtigung mit Transaktionsdetails und pro Transaktion generierter
TAN auf sein Endgerat zugestellt. Durch Eingabe der erhaltenen TAN
und korrekter Beantwortung der Sicherheitsfrage im Kaufprozess wird
der Zahlungsauftrag autorisiert.
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3.2 App-Verfahren

Beim App-Verfahren werden die Transaktionsdetails via Internet direkt
an eine besonders geschiitzte App auf das Endgerat des Karteninha-
bers lbermittelt. Sobald das sichere Bezahlverfahren bei einer Trans-
aktion von der Akzeptanzstelle gefordert wird, erhalt der Karteninha-
ber auf seinem Endgerat eine Benachrichtigung. Die Transaktionsde-
tails werden innerhalb der App angezeigt. Durch Freigabe und Besta-
tigung innerhalb der App — mittels Freigabe-Code oder biometrische
Freigabe, sofern vom Betriebssystem des Endgerats unterstitzt — wird
der Zahlungsauftrag autorisiert.

3.3 Die Nutzung des gesicherten Bezahlverfahrens fiir Internet-
Zahlungen kann fiir bestimmte Transaktionen zur Risikopravention von
der Bank eingeschrankt sein.

L Sorgfalts- und Mitwirkungspflichten des Karteninha-
bers

L1 Bei Nutzung der Karte zur Autorisierung eines Zahlungsauftrags
Uber das Internet dirfen lediglich der Name des Karteninhabers, die
Kartenmarke (Debit Mastercard/Visa Debit), die Kartennummer, das
Laufzeitende der Karte und die auf der Kartenriickseite genannte drei-
stellige Kartenpriifziffer, aber niemals die PIN angegeben werden. So-
fern fiir Internet-Zahlungen (innerhalb des EWR) ein Verfahren zur star-
ken Kundenauthentifizierung von der Akzeptanzstelle unterstiitzt und
dessen Nutzung durch den Herausgeber (Bank) gefordert wird, ist dieses
vom Karteninhaber einzusetzen (A. Il. Ziffer 8 der ,Sonderbedingungen
fiir die girocard (Debitkarte)*).

Bei einem Verfahren zur starken Kundenauthentifizierung muss eine
Transaktion mit zwei von drei méglichen Authentifizierungselementen
(Wissenselement, Besitzelement, Seinselement/Inhirenz) freigegeben
werden. Wissenselement ist etwas, das nur der Karteninhaber weil3
(beispielsweise PIN, Kennwort oder die Antwort auf eine Sicherheitsab-
frage), Besitzelement ist etwas, was der Karteninhaber besitzt (bei-
spielsweise ein mobiles Endgerat zum Empfang von TANs oder der
Freigabe von Nachrichten) und Seinselement/Inhdrenz ist etwas, was
der Karteninhaber ist (beispielsweise biometrische Merkmale wie ein
Fingerabdruck oder die Gesichtserkennung).

Im Einzelfall kann auf das Verfahren zur starken Kundenauthentifizie-
rung verzichtet werden, wenn es sich beispielsweise um Kleinstbetrags-
zahlungen handelt oder solche die im Rahmen einer Transaktionsanaly-
se als risikoarm eingestuft wurden. Ebenso kann beispielsweise bei wie-
derkehrenden Zahlungen gleichen Betrags an eine Akzeptanzstelle nach
der ersten Zahlung einer solchen Serie von der Verfahrensnutzung ab-
gesehen werden oder wenn der Karteninhaber die Akzeptanzstelle
individuell auf eine Liste vertrauenswiirdiger Empfanger aufgenommen
hat, falls dies vom Herausgeber (Bank) angeboten wird. Die Nutzung des
Verfahrens zur starken Kundenauthentifizierung kann bei Akzeptanz-
stellen auBerhalb des EWR optional vom Herausgeber (Bank) gefordert
werden (A. Il. Ziffer 8 der ,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debit-
karte)“).

L.2 Bei Einsatz der Karte im Internet hat der Karteninhaber darauf zu
achten, dass die Ubermittelten Kartendaten verschlisselt Ubertragen
werden (https://) und dass immer ein sicheres Bezahlverfahren einge-
setzt wird, sofern von der Akzeptanzstelle unterstiitzt. Die Wissensele-
mente sind vom Karteninhaber vor Kenntnisnahme durch Dritte zu
schiitzen, Besitzelemente sind vor Missbrauch zu schiitzen, insbesonde-
re indem der Zugriff unberechtigter Personen verhindert wird oder
installierte Zahlungs- und Sicherheits-Apps so konfiguriert werden,
dass sie von anderen Personen nicht genutzt werden kénnen. Seinsele-
mente/Inhirenz diirfen insbesondere auf dem Endgerat nur verwendet
werden, wenn nur die biometrischen Merkmale des Karteninhabers
darauf verwendet werden.
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L3 Der Karteninhaber hat dafiir Sorge zu tragen, dass kein Dritter
zur Durchfiihrung von Internet-Zahlungen Zugang zu seinem fiir das
Verfahren genutzten Endgerat erlangt. Das Endgerat ist vor Verlust und
Diebstahl zu sichern. Im Fall von Verlust oder Diebstahl des Endgerates
ist nach Moglichkeit die App per Fernzugriff zu l6schen und die SIM-
Karte des Endgerates sperren zu lassen. Zugangsdaten zur App dirfen
nicht auf dem Endgerat gespeichert werden. Die App darf nicht auf End-
geraten eingesetzt werden, deren Betriebssystem manipuliert wurde,
z. B. durch sogenannte Jailbreaks oder Rooten oder sonstige nicht vom
Hersteller des Endgerits freigegebene Betriebssystemvarianten.

L.L4  Das Endgerit, das zur Freigabe der Transaktion dient, sollte
nicht gleichzeitig fiir die Internet-Zahlungen genutzt werden (physi-
sche Trennung der Kommunikationskanile).

L.5 Der Karteninhaber hat die Ubereinstimmung der von der Bank
dem Nutzer Ubermittelten Transaktionsdaten mit den von ihm fir die
Transaktion vorgesehenen Daten abzugleichen. Bei Unstimmigkeiten ist
die Transaktion abzubrechen und die Bank zu informieren (A. Il. Ziffer 7.4
Absatz 3 der ,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)“.

4.6  Der Karteninhaber hat die App nur aus offiziellen App-Stores
(Apple App Store oder Google Play Store) herunterzuladen und die fiir
die App vorgesehenen Updates regelmafig zu installieren.

5 Anderung der Mobilfunknummer/Kennung der App

5.1 Sollte der Karteninhaber seine fiir das Verfahren genutzte Ken-
nung (Sicherheitsfrage und/oder Mobilfunknummer fiir SMS-Empfang
bzw. Kennung fiir App-Nutzung) dndern wollen, steht ihm hierfiir auf
der Registrierungswebseite der Bank bzw. bei Nutzung des App-Verfah-
rens in deren OnlineBanking-System, eine entsprechende Funktion zur
Verfligung.

5.2 Ist kein Nachrichten-Versand an die bisher registrierte Kennung
mdglich (z. B. das Endgerit mit der hinterlegten Kennung wurde gestoh-
len), muss der Karteninhaber den Registrierungsprozess erneut durch-
laufen, oder das Gerat fir das App-Verfahren im OnlineBanking deakti-
vieren.

6 Abmeldung vom Verfahren

6.1 Der Karteninhaber kann sich von der Teilnahme am sicheren Be-
zahlverfahren abmelden, indem er auf der Registrierungswebseite der
Bank den Button ,Benutzerdaten loschen” betatigt.

6.2 Wenn sich der Karteninhaber abgemeldet hat, ist es ihm erst
nach Abschluss einer Neuregistrierung wieder moéglich, seine Karte fir
Internet-Zahlungen bei am sicheren Bezahlverfahren teilnehmenden
Akzeptanzstellen einzusetzen.

7 Datenerhebung und Datenverarbeitung, Einschaltung
Dritter

7.1 Der Herausgeber (Bank) bedient sich zur Bewirkung der von ihr
bzw. ihm im Rahmen von Mastercard Identity Check™/Visa Secure zu er-
bringenden Leistungen und zur Einforderung der vom Karteninhaber zu
erbringenden Leistungen Dritter.

7.2  Hat ein beauftragter Dienstleister seinen Sitz in einem Land
auBerhalb der Européischen Union oder des Europaischen Wirtschafts-
raums (z.B. Schweiz oder USA) wird der Herausgeber (Bank) vor der
Dateniuibermittlung fiir ein angemessenes Datenschutzniveau im Sinne
der aktuellen gesetzlichen Anforderungen sorgen, es sei denn, dass be-
reits eine Angemessenheitsentscheidung der Europdischen Kommission
zugunsten des Landes vorliegt, in dem dieser Dienstleister seinen Sitz
hat. Die Schweiz gilt datenschutzrechtlich als sicherer Staat.
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7.3 Ausschlie3lich zum Zweck der Abwicklung des sicheren Bezahl-
verfahrens werden personenbezogene Daten des Karteninhabers im
Rahmen der Registrierung und Daten zum Zahlungsvorgang (insb. Kar-
tennummer, die hinterlegte Mobilfunknummer/Kennung, Sicherheitsfra-
ge sowie ein Protokoll des authentifizierten Zahlungsauftrags, der ver-
sendeten Nachrichten und die IP-Adresse und Gerite-/Browserdaten
des aufrufenden Gerits, Daten zur Transaktion/Bestellung des Karten-
inhabers) an den jeweiligen Dienstleister weitergegeben und von
diesem verarbeitet, um die Kundenauthentifizierung zu tberprifen und
eine Risikoprifung fiir die Transaktion durchzufiihren. Spatestens mit
Beendigung des Kartenvertrags werden die Registrierungsdaten ge-
l6scht, sofern keine gesetzlichen Aufbewahrungspflichten entgegen-
stehen.

7.4 Nimmt eine Akzeptanzstelle an dem Verfahren teil, Gbernimmt
der jeweilige Dienstleister die Authentifizierung des Karteninhabers und
teilt der Akzeptanzstelle mit, ob diese erfolgreich war. Weitere Daten
werden nicht an die Akzeptanzstelle libermittelt. War die Authentifizie-
rung nicht erfolgreich, wird der Zahlungsauftrag abgelehnt (A. Il. Zif-
fer 10 der ,Sonderbedingungen fiir die girocard (Debitkarte)).
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Raiffeisenstrale 1- 86830 Schwabminchen

Preis- und Leistungsverzeichnis

Preise fiir Dienstleistungen im standardisierten Geschiaftsverkehr mit privaten Kunden
und bei der Erbringung von Zahlungsdiensten, im Scheckverkehr und fiir Konten mit Geschaftskunden,
soweit nicht im Preisaushang oder anderen Aushéngen enthalten
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1.1

1.2

13

31

311

Sparkonto
Allgemeine Entgelte
Kennwortvereinbarung fiir gebundene Sparurkunden

Bereitstellung eines zusatzlichen Kontoauszuges bei Loseblatt-Sparurkunden
auf Wunsch des Kunden (zzgl. Porto)

Ausstellung einer Ersatz-Sparurkunde®

Verwahrungsentgelt fiir Sparblicher pro Jahr

Vermoégenswirksames Sparen

Ubertragung eines vermdgenswirksamen Sparvertrages auf einen anderen
Anbieter auf Wunsch des Kunden

Vorzeitige Vertragsauflésung
(kostenlos in denin § 4 Abs. 4 5. VermBG geregelten Fallen)

Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen

kein Angebot EUR

10,00 EUR
kein Angebot EUR

kein Angebot EUR

kein Angebot EUR

kein Angebot EUR

Bearbeitung einer Sparbuchverlustmeldung ohne Ausstellung einer Ersatz- 20,00 EUR
Sparurkunde
Anlage eines Sparkontos wegen Mietkaution (Nur auf den Vermieter méglich) 10,00 EUR
Zinssatze fiir Einlagen
Produkt Zinssatz
siehe separater Preisaushang -s.s.P.- %
Konto
Privatkunde
Kontofiihrung
Produkt EUR
VR-DirektKonto 5,95 EUR p.M.
siehe separater Preisaushang
VR-KompaktKonto 5,95 EUR p.M. |
siehe separater Preisaushang
VR-ExklusivKonto 10,95 EUR p.M. |
siehe separater Preisaushang
VR-MeinKonto (Voraussetzung: Schiiler, Auszubildende und Studenten bis 0,00 EUR p.M.

einschlieBlich 27 Jahre)

siehe separater Preisaushang

1

Wird nur berechnet, wenn der Kunde den Verlust oder die Beschadigung seiner Sparurkunde zu vertreten hat.
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3.1.2 Kontoauszug

durch Kontoauszugdrucker? siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR

Bereitstellung eines Tages-/Wochen-/Monatsauszugs zum Selbstabholen3

Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen

kein Angebot EUR

Kontoausziige auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall* Porto EUR
Erstellung eines Kontoauszugs-/Rechnungsabschlussduplikats auf Verlangen des Kunden®
e maschinell (soweit bei Ausziigen neueren Datums noch méglich) 0,00 EUR
e manuell (bei Ausziigen slteren Datums, wenn systembedingt maschinelle
Erstellung nicht mehr méglich ist) 0,00 EUR
3.13 Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Buchungen, die im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgefiihrt werden, sind
wie folgt bepreist. Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter
Buchungen werden nicht bepreist.
VR-KompaktKonto - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am 1,00 EUR
Schalter getatigt werden
VR-KompaktKonto - Uberweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft - 1,50 EUR
Buchungs- und Arbeitsposten
VR-KompaktKonto - Uberweisungen beleglos/Gutschrift einer 0,25 EUR
Uberweisung/Lastschrifteinldsung - Buchungs- und Arbeitsposten
VR-DirektKonto - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am Schalter 1,00 EUR
getatigt werden
VR-DirektKonto - Uberweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft - 2,50 EUR
Buchungs- und Arbeitsposten
VR-DirektKonto - Kontoauszug am Auszugsdrucker 0,50 EUR
Porto fiir Kontoausziige bei Zusendung - anfallende Portokosten -
VR-KompaktKonto/VR-ExklusivKonto - Kontoausziige am Auszugsdrucker und 0,00 EUR
elektronisch
3.2 Geschiaftskunde
3.21 Kontofiihrung
Produkt EUR
VR-FirmenKonto Klassik 6,95 EUR p.M.
VR-FirmenKonto Aktiv 11,95 EUR p.M.
VR-Hausverwaltung 19,95 EUR p.M.

2
3
L
5

Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.
Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.
Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt und versandt.

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.
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3.2.2 Kontoauszug

durch Kontoauszugdrucker® siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR
Bereitstellung eines Tages-/Wochen-/Monatsauszugs zum Selbstabholen’ kein Angebot EUR

Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen
Kontoausziige auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall® Porto EUR

Erstellung eines Kontoauszugs-/Rechnungsabschlussduplikats auf Verlangen des Kunden®
e maschinell (soweit bei Ausziigen neueren Datums noch méglich) 0,00 EUR

e manuell (bei Ausziigen &lteren Datums, wenn systembedingt maschinelle

Erstellung nicht mehr méglich ist) 0,00 EUR

3.23 Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen

Buchungen, die im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgefiihrt werden, sind

wie folgt bepreist. Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter

Buchungen werden nicht bepreist

VR-FirmenKonto Klassik - Bargeldeinzahlung/Bargeldauzahlung, die am 1,00 EUR

Schalter getatigt werden

VR-FirmenKonto Klassik - Uberweisung per Online-Banking - Buchungs- und 0,25 EUR

Arbeitsposten

VR-FirmenKonto Klassik - Uberweisung beleghaft/Scheckeinreichung (Inland) - 2,00 EUR

Buchungs- und Arbeitsposten

VR-FirmenKonto Klassik - Gutschrift einer Uberweisung/Einzug und Einlésung 0,50 EUR

von Lastschriften/Scheckeinlésung (Inland)

VR-FirmenKonto Klassik - Kontoauszug am Auszugsdrucker 0,50 EUR

VR-FirmenKonto Aktiv - Uberweisung per Online-Banking - Buchungs- und 0,15 EUR

Arbeitsposten

VR-FirmenKonto Aktiv - Uberweisung beleghaft/Scheckeinreichung (Inland) - 1,00 EUR

Buchungs- und Arbeitsposten

VR-FirmenKonto Aktiv - Gutschrift einer Uberweisung/Einzug und Einlésung 0,30 EUR

von Lastschriften/Scheckeinlésung (Inland)

VR-FirmenKonto Aktiv - Kontoauszug am Auszugsdrucker 0,50 EUR

VR-Hausverwaltung - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am 1,00 EUR

Schalter getatigt werden

VR-Hausverwaltung - Uberweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft - 2,00 EUR

Buchungs- und Arbeitsposten

VR-Hausverwaltung - Uberweisungen beleglos - Buchungs- und Arbeitsposten 0,25 EUR

VR-Hausverwaltung - Einlésung und Einzug Lastschrift/Scheckeinlésung 0,50 EUR

(Inland)/Gutschrift einer Uberweisung

VR-Hausverwaltung - Kontoauszug am Auszugsdrucker 0,50 EUR

6
7
8
9

Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.
Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.
Rechnungsabschliisse werden kostenlos erstellt und versandt.

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.
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4.1

411

4.1.2

4.1.3

L4.1.4

4.1.5

Erbringung von Zahlungsdiensten fiir Privatkunden und Geschaftskunden

Allgemeine Informationen zur Bank

Name und Anschrift der Bank*®

Name der Bank (Zentrale):Raiffeisenbank Schwabmiinchen-Stauden eG

Strafe: Raiffeisenstr. 1
PLZ/Ort: 86830 Schwabmiinchen
Telefon: 08232/509-0
Telefax: 08232/509-4499
Internet: www.raiba-smue-stauden.de

Hinweis: Zur Ubermittlung von Auftragen per Telefon oder per Internet sind die mit der Bank vereinbarten Kom-
munikationswege wie z. B. das OnlineBanking oder das Telefonbanking zu nutzen.

Zustindige Aufsichtsbehsrde!?

Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straf3e 108, 53117 Bonn

Eintragung im Handels-(Genossenschafts)register!?

Amtsgericht Augsburg, Gen.Reg. 1573

Vertragssprache

Mafgebliche Sprache fiir die Geschaftsbeziehung zum Kunden ist Deutsch.

Geschéftstage der Bank

Geschaftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausfiihrung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienst-
leister den fiir die Ausfiihrung von Zahlungsvorgangen erforderlichen Geschaftsbetrieb unterhalten. Die Bank
unterhélt den fiur die Ausfiihrung von Zahlungen erforderlichen Geschéaftsbetrieb an allen Werktagen, mit
Ausnahme

- Sonnabende
- 24.und 31. Dezember
- Freitag nach Fronleichnam und Freitag nach Christi Himmelfahrt

Fir Bargeldauszahlungen und -einzahlungen an Geldautomaten der kontofiihrenden Bank ist jeder Tag, an dem
der Geldautomat tatsachlich betrieben wird, ein Geschéftstag.

Fir Echtzeitliberweisungen ist jeder Tag eines Jahres ein Geschiftstag.

10 Anderungen ergeben sich aus unserer Geschaftskorrespondenz und dem Kontoauszug.

1 Anderungen ergeben sich aus unserer Geschiftskorrespondenz und dem Kontoauszug.

12 Anderungen ergeben sich aus unserer Geschiftskorrespondenz und dem Kontoauszug.
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L1le6

4.2

4.2.1

4.2.1.1

4.2.1.2

4.2.2

4.2.2.1

Hinweis zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemaf EU-Geldtransferverordnung

Die ,Verordnung (EU) 2023/1113 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 {iber die Uber-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte* (EU-Geldtransferverordnung)
dient dem Zweck der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von Geldwé&sche und Terrorismusfinanzierung
bei Geldtransfers/Kryptowertetransfers. Sie verpflichtet die Bank bei der Ausfiihrung von Geldtransfers
Angaben zum Zahler und Zahlungsempfinger zu priifen und zu ibermitteln. Diese Angaben bestehen aus Name,
Kundenkennung sowie ggf. der Rechtstrigerkennung (Legal Entity Identifier bzw. LEI) oder, in Ermangelung
dessen, einer verfligbaren gleichwertigen amtlichen Kennung von Zahler und Zahlungsempfinger und der
Adresse des Zahlers. Bei Geldtransfers innerhalb des Europdischen Wirtschaftsraums kann auf die Weiterleitung
der Adresse und der LEI verzichtet werden, jedoch kénnen gegebenenfalls diese Angaben vom Zahlungsdienst-
leister des Zahlungsempfangers angefordert werden. Bei der Angabe von Name und gegebenenfalls Adresse,
LEI (oder, in Ermangelung dessen, einer verfiigbaren gleichwertigen amtlichen Kennung) nutzt die Bank die in
ihren Systemen hinterlegten Daten, um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Mit der Verordnung wird
erreicht, dass aus den Zahlungsverkehrsdatensatzen selber immer eindeutig bestimmbar ist, wer Zahler und
Zahlungsempfanger ist. Das hei3t auch, dass die Bank Zahlungsdaten Uberpriifen, Nachfragen anderer Kredit-
institute zur Identitat des Zahlers beziehungsweise Zahlungsempfangers beantworten und auf Anfrage diese
Daten den zustéandigen Behorden zur Verfligung stellen muss.

Lastschriftverkehr

Hinweise:

Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte fiir die Einlésung einer Lastschrift werden
- nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgefiihrt wurden; Storno- und Berichti-
gungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt fiir die Kontofilhrung abgegolten oder bei
einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).

SEPA-Basis-Lastschrift

Ausfiihrungsfristen
Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spatestens innerhalb von max. einem Ge-

schaftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers eingeht. Die Geschéaftstage der Bank ergeben
sich aus der Ziffer 4.1.5.

Entgelte
Einlésung 0,00 EUR

Berechtigte Ablehnung der Einlésung einer autorisierten Lastschrift
wegen fehlender Kontodeckung durch die Bank 2,00 EUR

SEPA-Firmen-Lastschrift

Ausfiihrungsfristen

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spatestens innerhalb von max. einem Ge-
schéftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfangers eingeht. Die Geschéaftstage der Bank ergeben
sich aus der Ziffer 4.1.5.
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4.2.2.2

4.3

Entgelte
Einlosung 0,00 EUR
Vormerkung der Bestatigung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats 7,50 EUR

Berechtigte Ablehnung der Einlésung einer autorisierten Lastschrift
wegen fehlender Kontodeckung durch die Bank 2,00 EUR

Bargeldauszahlung

Hinweise:

Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte fiir Bargeldauszahlungen werden

- nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgefiihrt wurden; Storno- und
Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt fiir die Kontofiihrung abgegolten oder bei
einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).

Bargeldauszahlung an eigene Kunden am Schalter am Geldautomaten

mit unserer girocard (Debitkarte) 0,00 EUR 0,00 EUR
mit unserer Mastercard (Kreditkarte) --- % vom Umsatz 2,00 % vom Umsatz
mit unserer Mastercard (Debitkarte) mind. --- EUR mind. 5,00 EUR
mit unserer Visa Card (Kreditkarte) --- % vom Umsatz 2,00 % vom Umsatz
mit unserer Visa Card (Debitkarte) mind. --- EUR mind. 5,00 EUR
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Bargeldauszahlung an eigene Kunden bei anderen Kreditinstituten (KI)

mit girocard (Debitkarte)

am Schalter

am Geldautomaten

- bei teilnehmenden Banken am
BankCard ServiceNetz:

- beiinldndischen Kl und Kl in der EU13
und den EWR-Staaten*, die ein direktes
Kundenentgelt erheben kénnen:

- Verfligungen im girocard-System in
Euro

- Verfiigungen in anderen Zahlungs-
systemen (Debit Mastercard/Visa
Debit/V Pay/Maestro) in Euro

- beiinlandischen Kl und Kl in der EU1®
und den EWR-Staaten?®, die kein
direktes Kundenentgelt erheben
konnen:

- Verfiigungen in den folgenden Zah-
lungssystemen (Debit Mastercard/Visa
Debit/V Pay/Maestro) in Euro

- beiKlin der EU und den EWR-
Staaten in Fremdwahrung

- bei Kl auBerhalb der EU und den
EWR-Staaten

entfallt

entfallt

entfallt

entfallt

entfallt

entfallt

0,00 EUR

entfallt

2,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

2,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

2,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

2,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

mit Mastercard/Visa Card (Kreditkarte)
mit Mastercard/Visa Card (Debitkarte)

am Schalter

am Geldautomaten

- imInland und Ausland

(zzgl. 1,00 % vom Umsatz fiir den Auslandseinsatz'’ bei Zahlung in Fremdwihrung und/oder in einem Land

auBerhalb der EU und der EWR-Staaten)

3,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

2,00 % vom Umsatz
mind. 5,00 EUR

Gegebenenfalls werden Sie durch den Geldautomatenbetreiber mit einem zusétzlichen Entgelt belastet.

13

14

EWR-Staaten (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen).

Européische Union (derzeit: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen,
Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern).

15 Européische Union (derzeit: Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen,

16 EWR-Staaten (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen).

7 Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.
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L4 Kartengestiitzter Zahlungsverkehr

L4411 Debitkarten
Luyil1 girocard
- girocard - Ausgabe einer Debitkarte — pro Jahr 9,00 EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden18 9,00 EUR
- digitale girocard — Ausgabe einer Debitkarte - pro Jahr 2,00 EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?®® 2,00 EUR
- girocard Debit Mastercard — Ausgabe einer Debitkarte — pro Jahr 9,00 EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?° 9,00 EUR
- girocard Visa Debit — Ausgabe einer Debitkarte — pro Jahr 9,00 EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?? 9,00 EUR
- girocard V PAY — Ausgabe einer Debitkarte — pro Jahr 9,00 EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?? 9,00 EUR
- girocard Maestro — Ausgabe einer Debitkarte — pro Jahr kein Angebot EUR
- Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?3 kein Angebot EUR

Auslandseinsatz?*
beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwahrung und/oder
bei Zahlung in einem Land auBerhalb der EWR-Staaten?>

1,00 % vom Umsatz mind. 1,00 EUR
max. 4,00 EUR
L.u.2 Mastercard oder Visa Debit- und Kreditkarten
e Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden?® - wie Neukarte - EUR
- bei Designwechsel per sofort auf Wunsch des Kunden - wie Neukarte - EUR
- bei Designwechsel zur nachsten Wiederpragung auf Wunsch des Kunden 0,00 EUR

18 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschédigte Karte soweit
durch vom Kunden zu vertretende Umstinde verursacht; (c) wegen Namensinderung.

19 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschidigte Karte soweit
durch vom Kunden zu vertretende Umstinde verursacht; (c) wegen Namenssnderung.

20 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschidigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstinde verursacht; (c) wegen Namenssnderung.

21 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbrauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschidigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht; (c) wegen Namenssnderung.

22 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbriuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschidigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstinde verursacht; (c) wegen Namenssnderung.

23 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbriauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschidigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht; (c) wegen Namensénderung.
24

2

Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.

5 Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,
Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,
Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

26 Wird nur berechnet: (a) fiir eine verlorene, gestohlene, missbriauchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) fiir eine beschadigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht; (c) wegen Namensénderung.
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e zzgl. Versandkosten

- bei Versendung im Inland 0,00 EUR
- bei Versendung in Europa 10,00 EUR
- bei Versendung weltweit 20,00 EUR
- bei Versendung der Karte per Kurier im Inland fremde Kosten EUR
- bei Versendung der Karte per Kurier ins Ausland fremde Kosten EUR
- bei Versendung der PIN per Kurier im Inland fremde Kosten EUR
- bei Versendung der PIN per Kurier ins Ausland fremde Kosten EUR

o Auslandseinsatz?” beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwahrung
und/oder bei Zahlung in einem Land auBerhalb der EWR-Staaten?® 1,00 % vom Umsatz

¢ Sonstige Serviceleistungen

- Bestellung physische Karte zu bereits bestehender digitaler Karte - wie Neukarte - EUR
- Bereitstellung Notfall-Bargeldvorschuss weltweit auf Wunsch des Kunden 50,00 EUR
- Bereitstellung beschleunigte Notfall-Ersatzkarte weltweit auf Wunsch des Kunden 50,00 EUR
- Duplikatserstellung einer Umsatzaufstellung auf Verlangen des Kunden?® 10,00 EUR
- Anforderung einer Belegkopie, Inland, auf Verlangen des Kunden3° 10,00 EUR
- Anforderung einer Belegkopie, Ausland, auf Verlangen des Kunden3! 10,00 EUR
- PIN Nachbestellung, auf Verlangen des Kunden3? 0,00 EUR
- Riicksetzung PIN-Z3hler, auf Verlangen des Kunden33 0,00 EUR
L4y21 BasicCard - Ausgabe einer Debitkarte (Mastercard oder Visa)

Physische Karte
e pro Jahr 20,00 EUR

Digitale Karte
L.4.22 DirectCard - Ausgabe einer Debitkarte (Mastercard oder Visa)

Physische Karte
e pro Jahr 35,00 EUR

Digitale Karte
L.4.23 ClassicCard - Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)

Physische Karte
e pro Jahr 35,00 EUR

Digitale Karte
L.u2.4 GoldCard - Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)

Physische Karte
e pro Jahr 70,00 EUR

Digitale Karte

27 Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.

28 Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,

Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,
Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

2 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.

30 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.

31 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.

32 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.

33 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.
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L4.4.2.5

L.4.2.6

L4.4.2.7

L.4.3

b.ly.l

4.5

4.5.1

4.5.1.1

4.5.1.1.1

ExclusiveCard Plus - Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)

Physische Karte im Metalldesign

e pro Jahr 349,00 EUR
e Zusatzkarte pro Jahr 349,00 EUR
BusinessCard Classic - Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)

e pro Jahr 30,00 EUR
BusinessCard Gold - Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard und Visa)

e pro Jahr 99,00 EUR

Ausfiihrungsfrist

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers spatestens wie folgt eingeht:

Kartenzahlungen in Euro innerhalb des max. ein Geschéftstag
Europdischen Wirtschaftsraums (EWR)
Kartenzahlungen innerhalb des Europaischen max. vier Geschaftstage

Wirtschaftsraums (EWR) in einer anderen EWR-
Wahrung als Euro

Kartenzahlungen auBBerhalb des Europaischen Die Kartenzahlung wird baldméglichst
Wirtschaftsraums (EWR) unabhingig von der bewirkt
Wahrung

Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.

Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen

Erfassung einer PIN-Neubestellung fiir eine bereits ausgegebene girocard/VISA 2,00 EUR
und Master Debitkarte auf Kundenwunsch

Erfassung einer Kartensperre girocard/VISA und Master Debitkarte durch die 7,50 EUR
Bank (nur bei rechtlicher Verpflichtung aufgrund bspw. Pfandung)

Uberweisungsverkehr

Betragsgrenzen fiir Uberweisungsauftrige

Uberweisungsauftriage sind im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer eingerdumten
Kontoliberziehung ohne Betragsbegrenzung mdéglich, soweit keine Héchstbetrage (zum Beispiel im OnlineBan-
king) vereinbart sind.

Der Kunde kann — im Rahmen der vereinbarten Hochstbetrage — ergdnzend selbst einen separaten Hochstbetrag
fir Echtzeitliberweisungsauftrage festlegen. Dieser kann entweder pro Kalendertag oder pro Echtzeitiiberwei-

sungsauftrag festgelegt und jederzeit vor Erteilung eines Echtzeitliberweisungsauftrags geandert werden.

Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums3* (EWR) in
Euro oder in anderen EWR-W3hrungen3®

Uberweisungsauftrag

Annahmefrist{en) fiir Uberweisungen

Montag 12:00 Uhr an Geschéftstagen der Bank.
Dienstag 12:00 Uhr an Geschaftstagen der Bank.

st Zum Europaischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,
Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,
Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

35 Zu den EWR-Wahrungen gehoren derzeit: Euro, Danische Krone, Islandische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumanischer Leu, Schwedische Krone,
Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
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Mittwoch 12:00 Uhr an Geschéftstagen der Bank.
Donnerstag 12:00 Uhr an Geschaftstagen der Bank.
Freitag 12:00 Uhr an Geschaftstagen der Bank.

Bei Echtzeitiliberweisungen gibt es keine Annahmefristen.

Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.

4.5.1.1.2 Ausfiihrungsfristen

Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Uberweisungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des
Zahlungsempfangers spatestens wie folgt eingeht:

- Uberweisungen in Euro

Belegloser Uberweisungsauftrag® max. ein Geschaftstag
Beleghafter Uberweisungsauftrag max. zwei Geschaftstage
Echtzeitiiberweisungsauftrag®’ max. 10 Sekunden

- Uberweisungen in anderen EWR-W3shrungen

Belegloser Uberweisungsauftrag3® max. vier Geschaftstage
Beleghafter Uberweisungsauftrag max. vier Geschaftstage

Die Geschaftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.

4.5.1.1.3 Entgelte fiir die Ausfiihrung von Uberweisungen

Hinweise:
Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte werden

- nur dann berechnet, wenn die Uberweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgefiihrt wurden; Storno-
und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit die Ausfiihrung von Uberweisungen bereits mit dem Entgelt fiir die Konto-
fiihrung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).

36 Uberweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenferniibertragung (DFU).
57 Nach Zugang, siehe ,Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr Nummer 1.4.

38 Uberweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenferniibertragung (DFU).
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4.5.1.1.3.1 Uberweisung in der Kontowihrung

Gibt der Zahler ausdriicklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfanger jeweils die von
ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler tragt die folgenden Entgelte:

Uberweisungsmodalititen

je Uberweisung vom Zahlungskonto

beleghafte Uberweisung elektronisch Ubermittelte per Dauerauftrag
Uberweisung®

Uberweisungsart
Uberweisung mit IBAN in siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3
Euro innerhalb der Bank
Echtzeitliberweisung mit siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3
IBAN in Euro innerhalb
der Bank
Uberweisung mit IBAN in siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3

Euro an einen anderen
Zahlungsdienstleister
Echtzeitliberweisung mit siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3 siehe Gliederungspunkt 3
IBAN in Euro an einen
anderen Zahlungs-
dienstleister
Uberweisung mit Konto- siehe Gliederungspunkt siehe Gliederungspunkt siehe Gliederungspunkt
nummer/Bankleitzahl oder 4.51.1.3.2 4.51.1.32 4.51.1.32
IBAN/BIC, die auf eine
andere Wahrung eines
EWR-Mitgliedstaates
lautet

*  Uberweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenferniibertragung (DFU).

formlose Erteilung einer Uberweisung (zum Beispiel telefonische Erteilung auBerhalb des Telefonbanking)

Uberweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank siehe Gliederungspunkt 3
Echtzeitliberweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank siehe Gliederungspunkt 3
Uberweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister siehe Gliederungspunkt 3
Echtzeitliberweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister siehe Gliederungspunkt 3

Uberweisung mit Kontonummer/Bankleitzahl oder IBAN/BIC, die auf eine andere
Wahrung eines EWR-Mitgliedstaates lautet siehe Gliederungspunkt 4.5.1.1.3.2

Uberweisung als Eiliiberweisung

Uberweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank 10,00 EUR
Uberweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister 10,00 EUR
4.5.1.1.3.2 Uberweisung in einer anderen Wihrung als der Kontowihrung

Gibt der Zahler ausdriicklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfanger jeweils die von
ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler tragt die folgenden Entgelte:
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Hohe der Entgelte

Zielland Uberweisungs- Konventionelle Abwicklung Abwicklung im
betrag TIPANET
bis zu EUR EUR EUR
Ubrige Lander unbegrenzt | 0,15% mind. 10,00 EUR max. ——-
350,00 EUR
Ubrige Lander unbegrenzt | 0,025% Courtage mind. 1,50 ---
EUR
Ubrige Lander unbegrenzt 1,50 EUR Spesen pauschal ---
pro Auftrag
USA/USD unbegrenzt -— -—
Ubrige Lander unbegrenzt -—= -—=
4.5.1.1.4 Sonstige Entgelte
Berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines autorisierten
Uberweisungsauftrags durch die Bank 2,00 EUR
Bearbeitung eines Uberweisungswiderrufs nach Zugang des Uberweisungsauftrags 10,00 EUR
Bemiihung der Bank um Wiederbeschaffung von Uberweisungen mit fehlerhafter
Angabe der Kundenkennung des Zahlungsempfangers durch den Kunden 10,00 EUR
Dauerauftrag:
Einrichtung auf Wunsch des Kunden 0,00 EUR
Anderung auf Wunsch des Kunden 0,00 EUR
4.5.1.2 Entgelte bei Uberweisungsgutschriften

Hinweise:
Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte werden

- nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Uberweisung vereinbarungsgemiB erfolgt und fehlerfrei
durchgefiihrt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht
bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit die Gutschrift von Uberweisungen bereits mit dem Entgelt fiir die Konto-
fiihrung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).

Bei einem Uberweisungseingang werden von der Bank folgende Entgelte berechnet:

Uberweisungsgutschrift aus Uberweisungsbetrag Konventionelle Abwicklung im
Abwicklung TIPANET
bis zu EUR EUR EUR
Uberweisung in Euro innerhalb unbegrenzt Buchungsposten --=
der Bank
Uberweisung in Euro von unbegrenzt Buchungsposten -
einem anderen
Zahlungsdienstleister
Uberweisung, die auf eine unbegrenzt 0,15% mind. 10,00 EUR; ---
andere Wahrung eines EWR- 0,025% Courtage mind. 1,50
Mitgliedstaates lautet EUR; 1,50 EUR Spesen
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4.5.2

4.5.2.1

4.52.1.1

4.5.2.1.2

4.5.2.1.2.1

Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR3®) in
Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung“®) sowie Uberweisungen in Staaten auBer-
halb des EWR (Drittstaaten')

Uberweisungsauftrige

Ausfiihrungsfristen

Uberweisungen werden baldméglichst bewirkt.

Bei Echtzeitiiberweisungsauftragen in Euro betrigt die Ausfiihrungsfrist max. 10 Sekunden™2.
Entgelte fiir die Ausfiihrung von Uberweisungen

Hinweise:
Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte werden

- nur dann berechnet, wenn die Uberweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgefiihrt wurden; Storno- und
Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit die Ausfithrung von Uberweisungen bereits mit dem Entgelt fiir die Konto-
fiihrung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).

Uberweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) in
Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung)

Gibt der Zahler ausdriicklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfanger jeweils die von
ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler tragt die folgenden Entgelte:

Zielland Uberweisungs- Konventionelle Abwicklung Abwicklung im

betrag TIPANET
bis zu EUR EUR EUR

Ubrige Lander unbegrenzt | 0,15% mind. 10,00 EUR max. 7,50 EUR

350,00 EUR

Ubrige Lander unbegrenzt | 0,025% Courtage mind. 1,50 -

EUR

Ubrige Lander unbegrenzt 1,50 EUR Spesen pauschal ---

pro Auftrag

Ubrige Lander unbegrenzt | zzgl. Fremdgebiihren mind. ---

17,50 EUR

4.5.2.1.2.2

Uberweisungen in Staaten auBerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (Drittstaaten)

Entgeltpflichtiger

Bei einer Uberweisung kann der Zahler zwischen folgenden Entgeltverteilungen wihlen:

¢ 0: Zahler und Zahlungsempfanger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte

e 1: Zahler tragt alle Entgelte
¢ 2: Zahlungsempfanger tragt alle Entgelte

39

Zum Européischen Wirtschaftsraum gehéren derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Danemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,

Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,
Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

Lo

Zum Beispiel US-Dollar.

t Drittstaaten sind alle Staaten auBerhalb des Europsischen Wirtschaftsraums (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Ddnemark, Deutschland, Estland,
Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).

42 Nach Zugang, siehe ,Sonderbedingungen fiir den Uberweisungsverkehr Nummer 1.4.
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Hinweis:

e Bei der Entgeltweisung ,0“ kdnnen durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfingers vom Uberweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer-
den.

o Bei der Entgeltweisung ,2“ kdnnen von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom Uberweisungsbetrag

gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

Hohe der Entgelte
Zielland/W3&hrung Uberweisungs- Konventionelle Abwicklung als Echtzeitliberweisung in
betrag Euro
0 1 0
bis zu EUR EUR EUR EUR
SEPA-Drittstaaten"? unbegrenzt 0,15% mind. 10,00 0,15% mind. 10,00 0,15% mind. 10,00 EUR
EUR max. 350,00 EUR | EUR max. 350,00 EUR max. 350,00 EUR
Ubrige Lander unbegrenzt 0,15% mind. 10,00 0,15% mind. 10,00 0,15% mind. 10,00 EUR
EUR max. 350,00 EUR | EUR max. 350,00 EUR max. 350,00 EUR
Ubrige Lander unbegrenzt 0,025% Courtage 0,025% Courtage 0,025% Courtage mind.
mind. 1,50 EUR mind. 1,50 EUR 1,50 EUR
Ubrige Lander unbegrenzt 1,50 EUR Spesen 1,50 EUR Spesen | 1,50 EUR Spesen pauschal
pauschal pro Auftrag | pauschal pro Auftrag pro Auftrag
USA/USD unbegrenzt ---| zzgl. Fremdgebiihren --=
mind. 25,00 EUR
Ubrige Lander unbegrenzt ---| zzgl. Fremdgebiihren ---
mind. 17,50 EUR
Ubrige Lander Preis auf Nachfrage
4.5.2.1.3 Sonstige Entgelte
Bearbeitung eines Uberweisungswiderrufs nach Zugang des Uberweisungsauftrags 10,00 EUR
Berechtigte Ablehnung der Ausfiihrung eines autorisierten
Uberweisungsauftrags durch die Bank 2,00 EUR
Bemiihung der Bank um Wiederbeschaffung von Uberweisungen mit fehlerhafter
Angabe der Kundenkennung des Zahlungsempfangers durch den Kunden 10,00 EUR
Dauerauftrag:
Einrichtung auf Wunsch des Kunden 0,00 EUR
Anderung auf Wunsch des Kunden 0,00 EUR

4.5.2.2 Uberweisungsgutschriften

Entgeltpflichtiger

Wer fiir die Ausfiihrung der Uberweisung die anfallenden Entgelte zu tragen hat, bestimmt sich danach, welche
Entgeltregelung zwischen dem Zahler und dessen Zahlungsdienstleister getroffen wurde. Folgende Vereinba-
rungen sind moglich:

¢ 0: Zahler und Zahlungsempfanger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte
e 1: Zahler tragt alle Entgelte
¢ 2: Zahlungsempfanger tragt alle Entgelte

3 SEPA-Drittstaaten: Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum ,Single Euro Payments Area“) gehérende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des
Europdischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den Mitgliedstaaten der Europaischen Union Belgien, Bulgarien, Ddnemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,
Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Osterreich, Polen, Portugal, Rumanien, Schweden, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten)
Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Kénigreich von GroBbritannien und Nord-
irland sowie Saint-Pierre und Miquelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.
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Hinweis:

e Bei der Entgeltweisung ,0“ kénnen durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs-
dienstleister des Zahlungsempfingers vom Uberweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer-
den.

o Bei der Entgeltweisung ,2“ kdnnen von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom Uberweisungsbetrag
gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.

Hohe der Entgelte

Hinweise:

Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte werden

- nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Uberweisung vereinbarungsgemafl erfolgt und fehlerfrei
durchgefiihrt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht
bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit die Gutschrift von Uberweisungen bereits mit dem Entgelt fiir die Konto-
fiihrung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).

Bei einer Entgeltweisung ,,0“ oder ,2“ werden von der Bank folgende Entgelte berechnet:

Absenderland/W&hrung Uberweisungs- Konventionelle Abwicklung im

betrag Abwicklung TIPANET
bis zu EUR EUR EUR

USA/USD unbegrenzt | 0,15% mind. 10,00 EUR; 0,025% -—=

Courtage mind. 1,50 EUR; 1,50
EUR Spesen zzgl.
Fremdgebiihren mind. 25,00
EUR

Ubrige Lander unbegrenzt | 0,15% mind. 10,00 EUR; 0,025% -—=

Courtage mind. 1,50 EUR; 1,50
EUR Spesen zzgl.
Fremdgebiihren mind. 17,50
EUR

Ubrige Linder Preis auf Nachfrage

L.6

h4.e6.1

Umrechnungskurs bei Fremdwé&hrungsgeschéaften
Fremdwahrungsgeschifte ohne kartengebundene Zahlungsvorginge

AuBerhalb von Festpreisgeschaften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwahrungen oder umgekehrt wie
folgt verfahren (soweit nichts anderes vereinbart ist):

(1) Abrechnungskurs

Die Bank rechnet bei Kundengeschiften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausginge) in fremder Wihrung (Devisen)
den An- und Verkauf von Devisen zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Ab-
rechnung von Fremdwé&hrungsgeschaften, die die Bank im Rahmen des ordnungsgemafen Arbeitsablaufs bis
um 12:00 Uhr nicht mehr durchfiihren kann, rechnet die Bank zu dem am nachsten Handelstag festgesetzten
Kurs ab.

(2) Ermittlung der Abrechnungskurse fiir Devisengeschifte

Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossen-
schaftsbank, Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum)
unter Beriicksichtigung der im internationalen Devisenmarkt fiir die jeweilige Wahrung notierten (quotierten)
Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf den ermittelten Devisenkursen.

(3) Verdffentlichung der Devisenkurse

Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter www.genofx.dzbank.de ab 14:00 Uhr ver-
offentlicht und stellen die Referenzwechselkurse der jeweiligen Wahrung dar.

(4) Kursanderungen

Eine Anderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Be-
nachrichtigung des Kunden wirksam.
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https://firmenkunden.dzbank.de/content/firmenkunden/de/homepage/service_downloads/Kurslisten_GenoFX_Devisenkurse.html

4.6.2

h4e.2.1

4.6.2.2

4.7

Fremdwahrungsgeschifte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgéangen
Zahlungsvorginge innerhalb des Europiischen Wirtschaftsraums (EWR) in einer EWR-Wi#hrung

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgangen innerhalb des EWR in einer von Euro abweichenden EWR-
W3shrung** rechnet die Bank den Fremdwahrungsumsatz zum letzten verfiigbaren Euro-Referenzwechselkurs
der Europiischen Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um.

Dieser Wechselkurs ist abrufbar auf www.ecb.europa.eu unter ,Statistics“ und ,Euro foreign exchange reference
rates“. Anderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam.

Der Fremdwahrungsumsatz, der Euro-Betrag und der Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.

Zahlungsvorginge innerhalb des EWR in Wihrungen eines Staates auBerhalb des EWR (Drittstaatenwihrung)
und Zahlungsvorginge auBerhalb des EWR (Drittstaaten)

Bei kartengebundenen Zahlungsvorgangen innerhalb des EWR in Wahrungen eines Staates auBBerhalb des EWR
(Drittstaatenwishrung) und bei kartengebundenen Zahlungsvorgiangen auBerhalb des EWR (Drittstaaten) in
fremder Wahrung rechnet grundsatzlich die jeweilige internationale Kartenorganisation den Betrag zu dem von
ihr fir die jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belastet der Bank einen Euro-
Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Betrag zu ersetzen. Der Fremdwahrungsumsatz, der Euro-Betrag
und der sich daraus ergebende Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt. Dieser Kurs stellt zugleich
den Referenzwechselkurs dar. Anderungen der von den Kartenorganisationen festgesetzten Wechselkurse
werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maf3geblicher Zeitpunkt fiir die Abrechnung
des Fremdwahrungsumsatzes ist der von der Einreichung des Umsatzes durch die Kartenakzeptanzstelle bei der
Bank abhangige nachstmdgliche Abrechnungstag der jeweiligen internationalen Kartenorganisation.

AuBergerichtliches Streitschlichtungsverfahren und sonstige Beschwerdemdglichkeit

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Fiir die
Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht daher fiir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung
eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fiir Nichtkunden die Moglichkeit, den Ombudsmann fiir die
genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Niheres regelt die
»Verfahrensordnung fiir die auBergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen
genossenschaftlichen Bankengruppe®, die auf Wunsch zur Verfiigung gestellt wird. Die Beschwerde ist in
Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken — BVR, Schellingstraf3e 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts
(§§ 675c bis 676¢c des Biirgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen
Gesetzbuch, §48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes)
besteht zudem die Moglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht ein-
zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht erhaltlich. Die
Adresse lautet: Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer StraBe 108, 53117 Bonn.
Zudem besteht auch die Moglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird
Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/
BeiBaFinbeschweren_node.html

Wissenswertes zu Beschwerden liber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Moglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.

b Danische Krone, Islandische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Ruménischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als gesetzliches Zahlungsmittel
in Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
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4.8 Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Zahlscheingeschaft
Ubermittlung von Geldbetriagen per Zahlschein
mit IBAN in Euro innerhalb der Bank siehe Gliederungspunkt 3

mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister innerhalb Deutschlands
und in andere Staaten des Européischen Wirtschaftsraums siehe Gliederungspunkt 3

mit Kontonummer/Bankleitzahl oder IBAN/BIC, die auf eine andere Wahrung eines

EWR-Mitgliedstaates lautet siehe Gliederungspunkt 3
Abgabe von Miinzrollen - Eigene Kunden (ist im Vorfeld darauf hinzuweisen) 0,25 EUR je Rolle
Abgabe von Miinzrollen - Fremde Kunden (ist im Vorfeld darauf hinzuweisen) 0,50 EUR je Rolle
Vordrucke von Zahlungsverkehrsbelegen 0,25 EUR pro Stiick
ab 100 Stiick (Mindestbestellmenge 100 Stk.)

VR-NetworldCard pro Jahr 7,50 EUR
BankingManager (Zahlungsverkehrssoftware) pro Monat 2,95 EUR (inkl. MwSt.)
Wero-Riickbuchungsprozess: Akzeptanz des Gegenbeweises 10,00 EUR
Wero-Riickbuchungsprozess: Riicktritt vom Schlichtungsverfahren 25,00 EUR
Wero-Riickbuchungsprozess: Riicktritt von der Streitbeilegung 325,00 EUR
Wero-Riickbuchungsprozess: Ablehnung der Streitbeilegung aufgrund 475,00 EUR
Regelverstof3es

innerhalb Reklamationsprozess

Wero-Riickbuchungsprozess: VBRB verliert den Streitfall durch Bewertung des 525,00 EUR
Wero-Streitbeilegungsgremiums

5 Scheckverkehr fiir Privatkunden und Geschéaftskunden

Hinweise:
Die nachfolgend aufgefiihrten Entgelte fiir die Einlosung oder den Einzug von Schecks werden

- nur dann berechnet, wenn die Einldsung oder der Einzug des Schecks im Auftrag des Kunden fehlerfrei durch-
gefiihrt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.

- nicht berechnet, wenn und soweit die Einldsung oder der Einzug des Schecks bereits mit dem Entgelt fiir die
Kontofiihrung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).

5.1 Allgemein
Scheckvordrucke (pro Stiick) siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR
Zusendung von Scheckvordrucken auf Wunsch des Kunden (zzgl. Porto) kein Angebot EUR
Vormerkung einer Schecksperre auf Wunsch des Kunden 5,00 EUR
Verlangerung einer Schecksperre auf Wunsch des Kunden 5,00 EUR
Bereitstellung eines bestatigten Bundesbankschecks - werden nicht ausgestellt - EUR
Einldsung eines vom Kunden ausgestellten Schecks - Buchungsposten - EUR
Einzug eines vom Kunden eingereichten inlandischen Schecks - Buchungsposten - EUR
Einholung einer fehlenden Scheckunterschrift des Ausstellers 5,00 EUR
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5.2 Zahlungen in das Ausland (Scheckvorlage)

5.21 per Verrechnungsscheck
in Euro: 1,5 %o, mindestens
maximal
in Fremdwahrung: 1,5 %o, mindestens
maximal
zzgl. Courtage: 0,25 %o, mindestens
maximal
5.2.2 per Bankscheck
in Euro: 1,5 %o, mindestens
maximal
in Fremdwahrung: 1,5 %o, mindestens
maximal
zzgl. Courtage: 0,25 %o, mindestens
maximal
5.3 Zahlungen aus dem Ausland (Scheckgutschrift, Eingang vorbehalten)
in Euro: 1,5 %o, mindestens
maximal
in Fremdwahrung: 1,5 %o, mindestens
maximal
zzgl. Courtage: 0,25 %o, mindestens
maximal
5.4 Wertstellungen im Scheckverkehr
5.4.1 bei Gutschriften

Scheckeinreichung eigenes Kreditinstitut
Scheckeinreichung fremdes Kreditinstitut*®

aus Scheckriickgabe wegen fehlender Deckung auf dem Konto
des Scheckausstellers bzw. Zahlungspflichtigen

5.4.2 bei Belastungen

Scheck

Scheckriickgabe zulasten des Zahlungsempfangers

5.5 Reiseschecks

e auf Euro lautende Reiseschecks

s Kann nach Sitz der bezogenen Bank unterschiedlich sein.
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20,00 EUR
500,00 EUR

20,00 EUR
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2,50 EUR
---EUR
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---EUR

20,00 EUR
500,00 EUR

20,00 EUR
500,00 EUR

2,50 EUR
---EUR

am Tag der Buchung

2 Bankarbeitstage

am Tag der Belastung

am Tag der Belastungs-
buchung fiir die Bank

am Tag der Wertstellung

der urspriinglichen
Gutschrift
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Verkauf von Euro-Reiseschecks kein Angebot %, mindestens --- EUR
Barauszahlung von Euro-Reiseschecks kein Angebot %, mindestens --- EUR

Riicknahme von Euro-Reiseschecks kein Angebot %, mindestens --- EUR

¢ auf Fremdwa&hrung lautende Reiseschecks

Verkauf von Fremdwahrungs-Reiseschecks kein Angebot %, mindestens --- EUR
Barauszahlung von Fremdwahrungs-Reiseschecks kein Angebot %, mindestens --- EUR
Riicknahme von Fremdwahrungs-Reiseschecks  kein Angebot %, mindestens --- EUR
5.6 Umrechnungskurs bei Fremdwahrungsgeschiften
AuBerhalb von Festpreisgeschaften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwahrungen oder umgekehrt wie
folgt verfahren (soweit nichts anderes vereinbart ist):
(1) Abrechnungskurs
Die Bank rechnet bei Kundengeschiften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausginge) in fremder Wihrung (Devisen)
den An- und Verkauf von Devisen zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Abrech-
nung von Fremdwéahrungsgeschaften, die die Bank im Rahmen des ordnungsgeméfen Arbeitsablaufs bis um
12:00 Uhr nicht mehr durchfiihren kann, rechnet die Bank zu dem am nachsten Handelstag festgesetzten
Kurs ab.
(2) Ermittlung der Abrechnungskurse fiir Devisengeschifte
Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossen-
schaftsbank, Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum)
unter Beriicksichtigung der im internationalen Devisenmarkt fiir die jeweilige Wahrung notierten (quotierten)
Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf den ermittelten Devisenkursen.
(3) Verdffentlichung der Devisenkurse
Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter www.genofx.dzbank.de ab 14:00 Uhr ver-
offentlicht und stellen die Referenzwechselkurse der jeweiligen Wahrung dar.
(4) Kursanderungen
Eine Anderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Be-
nachrichtigung des Kunden wirksam.
5.7 Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Zahlungen aus dem Ausland (Scheckgutschrift, nach Eingang) 0,3% mind. 50,00 EUR zzgl.
Fremdkosten
Bank-an-Bank-Zahlungen - Scheckinkasso (Inkasso wird direkt aus dem 30,00 EUR
Ausland zugesandt)
Bank-an-Bank-Zahlungen - Dokumenteninkasso (Inkasso wird direkt aus dem 0,3% mind. 50,00 EUR
Ausland zugesandt)
Bereitstellung eines bestétigten Bankschecks (DZ Bank Scheck) 25,00 EUR
Anforderung eines BSE-Schecks oder Scheckkopie von der Schecklagerstelle 30,00 EUR je Stiick
Scheckvordrucke ab 40 Stk. (Mindestbestellmenge 40 Stk.) 0,25 EUR je Stiick
6 Kredite
6.1 Sonderleistungen im Kreditgeschift
6.1.1 bei der Kreditbearbeitung

Ersatzzinsbescheinigung/Ersatzjahreskontoauszug auf Wunsch des Kunden*®

zusitzlicher Zins-/Tilgungsplan®’

16 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.

% Wird nicht berechnet bei befristeten Verbraucherdarlehen.
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https://firmenkunden.dzbank.de/content/firmenkunden/de/homepage/service_downloads/Kurslisten_GenoFX_Devisenkurse.html

auBerplanmiBige Kreditlinien-/Saldobestatigung auf Wunsch des Kunden*® 10,00 EUR

Ratenanderung auf Wunsch des Kunden pro Konto 50,00 EUR
Finanzierungsbestatigung gegeniiber Dritten - Nach Zeitaufwand - EUR
6.1.2 bei der Sicherheitenbearbeitung

Einsichtnahme in das Grundbuch oder Einholung eines Grundbuchauszugs
im Auftrag des Kunden (zzgl. anfallender Grundbuchgebiihren) 20,00 EUR

Einsichtnahme in ein Register (z. B. Handelsregister, Vereinsregister,
Glterstandsregister) oder Einholung eines Registerauszugs im Auftrag des

Kunden (zzgl. anfallender Registergebiihren) 20,00 EUR
Austausch von Sicherheiten im Auftrag des Kunden (wird im Einzelfall nach
Aufwand berechnet, zzgl. Auslagen) siehe Punkt 6.3 EUR/
Stunde
Ranginderung bei einem Grundpfandrecht im Auftrag des Kunden (zzgl. Auslagen) 100,00 EUR
sonstige Erklarungen im Zusammenhang mit Grundpfandrechten, ohne
dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der Bank dazu besteht 100,00 EUR
6.2 Avale
Provision 3,00 % p.a. vom Sollsaldo EUR
6.3 Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Austausch von Sicherheiten im Auftrag des Kunden - pro Sicherheit 250,00 EUR
Schuldiibernahme im Auftrag des Kunden je Darlehen 350,00 EUR
Schuldhaftentlassung im Auftrag des Kunden je Darlehen 250,00 EUR
Ausfertigungsgebiihr fiir die Burgschaftsurkunde 20,00 EUR
-Birgschaftsausfertigungsentgelt

7 Auskiinfte

7.1 Auskiinfte (im Auftrag des Kunden eingeholt, ohne dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der
Bank hierzu besteht oder die Bank die Auskunft im eigenen Interesse einholt)

Bankauskunft im Inland einholen 25,00 EUR

Bankauskunft im Ausland einholen 50,00 EUR

sonstige eingeholte Auskiinfte (zzgl. Auslagen) 25,00 EUR
7.2 Auskiinfte (im Auftrag des Kunden erteilt, ohne dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der Bank

hierzu besteht oder die Bank die Auskunft im eigenen Interesse erteilt)

Auskunft erteilt 25,00 EUR
8 Schrankficher/Verwahrstiicke
SchlieBfachmaBe Mietpreis pro Monat
Héhe x Breite x Tiefe in cm (inkl. USt)

48 Die Saldenbestitigung ist unentgeltlich, wenn sie im Rahmen einer Abldseauskunft fiir Immobiliar-Verbraucherdarlehen (§ 493 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 BGB) oder fiir
Allgemein-Verbraucherdarlehen erteilt wird.
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Einlagerung von Verwahrstiicken Vergiitung pro Monat
Hohe x Breite x Tiefe in cm des Verwahrstiicks (inkL. USt)
Mietpreis fiir SparbuchschlieBfacher (inkl. USt) fiir kein Angebot
bis EUR
Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Schrankfachpreis bis 99 mm Héhe p.a. 75,00 EUR
Schrankfachpreis ab 100 mm Hohe bis 199 mm Héhe p.a. 90,00 EUR

Schrankfachpreis ab 200 mm Hohe bis 299 mm Héhe

p.a. 130,00 EUR

Schrankfachpreis ab 300 mm Hohe bis 399 mm Héhe

p.a. 200,00 EUR

Schrankfachpreis Sondergrée 300 mm x 600 mm

p.a. 250,00 EUR

Schrankfachpreis SondergréBe 390/400 mm x 600 mm

p.a. 300,00 EUR

Schrankfachpreis Sondergré3e 500 mm x 600 mm

p.a. 350,00 EUR

Schlisselverlust durch Kunden

100,00 EUR zzgl.
Fremdkosten

9 Wertpapiergeschéft
9.1
(Kommissionsgeschiift)
9.1.1 Kauf und Verkauf (Provision)

Ausfiihrung und Abwicklung von Kundenauftragen zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren

Ausfiihrung im Inland Ausfiihrung im Ausland
Wertpapierart Online-Brokerage Online-Brokerage
Provision: Provision: Provision: Provision:
% vom % vom % vom % vom
Kurswert/Minimum Kurswert/Minimum Kurswert/Minimum Kurswert/Minimum
Aktien 0,85% mind. 20,00 0,65% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Optionsscheine 0,85% mind. 20,00 0,65% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Verzinsliche Wertpapiere 0,50% mind. 20,00 0,40% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Wandelanleihen/Optionsanleihen 0,50% mind. 20,00 0,40% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Zero Bonds 0,50% mind. 20,00 0,40% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Genussscheine/Genussrechte 0,50% mind. 20,00 0,40% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Investmentanteile liber Borse 0,85% mind. 20,00 0,65% mind. 9,90 1,00% mind. 50,00 1,00% mind. 50,00
EUR EUR EUR EUR
Bezugsrechte/Teilrechte 0,85% mind. 5,00 0,65% mind. 5,00 1,00% mind. 15,00 1,00% mind. 15,00
EUR EUR EUR EUR
Entgelt pro Sparplanausfiihrung 1,5000 % der Sparrate

Zusatzlich wird die Bank die ihr bei der Auftragsausfiihrung und -abwicklung von Dritten berechneten Auslagen und fremden
Kosten in Rechnung stellen. Auf Anfrage ist die Bank bereit, soweit méglich, die Aufgliederung der fremden Kosten mitzuteilen.

Sofern bei einem Wertpapiergeschift ein Teil des Preises in einer Fremdwahrung zu bezahlen ist, wird der Wechselkurs durch ein
Verfahren ermittelt, bei dem die Marktgerechtigkeit des Wechselkurses sichergestellt ist. Auf Anfrage ist die Bank bereit,
Einzelheiten zum Wechselkurs zu erldutern.
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Kommt es infolge enger Marktverhaltnisse zu Teilausfiihrungen an unterschiedlichen Tagen, so wird jede Teil-
ausflihrung wie ein gesonderter Auftrag abgerechnet.

Limitvormerkung,*® -dnderung und -streichung

9.1.2

Erwerb und Riickgabe von Investmentanteilen (auBerbdrslich)

4,00 EUR pro Auftrag

Provision:

% vom Ausgabepreis (ggf. inkL.

Ausgabeaufschlag) bzw.
Riicknahmepreis (ggf. inkL.
Riicknahmeentgelt)/Minimum

Online-Brokerage

Provision:

% vom Ausgabepreis (ggf. inkL.
Ausgabeaufschlag) bzw.
Riicknahmepreis (ggf. inkL.
Riicknahmeentgelt)/Minimum

Erwerb von Investmentanteilen ohne Ausgabeaufschlag

Investmentanteile des Verbundes 0,00 0,00
Sonstige Gesellschaften 0,00 0,00
Erwerb von Investmentanteilen mit Ausgabeaufschlag

Investmentanteile des Verbundes 0,00 0,00
Sonstige Gesellschaften 0,00 0,00
Riickgabe von Investmentanteilen

Investmentanteile des Verbundes 0,00 0,00
Sonstige Gesellschaften 0,00 0,00

9.2 Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung
9.2.1 Entgelt fiir die Verwahrung von Wertpapieren (inkl. USt)
Die Berechnung erfolgt jahrlich fiir das abgelaufene Jahr auf den Depotbestand per 31.12. des abgelaufenen
Jahres.0
Berechnungsmodus Girosammel- Streifband- Wertpapier-
verwahrung verwahrung rechnung
Aktien Kurswert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Optionsscheine Kurswert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Verzinsliche Wertpapiere Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Inhaberschuldverschreibungen
Verbund kostenfrei - - -
fremd Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Wandelanleihen Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Optionsanleihen Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Zero Bonds Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Genussscheine Kurswert mind. Nominalwert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
e Wird nur dann berechnet, wenn der Auftrag nicht ausgefiihrt wird.
50 Bei unterjahriger Depotauflésung entsprechende Berechnung pro rata temporis.
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Berechnungsmodus Girosammel- Streifband- Wertpapier-
verwahrung verwahrung rechnung
Investmentanteile Kurswert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Bezugsrechte/Teilrechte Kurswert 0,15% mind. 0,25% mind. 0,25% mind.
10,00 EUR 10,00 EUR 10,00 EUR
Bestdnde ohne Kurswert pauschal pro Wertpapier 15,00 EUR 15,00 EUR 15,00 EUR
- Mindestpreis pro Depot (inkl. USt) 10,00 EUR
- Mindestpreis pro Bestandsposten (inkl. USt) 10,00 EUR
- Depot ohne Bestand (inkl. USt) 10,00 EUR
9.2.2 Entfallt
9.2.3 Kapitalverdanderungen
Bezug von
Inland Ausland
EUR EUR
jungen Aktien 0,85% mind. 20,00 1,00% mind. 20,00

Options-, Wandelanleihen

0,50% mind. 20,00

1,00% mind. 20,00

Genussscheinen

0,50% mind. 20,00

1,00% mind. 20,00

9.2.4 Entfallt
9.2.5 Entfallt
9.2.6 Bearbeitung von Kundenauftragen im Zusammenhang mit Kapitalertrag- und Kérperschaftsteuern sowie
auslindischen Quellensteuern (inkl. USt)
Erstattung ausléandischer Quellensteuer gema Doppelbesteuerungsabkommen fremde Kosten + 50,00 EUR
9.2.7 Auf Kundenwunsch Erstellen von:
Depotaufstellung (inkl. USt) 30,00 EUR
Zweitschriften (inkL. USt)>! 0,00 EUR
9.2.8 Weitere Dienstleistungen
Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Ausbuchung wertloser Depotbestande im Auftrag des Kunden aus dem 20,00 EUR
Wertpapierdepot
9.3 Dienstleistungen auBerhalb der Depotverwahrung (Schaltergeschifte)
9.3.1 Hereinnahme von filligen Wertpapieren und Kupons zum Inkasso (sofern einlésende Stelle nicht Zahlstelle ist)
(inkL. USt)
9.3.2 Entfallt

51 Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstande verursacht.
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9.3.3 Entfallt

9.3.4 Entfallt
10 Sonstiges

Saldenbestatigung im Auftrag des Kunden aufBerhalb des vereinbarten Abrechnungsturnus

- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) - Nach Zeitaufwand - EUR
- ansonsten®? - Nach Zeitaufwand - EUR
Telefonat (im Auftrag des Kunden ausgefiihrt, inkl. USt) - Nach Zeitaufwand - EUR
Telefax (im Auftrag des Kunden ausgefiihrt, inkl. USt) - Nach Zeitaufwand - EUR
Fotokopie (im Auftrag des Kunden ausgefiihrt, inkl. USt) - Nach Zeitaufwand - EUR

Nachforschung (im Auftrag des Kunden ausgefiihrt),

wenn die Nachforschung durch vom Kunden zu vertretende Umsténde verursacht wurde
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) - Nach Zeitaufwand - EUR
- ansonsten - Nach Zeitaufwand - EUR

Vertrag zugunsten Dritter
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) kein Angebot EUR
- ansonsten kein Angebot EUR

Aufgebotsverfahren (zzgl. Auslagen)
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) kein Angebot EUR
- ansonsten kein Angebot EUR

Ertragnisaufstellung
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) 30,00 EUR
- ansonsten 30,00 EUR

Kontosperre im Auftrag des Kunden
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) kein Angebot EUR

- ansonsten kein Angebot EUR

Adressennachforschung (soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstsnde verursacht)®3

- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) 35,70 EUR

- ansonsten 35,70 EUR
Mahnung®*

- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschaft) ---EUR

- ansonsten --- EUR

Stundensatz fiir nach Zeitaufwand abzurechnende Sonderleistungen

(im Auftrag des Kunden ausgefiihrt, ohne dass eine gesetzliche

Verpflichtung der Bank dazu besteht)
- inkL. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) 119,00 EUR
- ansonsten 100,00 EUR

Entgelt fiir umfangreichere Beratungen nach Absprache mit dem Kunden
- inkl. USt im Wertpapiergeschift (Verwahr-/Verwaltungsgeschift) ---EUR
- ansonsten ---EUR

52 Die Saldenbestitigung ist unentgeltlich, wenn sie im Rahmen einer Abldseauskunft fiir Immobiliar-Verbraucherdarlehen (§ 493 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 BGB) oder fiir

Allgemein-Verbraucherdarlehen erteilt wird.

53 Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden verursacht wurde.

S4 Kostenlos, wenn bei einem Verbraucherkreditvertrag dem Kreditnehmer wahrend seines Vertrages der gesetzliche Verzugszinssatz berechnet wird oder der Kunde
erst durch die Mahnung in Verzug gerat.

Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden durch die Mahnung verursacht wurde.
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Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen
Abzurechnende Sonderleistungen sind z.B. Recherchen/Nachforschungen, - Nach Zeitaufwand - EUR
Erstellung Bestatigungen, Erstellung Ersatzkontoausziige,
Unterstiitzungsleistungen fiir Electronic Banking.

Soweit bei Bankleistungen gegeniiber unternehmerischen Kunden die Option ---
ausgelbt wird, handelt es sich bei den ausgewiesenen Entgelten um
Nettoentgelte. Die gesetzliche Umsatzsteuer wird darauf noch berechnet.

Umfirmierungen/Kontoumschreibungen, ohne dass eine gesetzliche oder 35,00 EUR
vertragliche Verpflichtung der Bank besteht

Nutzung Service-Rechenzentrum (Dateniibermittlung an Steuerberater, DATEV 5,00 EUR
usw.) pauschal pro Monat und Konto

| Zweitschrift Steuerbescheinigung, Beauftragung durch Kunden | 15,00 EUR |

[ EBICS-Kunden-ID Einrichtung (einmalig) | 50,00 EUR |

[ EBICS Anderungen pro Teilnehmer-ID | 10,00 EUR |

[ EBICS monatlich pro Kunden-ID | 5,80 EUR |
11 AuBergerichtliches Streitschlichtungsverfahren und sonstige Beschwerdemdéglichkeit

Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Fiir die
Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht daher fiir Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung
eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags fiir Nichtkunden die Moglichkeit, den Ombudsmann fiir die
genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Niheres regelt die
»Verfahrensordnung fiir die auBergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen
genossenschaftlichen Bankengruppe®, die auf Wunsch zur Verfligung gestellt wird. Die Beschwerde ist in
Textform (z. B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken
und Raiffeisenbanken — BVR, Schellingstraf3e 4, 10785 Berlin, E-Mail: kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.

Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts
(§§ 675c bis 676¢c des Biirgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einfiihrungsgesetzes zum Biirgerlichen
Gesetzbuch, §48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes)
besteht zudem die Moglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht ein-
zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht erhaltlich. Die
Adresse lautet: Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer StraBe 108, 53117 Bonn.
Zudem besteht auch die Moglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird
Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.

Die Bundesanstalt fiir Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter
https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/
BeiBaFinbeschweren_node.html

Wissenswertes zu Beschwerden liber beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Moglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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Die GoldCard

Goldene Zeiten fiir Alltag und Reise

Sie suchen finanzielle Freiheit im Alltag? Dann ist die GoldCard von
Mastercard oder Visa die perfekte Kreditkarte fiir Sie. Bezahlen Sie weltweit
bargeldlos - in Ihrem Lieblingsrestaurant, im Laden um die Ecke, im Online-
Shop, in Hotels und an vielen weiteren Orten. Zusatzlich genie3en Sie dank
der umfassenden Versicherungsleistungen das entspannte Gefihl, auf
Reisen rundum gut abgesichert zu sein.

Ihre Vorteile mit dem goldenen Gesamtpaket

V' Spareffekt beim Urlaub nutzen: Versicherungentinklusive und

7 Prozent Reisebonus?
Bei der GoldCard sind viele Versicherungen fiir Ihre Reise bereits enthalten.
Dadurch entlasten Sie Ihr Urlaubsbudget. Noch mehr Geld sparen Sie mit
dem Reisebonus in Hohe von 7 Prozent?. Urlaub mit der GoldCard ist auch
fir Ihr Konto eine Erholung.

v Bargeldlos bezahlen

Bezahlen Sie weltweit bargeldlos an Millionen Mastercard- bzw. Visa-
Akzeptanzstellen. Ihre GoldCard konnen Sie auch beim Bezahlen im
Internet einsetzen. Wenn Sie in lhrem Urlaub auf Bargeld als zusatzliches
Zahlungsmittel zuriickgreifen mochten, empfehlen wir lhnen unseren
Service der Reisebank: Einfach und bequem Reisegeld online bestellen und
nach Hause liefern lassen. Nutzen Sie Ihre Karte auch fiir Zahlungen mit
lhrem Android- oder Apple-Smartphone.

v Bargeld abheben

Sie kdnnen sich weltweit an Millionen Geldautomaten und Bankschaltern
mit Bargeld versorgen. Wenn gerade einmal kein Geldautomat in der Nahe
ist, nutzen Sie mit Ihrer GoldCard einfach die Cashback-Funktion an einer
Ladenkasse und lassen sich im Geschéft Bargeld auszahlen.

Ubrigens: Die Naturliebe Debit- und Kreditkarten und die Naturliebe
GoldCard bestehen aus dem nachwachsenden Rohstoff Maisstérke, kurz
PLA. Mit diesem umweltschonenden Kartenmaterial helfen Sie dabei, die
Produktion von neuem Plastik zu reduzieren.

IMaBgebend fiir den Versicherungsschutz und die Serviceleistungen sind ausschlieBlich die
Versicherungsbedingungen der einzelnen Versicherungsarten, die Sie mit Ihrer GoldCard und vorab bei hrem
Berater in der Geschiftsstelle erhalten. Versicherer: R+V Allgemeine Versicherung AG (Auslands-Schutzbrief-,
Reise-Service-Versicherung,Verkehrsmittel-Unfallversicherung),R+VKrankenversicherungAG (Auslandsreise-
Krankenversicherung), KRAVAGLOGISTIC  Versicherungs-AG (Reiseriicktrittskosten-Versicherung).

2Alle Buchungen bzw. Anderungen miissen tiber www.vr-meinereise.de powered by Urlaubsplus erfolgen und
mit der GoldCard bezahlt werden. Urlaubsplus tiberweist lhnen 7 Prozent des bonusfahigen Reisepreises in
der Regel im iibernichsten Monat nach Reiseantritt auf das von Ihnen angegebene Girokonto (bei Nur-Flug
pauschal 10 Euro pro Person und Buchung). Erlduterungen zum bonusféhigen Reisepreis entnehmen Sie bitte
den ,Bestimmungen fiir den Reisebonus® auf www.vr-meinereise.de.

Unsere Geschiaftsstellen und SB-Geschaftsstellen

Hauptstelle Telefon Fax

86830 Schwabmiinchen,
Raiffeisenstrale 1

08232/509-0 08232/509 - 4499

Geschaftsstelle Telefon Fax
86850 Fischach, 08232 /509 - 2500 08232 /509 - 2599
HauptstraBe 5

86507 Kleinaitingen,
RathausstraBBe 1

08232/509 - 3185 08232 /509 - 3099

86863 Langenneufnach,
RaiffeisenstraBBe 5

08232 /509 - 2200 08232 /509 - 2299

86866 Mickhausen, 08232/509 - 2300 08232/509 - 2399

HauptstraBe 31

86868 Mittelneufnach,
Kirchheimer StraBe 5

08232 /509 - 2700 08232 /509 - 2799

86507 Oberottmarshausen,
Kirchplatz 1

08232/509 - 3185 08232 /509 - 3099

86836 Untermeitingen, 08232/509 - 3804 08232 /509 - 3899

Neufnachring 1

86836 Graben,
Hildegard-von-Bingen-Straf3e 1

SB-Geschiéftsstelle

86507 Kleinaitingen,
Hauptstrae 47

08232/509 - 3401 08232 /509 - 3499

86507 Oberottmarshausen,
HauptstraBe 2

86836 Lagerlechfeld,
Watzmannstr. 1a

86836 Obermeitingen,
Lechfelder StraBe 6

86830 Schwabegg,
Aletshofer StraBe / Freiweg

86877 Walkertshofen,
RaiffeisenstraBBe 2

Besuchen Sie auch unsere Online-Geschiaftsstelle

Raiffeisenbank Schwabmiinchen-Stauden eG
RaiffeisenstraBe 1 - 86830 Schwabmiinchen

. 08232/509-0
& 08232/509 - 4499
@, info@raiba-smue-stauden.de

&3 www.raiba-smue-stauden.de

VR-Girokonto

Raiffeisenbank
Schwabmiinchen-Stauden eG == ==

Raiffeisenbank
Schwabmiinchen-Stauden eG w= ==
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Die BusinessCard Gold

Kleine Karte, gro3er Mehrwert

Die BusinessCard Gold von Visa oder Mastercard tiberzeugt mitattraktiven
Leistungen. Sie sorgt fir mehr Transparenz im Geschéftsalltag, reduziert
Verwaltungsaufwand und senkt so Ihre Kosten. Zudem bietet sie einen
Reisebonus von sieben Prozent bei Hotelbuchungen' sowie einen
Rabatt bei Mietwagenbuchungen. Und das Besondere: lhr personlicher

Alle weiteren Vorteile zu dem goldenen
Gesamtpaket finden Sie auf unser
Homepage.

Unsere Kartenterminals

Bezahlmdéglichkeiten fiir das Ladengeschéft und fiir unterwegs

Das Angebot an stationdren Kartenterminals fir Kassenplatze reicht
vom einfachen Gerdt mit den wichtigsten Standardfunktionen lber
besonders kompakte Terminals bis hin zu komfortablen Komplett-
losungen. Mit mobilen Terminals kassieren Sie tiberall, zum Beispiel beim
Kunden vor Ort, beim Gast am Tisch, auf Messen, Markten oder im Taxi.
Gerne ermitteln wir mit lhnen zusammen

Ihre individuellen Moglichkeiten.

Mehr Informationen zu unseren Terminals
finden Sie auch auf unserer Homepage.

Alle Buchungen bzw. Anderungen miissen per www.vr-businesshotel.de powered by Urlaubsplus erfolgen und
mit der BusinessCard Gold bezahlt werden. Urlaubsplus {iberweist lhnen 7 Prozent des bonusfahigen Reise-
preises in der Regel im iiberndchsten Monat nach Reiseantritt auf Ihr angegebenes Girokonto (bei Nur-Flug pau-
schal 10 Euro pro Person und Buchung). Erlduterungen zum bonusfihigen Reisepreis entnehmen Sie bitte den
,Bestimmungen fiir den Reisebonus* auf www.vr-businesshotel.de. Bei einer Hotelbuchung iiber den Assistenz-
Service profitieren Sie von einer Riickvergiitung in Héhe von 7 Prozent auf den Reisepreis (exkL. Steuern, Gebiihren,
sonstige Aufschldge und Stornogebiihren). Die Riickvergiitung wird Ihnen innerhalb von sechs Wochen nach der
Reiseriickkehr auf das hierfiir angegebene Konto von Tenerity GmbH iiberwiesen. Bedingung fiir die Riickvergii-
tung ist insbesondere die Buchung der Reise {iber den Assistenz-Service und die Bezahlung des Reisepreises mit der
BusinessCard Gold. MaBgebend sind die Regelungen in den Allgemeinen Geschiftsbedingungen von Tenerity GmbH.

Unsere Geschiaftsstellen und SB-Geschiftsstellen

Hauptstelle

86830 Schwabmiinchen,
Raiffeisenstrale 1

Geschiftsstelle Telefon Fax

86850 Fischach,
HauptstraBe 5

Telefon

08232/509 -0

08232 /509 - 2500

Fax

08232/509 - 4499

08232 /509 - 2599

86507 Kleinaitingen,
RathausstraBBe 1

08232 /509 - 3185

08232 /509 - 3099

86863 Langenneufnach,
RaiffeisenstraBe 5

08232 /509 - 2200

08232 /509 - 2299

86866 Mickhausen,
HauptstraBe 31

08232 /509 - 2300

08232 /509 - 2399

86868 Mittelneufnach,
Kirchheimer StraBe 5

08232 /509 - 2700

08232 /509 - 2799

Kirchplatz 1

86507 Oberottmarshausen,

08232 /509 - 3185

08232/509 - 3099

86836 Untermeitingen,
Neufnachring 1

86836 Graben,

Hildegard-von-Bingen-StraBe 1

08232 /509 - 3804

08232 /509 - 3401

08232 /509 - 3499

!

08232 /509 - 3899

SB-Geschiftsstelle

86507 Kleinaitingen,
HauptstraBe 47

86507 Oberottmarshausen,
HauptstraBe 2

86836 Lagerlechfeld,
Watzmannstr. 1a

86836 Obermeitingen,
Lechfelder StraBBe 6

86830 Schwabegg,
Aletshofer StraBe / Freiweg

86877 Walkertshofen,
Raiffeisenstrale 2

Besuchen Sie auch unsere Online-Geschéaftsstelle

Raiffeisenbank Schwabmiinchen-Stauden eG
RaiffeisenstraBe 1 - 86830 Schwabmiinchen

{, 08232/509-0

- a*@ =lr"in
'ft t ".'153;';4

oAl

@ LESTE

& 08232/509 - 4499
@ info@raiba-smue-stauden.de

%3 www.raiba-smue-stauden.de

VR-FirmenKontgn

Raiffeisenbank
Schwabmiinchen-Stauden eG == ===
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	1 
	1 
	1.1 
	1.2 
	1.3 
	Sparkonto


	Allgemeine Entgelte


	Kennwortvereinbarung für gebundene Sparurkunden 
	Bereitstellung eines zusätzlichen Kontoauszuges bei Loseblatt-Sparurkunden

auf Wunsch des Kunden (zzgl. Porto) 
	Ausstellung einer Ersatz-Sparurkunde1 Verwahrungsentgelt für Sparbücher pro Jahr 
	Vermögenswirksames Sparen


	Übertragung eines vermögenswirksamen Sparvertrages auf einen anderen

Anbieter auf Wunsch des Kunden 
	Vorzeitige Vertragsauflösung


	(kostenlos in den in § 4 Abs. 4 5. VermBG geregelten Fällen) 
	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Bearbeitung einer Sparbuchverlustmeldung ohne Ausstellung einer Ersatz�Sparurkunde


	Anlage eines Sparkontos wegen Mietkaution (Nur auf den Vermieter möglich) 
	kein Angebot EUR


	10,00 EUR

kein Angebot EUR

kein Angebot EUR


	kein Angebot EUR


	kein Angebot EUR


	20,00 EUR


	10,00 EUR


	2 
	3 3.1 3.1.1 
	Zinssätze für Einlagen


	Produkt 
	siehe separater Preisaushang 
	Konto

Privatkunde

Kontoführung


	Produkt 
	VR-DirektKonto 
	siehe separater Preisaushang


	VR-KompaktKonto 
	siehe separater Preisaushang


	VR-ExklusivKonto 
	siehe separater Preisaushang


	VR-MeinKonto (Voraussetzung: Schüler, Auszubildende und Studenten bis

einschließlich 27 Jahre)


	siehe separater Preisaushang


	Zinssatz


	- s.s.P. - %


	- s.s.P. - %



	EUR


	5,95 EUR p.M.


	5,95 EUR p.M.

10,95 EUR p.M.

0,00 EUR p.M.


	1


	Wird nur berechnet, wenn der Kunde den Verlust oder die Beschädigung seiner Sparurkunde zu vertreten hat.
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	3.1.2 
	3.1.2 
	Kontoauszug


	durch Kontoauszugdrucker2 
	siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR


	Bereitstellung eines Tages-/Wochen-/Monatsauszugs zum Selbstabholen3 
	Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen

Kontoauszüge auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall4 
	Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen

Kontoauszüge auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall4 

	kein Angebot EUR


	Porto EUR


	Erstellung eines Kontoauszugs-/Rechnungsabschlussduplikats auf Verlangen des Kunden5

• maschinell (soweit bei Auszügen neueren Datums noch möglich) 
	3.1.3 
	• manuell (bei Auszügen älteren Datums, wenn systembedingt maschinelle

Erstellung nicht mehr möglich ist) 
	• manuell (bei Auszügen älteren Datums, wenn systembedingt maschinelle

Erstellung nicht mehr möglich ist) 

	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Buchungen, die im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt werden, sind

wie folgt bepreist. Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter

Buchungen werden nicht bepreist.


	VR-KompaktKonto - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am

Schalter getätigt werden


	VR-KompaktKonto - Überweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft -

Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-KompaktKonto - Überweisungen beleglos/Gutschrift einer

Überweisung/Lastschrifteinlösung - Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-DirektKonto - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am Schalter

getätigt werden


	VR-DirektKonto - Überweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft -

Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-DirektKonto - Kontoauszug am Auszugsdrucker 
	Porto für Kontoauszüge bei Zusendung 
	VR-KompaktKonto/VR-ExklusivKonto - Kontoauszüge am Auszugsdrucker und

elektronisch


	0,00 EUR


	0,00 EUR


	1,00 EUR

1,50 EUR

0,25 EUR

1,00 EUR

2,50 EUR

0,50 EUR


	- anfallende Portokosten -

0,00 EUR


	3.2 3.2.1 
	Geschäftskunde

Kontoführung


	VR-FirmenKonto Klassik 
	VR-FirmenKonto Aktiv 
	VR-Hausverwaltung 
	Produkt 
	EUR


	6,95 EUR p.M.

11,95 EUR p.M.

19,95 EUR p.M.


	2


	3


	Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.

Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.


	4


	5


	134 200 è 10.25 DGnexolution 
	134 200 è 10.25 DGnexolution 

	Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt und versandt.

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	Seite 4 
	Stand: 10/2025

	3.2.2 
	3.2.2 
	Kontoauszug


	durch Kontoauszugdrucker6 
	siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR


	Bereitstellung eines Tages-/Wochen-/Monatsauszugs zum Selbstabholen7 
	Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen

Kontoauszüge auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall8 
	Zusendung der am Kontoauszugdrucker nach 13 Wochen nicht abgerufenen

Kontoauszüge auf gesondertes Verlangen des Kunden im Einzelfall8 

	kein Angebot EUR


	Porto EUR


	3.2.3 
	Erstellung eines Kontoauszugs-/Rechnungsabschlussduplikats auf Verlangen des Kunden9

• maschinell (soweit bei Auszügen neueren Datums noch möglich) 
	• manuell (bei Auszügen älteren Datums, wenn systembedingt maschinelle

Erstellung nicht mehr möglich ist) 
	• manuell (bei Auszügen älteren Datums, wenn systembedingt maschinelle

Erstellung nicht mehr möglich ist) 

	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Buchungen, die im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt werden, sind

wie folgt bepreist. Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter

Buchungen werden nicht bepreist


	VR-FirmenKonto Klassik - Bargeldeinzahlung/Bargeldauzahlung, die am

Schalter getätigt werden


	VR-FirmenKonto Klassik - Überweisung per Online-Banking - Buchungs- und

Arbeitsposten


	VR-FirmenKonto Klassik - Überweisung beleghaft/Scheckeinreichung (Inland) -

Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-FirmenKonto Klassik - Gutschrift einer Überweisung/Einzug und Einlösung

von Lastschriften/Scheckeinlösung (Inland)


	VR-FirmenKonto Klassik - Kontoauszug am Auszugsdrucker 
	VR-FirmenKonto Aktiv - Überweisung per Online-Banking - Buchungs- und

Arbeitsposten


	VR-FirmenKonto Aktiv - Überweisung beleghaft/Scheckeinreichung (Inland) -

Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-FirmenKonto Aktiv - Gutschrift einer Überweisung/Einzug und Einlösung

von Lastschriften/Scheckeinlösung (Inland)


	VR-FirmenKonto Aktiv - Kontoauszug am Auszugsdrucker 
	VR-Hausverwaltung - Bargeldeinzahlungen/Bargeldauszahlungen, die am

Schalter getätigt werden


	VR-Hausverwaltung - Überweisungen/Scheckeinreichung (Inland) beleghaft -

Buchungs- und Arbeitsposten


	VR-Hausverwaltung - Überweisungen beleglos - Buchungs- und Arbeitsposten VR-Hausverwaltung - Einlösung und Einzug Lastschrift/Scheckeinlösung

(Inland)/Gutschrift einer Überweisung


	VR-Hausverwaltung - Kontoauszug am Auszugsdrucker 
	0,00 EUR


	0,00 EUR


	1,00 EUR

0,25 EUR

2,00 EUR

0,50 EUR


	0,50 EUR

0,15 EUR


	1,00 EUR

0,30 EUR


	0,50 EUR

1,00 EUR


	2,00 EUR


	0,25 EUR

0,50 EUR


	0,50 EUR


	6


	7


	Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.

Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt; die mit dem Kunden vereinbarte Form der Kontoauszugerstellung ist kostenlos.


	8


	9
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	Rechnungsabschlüsse werden kostenlos erstellt und versandt.

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.
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	4 
	4 
	4.1 
	4.1.1 
	Erbringung von Zahlungsdiensten für Privatkunden und Geschäftskunden


	Allgemeine Informationen zur Bank


	Name und Anschrift der Bank10


	Name der Bank (Zentrale):Raiffeisenbank Schwabmünchen-Stauden eG


	Straße: PLZ/Ort: Telefon: Telefax: Internet: 
	Raiffeisenstr. 1


	Raiffeisenstr. 1


	86830 Schwabmünchen


	08232/509-0


	08232/509-4499


	www.raiba-smue-stauden.de



	4.1.2 
	4.1.3 
	4.1.4 
	4.1.5 
	Hinweis: Zur Übermittlung von Aufträgen per Telefon oder per Internet sind die mit der Bank vereinbarten Kom�munikationswege wie z. B. das OnlineBanking oder das Telefonbanking zu nutzen.


	Zuständige Aufsichtsbehörde11


	Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn


	Eintragung im Handels-(Genossenschafts)register12


	Eintragung im Handels-(Genossenschafts)register12


	Amtsgericht Augsburg, Gen.Reg. 1573



	Vertragssprache


	Maßgebliche Sprache für die Geschäftsbeziehung zum Kunden ist Deutsch.


	Geschäftstage der Bank


	Geschäftstag ist jeder Tag, an dem die an der Ausführung eines Zahlungsvorgangs beteiligten Zahlungsdienst�leister den für die Ausführung von Zahlungsvorgängen erforderlichen Geschäftsbetrieb unterhalten. Die Bank

unterhält den für die Ausführung von Zahlungen erforderlichen Geschäftsbetrieb an allen Werktagen, mit

Ausnahme


	– Sonnabende


	– Sonnabende


	– 24. und 31. Dezember


	– Freitag nach Fronleichnam und Freitag nach Christi Himmelfahrt



	Für Bargeldauszahlungen und -einzahlungen an Geldautomaten der kontoführenden Bank ist jeder Tag, an dem

der Geldautomat tatsächlich betrieben wird, ein Geschäftstag.


	Für Echtzeitüberweisungen ist jeder Tag eines Jahres ein Geschäftstag.


	10 
	Änderungen ergeben sich aus unserer Geschäftskorrespondenz und dem Kontoauszug.

11 
	Änderungen ergeben sich aus unserer Geschäftskorrespondenz und dem Kontoauszug.


	12 Änderungen ergeben sich aus unserer Geschäftskorrespondenz und dem Kontoauszug.


	12 Änderungen ergeben sich aus unserer Geschäftskorrespondenz und dem Kontoauszug.
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	4.1.6 
	4.1.6 
	4.2 
	4.2.1 
	4.2.1.1 
	Hinweis zur Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß EU-Geldtransferverordnung


	Die „Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Über�mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte“ (EU-Geldtransferverordnung)

dient dem Zweck der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

bei Geldtransfers/Kryptowertetransfers. Sie verpflichtet die Bank bei der Ausführung von Geldtransfers

Angaben zum Zahler und Zahlungsempfänger zu prüfen und zu übermitteln. Diese Angaben bestehen aus Name,

Kundenkennung sowie ggf. der Rechtsträgerkennung (Legal Entity Identifier bzw. LEI) oder, in Ermangelung

dessen, einer verfügbaren gleichwertigen amtlichen Kennung von Zahler und Zahlungsempfänger und der

Adresse des Zahlers. Bei Geldtransfers innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums kann auf die Weiterleitung

der Adresse und der LEI verzichtet werden, jedoch können gegebenenfalls diese Angaben vom Zahlungsdienst�leister des Zahlungsempfängers angefordert werden. Bei der Angabe von Name und gegebenenfalls Adresse,

LEI (oder, in Ermangelung dessen, einer verfügbaren gleichwertigen amtlichen Kennung) nutzt die Bank die in

ihren Systemen hinterlegten Daten, um den gesetzlichen Vorgaben zu entsprechen. Mit der Verordnung wird

erreicht, dass aus den Zahlungsverkehrsdatensätzen selber immer eindeutig bestimmbar ist, wer Zahler und

Zahlungsempfänger ist. Das heißt auch, dass die Bank Zahlungsdaten überprüfen, Nachfragen anderer Kredit�institute zur Identität des Zahlers beziehungsweise Zahlungsempfängers beantworten und auf Anfrage diese

Daten den zuständigen Behörden zur Verfügung stellen muss.


	Lastschriftverkehr


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte für die Einlösung einer Lastschrift werden


	– nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden; Storno- und Berichti�gungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden; Storno- und Berichti�gungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt für die Kontoführung abgegolten oder bei

einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).



	SEPA-Basis-Lastschrift


	Ausführungsfristen


	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens innerhalb von max. einem Ge�schäftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht. Die Geschäftstage der Bank ergeben

sich aus der Ziffer 4.1.5.


	4.2.1.2 
	Entgelte


	Einlösung 
	Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift

wegen fehlender Kontodeckung durch die Bank 
	0,00 EUR


	2,00 EUR


	4.2.2 
	4.2.2.1 
	SEPA-Firmen-Lastschrift


	Ausführungsfristen


	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Lastschriftbetrag spätestens innerhalb von max. einem Ge�schäftstag beim Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers eingeht. Die Geschäftstage der Bank ergeben

sich aus der Ziffer 4.1.5.
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	4.2.2.2 
	4.2.2.2 
	Entgelte


	Einlösung 
	Vormerkung der Bestätigung des SEPA-Firmenlastschrift-Mandats 
	Berechtigte Ablehnung der Einlösung einer autorisierten Lastschrift

wegen fehlender Kontodeckung durch die Bank 
	0,00 EUR

7,50 EUR


	2,00 EUR


	4.3 
	Bargeldauszahlung


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte für Bargeldauszahlungen werden


	– nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden; Storno- und

Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn sie im Auftrag des Kunden fehlerfrei durchgeführt wurden; Storno- und

Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit diese bereits mit dem Entgelt für die Kontoführung abgegolten oder bei

einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt sind (siehe 3 Konto).



	Bargeldauszahlung an eigene Kunden mit unserer girocard (Debitkarte) mit unserer Mastercard (Kreditkarte)

mit unserer Mastercard (Debitkarte)

mit unserer Visa Card (Kreditkarte)

mit unserer Visa Card (Debitkarte)


	am Schalter 
	0,00 EUR --- % vom Umsatz


	mind. --- EUR

--- % vom Umsatz

mind. --- EUR


	am Geldautomaten


	0,00 EUR

2,00 % vom Umsatz


	mind. 5,00 EUR

2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR
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	mit girocard (Debitkarte) 
	mit girocard (Debitkarte) 
	– bei teilnehmenden Banken am

BankCard ServiceNetz: 
	– bei teilnehmenden Banken am

BankCard ServiceNetz: 

	am Schalter entfällt 
	am Geldautomaten


	0,00 EUR


	– bei inländischen KI und KI in der EU13

und den EWR-Staaten14, die ein direktes

Kundenentgelt erheben können:


	– bei inländischen KI und KI in der EU13

und den EWR-Staaten14, die ein direktes

Kundenentgelt erheben können:



	– Verfügungen im girocard-System in

Euro


	– Verfügungen im girocard-System in

Euro



	– Verfügungen in anderen Zahlungs�systemen (Debit Mastercard/Visa

Debit/V Pay/Maestro) in Euro


	– Verfügungen in anderen Zahlungs�systemen (Debit Mastercard/Visa

Debit/V Pay/Maestro) in Euro



	– bei inländischen KI und KI in der EU15

und den EWR-Staaten16, die kein

direktes Kundenentgelt erheben

können:


	– bei inländischen KI und KI in der EU15

und den EWR-Staaten16, die kein

direktes Kundenentgelt erheben

können:



	—


	– Verfügungen in den folgenden Zah�lungssystemen (Debit Mastercard/Visa

Debit/V Pay/Maestro) in Euro


	– Verfügungen in den folgenden Zah�lungssystemen (Debit Mastercard/Visa

Debit/V Pay/Maestro) in Euro



	– bei KI in der EU und den EWR�Staaten in Fremdwährung


	– bei KI in der EU und den EWR�Staaten in Fremdwährung



	– bei KI außerhalb der EU und den

EWR-Staaten


	– bei KI außerhalb der EU und den

EWR-Staaten



	entfällt 
	entfällt 
	entfällt 
	entfällt 
	entfällt 
	entfällt


	2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR


	2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR


	2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR


	2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR


	mit Mastercard/Visa Card (Kreditkarte)

mit Mastercard/Visa Card (Debitkarte) 
	– im Inland und Ausland 
	– im Inland und Ausland 

	am Schalter 
	3,00 % vom Umsatz mind. 5,00 EUR 
	am Geldautomaten


	2,00 % vom Umsatz

mind. 5,00 EUR


	(zzgl. 1,00 % vom Umsatz für den Auslandseinsatz17 bei Zahlung in Fremdwährung und/oder in einem Land

außerhalb der EU und der EWR-Staaten)


	Gegebenenfalls werden Sie durch den Geldautomatenbetreiber mit einem zusätzlichen Entgelt belastet.


	13


	Europäische Union (derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen,


	Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern).


	14

EWR-Staaten (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen).


	14

EWR-Staaten (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen).



	15


	Europäische Union (derzeit: Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen,


	Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern).


	16


	EWR-Staaten (EU-Staaten sowie Island, Liechtenstein und Norwegen).

17


	Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.
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	4.4.1 
	4.4.1 
	4.4.1.1 
	Debitkarten


	girocard


	– girocard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– girocard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden18 
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden18 

	– digitale girocard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– digitale girocard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden19 
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden19 

	– girocard Debit Mastercard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– girocard Debit Mastercard – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden20 
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden20 

	– girocard Visa Debit – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– girocard Visa Debit – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden21 
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden21 

	– girocard V PAY – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– girocard V PAY – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden

	22 
	– girocard Maestro – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 
	– girocard Maestro – Ausgabe einer Debitkarte – pro Jahr 

	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden23 
	– Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden23 

	Auslandseinsatz24


	beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwährung und/oder


	9,00 EUR

9,00 EUR

2,00 EUR

2,00 EUR

9,00 EUR

9,00 EUR

9,00 EUR

9,00 EUR

9,00 EUR

9,00 EUR


	kein Angebot EUR


	kein Angebot EUR


	bei Zahlung in einem Land außerhalb der EWR-Staaten25


	1,00 % vom Umsatz 
	mind. 1,00 EUR

max. 4,00 EUR


	4.4.2 
	Mastercard oder Visa Debit- und Kreditkarten


	• Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden26 
	• Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden26 
	• Ersatzkarte auf Wunsch des Kunden26 
	– bei Designwechsel per sofort auf Wunsch des Kunden 
	– bei Designwechsel per sofort auf Wunsch des Kunden 
	– bei Designwechsel zur nächsten Wiederprägung auf Wunsch des Kunden 



	- wie Neukarte - EUR


	- wie Neukarte - EUR


	- wie Neukarte - EUR

0,00 EUR



	18


	Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit


	durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	19

Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	19

Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	20

Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.



	21


	Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit


	durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	22


	Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit


	durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	23

Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	23

Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit

durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	24

Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.


	25

Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,

Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,

Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.



	26


	Wird nur berechnet: (a) für eine verlorene, gestohlene, missbräuchlich verwendete oder sonst nicht autorisiert genutzte Karte; (b) für eine beschädigte Karte soweit


	durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht; (c) wegen Namensänderung.


	134 200 è 10.25 DGnexolution 
	134 200 è 10.25 DGnexolution 

	Seite 10 
	Stand: 10/2025

	• zzgl. Versandkosten


	• zzgl. Versandkosten


	• zzgl. Versandkosten


	• zzgl. Versandkosten


	– bei Versendung im Inland 
	– bei Versendung im Inland 
	– bei Versendung in Europa 
	– bei Versendung weltweit 
	– bei Versendung der Karte per Kurier im Inland 
	– bei Versendung der Karte per Kurier ins Ausland 
	– bei Versendung der PIN per Kurier im Inland 
	– bei Versendung der PIN per Kurier ins Ausland 


	• Auslandseinsatz27 beim Bezahlen von Waren und Dienstleistungen in Fremdwährung

und/oder bei Zahlung in einem Land außerhalb der EWR-Staaten28 

	0,00 EUR


	10,00 EUR


	20,00 EUR

fremde Kosten EUR

fremde Kosten EUR

fremde Kosten EUR

fremde Kosten EUR


	1,00 % vom Umsatz


	4.4.2.1 
	4.4.2.2 
	4.4.2.3 
	4.4.2.4 
	• Sonstige Serviceleistungen


	• Sonstige Serviceleistungen


	• Sonstige Serviceleistungen


	– Bestellung physische Karte zu bereits bestehender digitaler Karte 
	– Bestellung physische Karte zu bereits bestehender digitaler Karte 
	– Bereitstellung Notfall-Bargeldvorschuss weltweit auf Wunsch des Kunden 
	– Bereitstellung beschleunigte Notfall-Ersatzkarte weltweit auf Wunsch des Kunden 
	– Duplikatserstellung einer Umsatzaufstellung auf Verlangen des Kunden29 
	– Anforderung einer Belegkopie, Inland, auf Verlangen des Kunden30 
	– Anforderung einer Belegkopie, Ausland, auf Verlangen des Kunden31 
	– PIN Nachbestellung, auf Verlangen des Kunden32 
	– Rücksetzung PIN-Zähler, auf Verlangen des Kunden33 



	BasicCard – Ausgabe einer Debitkarte (Mastercard oder Visa)


	Physische Karte

• pro Jahr 
	Digitale Karte


	DirectCard – Ausgabe einer Debitkarte (Mastercard oder Visa)


	Physische Karte

• pro Jahr 
	Digitale Karte


	ClassicCard – Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)


	Physische Karte

• pro Jahr 
	Digitale Karte


	GoldCard – Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)


	Physische Karte

• pro Jahr 
	Digitale Karte


	- wie Neukarte - EUR

50,00 EUR

50,00 EUR

10,00 EUR

10,00 EUR

10,00 EUR

0,00 EUR

0,00 EUR


	- wie Neukarte - EUR

50,00 EUR

50,00 EUR

10,00 EUR

10,00 EUR

10,00 EUR

0,00 EUR

0,00 EUR



	20,00 EUR


	35,00 EUR


	35,00 EUR


	70,00 EUR


	27


	Zum Umrechnungskurs siehe Kapitel 4.6 dieses Verzeichnisses.


	28


	Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,


	Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,


	Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.


	29

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	29

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	30

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.



	31


	Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	32


	Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	33


	Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.
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	4.4.2.6 
	4.4.2.6 
	4.4.2.7 
	4.4.3 
	Physische Karte im Metalldesign

• pro Jahr 
	• Zusatzkarte pro Jahr 
	• Zusatzkarte pro Jahr 

	BusinessCard Classic – Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard oder Visa)


	• pro Jahr 
	• pro Jahr 

	BusinessCard Gold – Ausgabe einer Kreditkarte (Mastercard und Visa)


	• pro Jahr 
	• pro Jahr 

	349,00 EUR


	349,00 EUR


	30,00 EUR


	99,00 EUR


	Ausführungsfrist


	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Kartenzahlungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des

Zahlungsempfängers spätestens wie folgt eingeht:


	Kartenzahlungen in Euro innerhalb des

Europäischen Wirtschaftsraums (EWR)

Kartenzahlungen innerhalb des Europäischen

Wirtschaftsraums (EWR) in einer anderen EWR�Währung als Euro


	Kartenzahlungen außerhalb des Europäischen

Wirtschaftsraums (EWR) unabhängig von der

Währung


	max. ein Geschäftstag

max. vier Geschäftstage


	Die Kartenzahlung wird baldmöglichst

bewirkt


	4.4.4 
	Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.


	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Erfassung einer PIN-Neubestellung für eine bereits ausgegebene girocard/VISA

und Master Debitkarte auf Kundenwunsch


	Erfassung einer Kartensperre girocard/VISA und Master Debitkarte durch die

Bank (nur bei rechtlicher Verpflichtung aufgrund bspw. Pfändung)


	2,00 EUR

7,50 EUR


	4.5 
	Überweisungsverkehr


	Betragsgrenzen für Überweisungsaufträge


	Überweisungsaufträge sind im Rahmen des vorhandenen Guthabens auf dem Konto und einer eingeräumten

Kontoüberziehung ohne Betragsbegrenzung möglich, soweit keine Höchstbeträge (zum Beispiel im OnlineBan�king) vereinbart sind.


	Der Kunde kann – im Rahmen der vereinbarten Höchstbeträge – ergänzend selbst einen separaten Höchstbetrag

für Echtzeitüberweisungsaufträge festlegen. Dieser kann entweder pro Kalendertag oder pro Echtzeitüberwei�sungsauftrag festgelegt und jederzeit vor Erteilung eines Echtzeitüberweisungsauftrags geändert werden.


	Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums34 (EWR) in

Euro oder in anderen EWR-Währungen35


	4.5.1 
	4.5.1.1 4.5.1.1.1 
	Überweisungsauftrag

Annahmefrist(en) für Überweisungen


	Montag 12:00 Dienstag 12:00 
	Uhr an Geschäftstagen der Bank.

Uhr an Geschäftstagen der Bank.


	34


	Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,


	Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,

Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.


	35


	Zu den EWR-Währungen gehören derzeit: Euro, Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu,


	Schwedische Krone, Schweizer Franken, Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
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	Mittwoch 12:00 Donnerstag 12:00 Freitag 12:00 
	Mittwoch 12:00 Donnerstag 12:00 Freitag 12:00 
	Bei Echtzeitüberweisungen gibt es keine Annahmefristen.

Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.


	Uhr an Geschäftstagen der Bank.

Uhr an Geschäftstagen der Bank.

Uhr an Geschäftstagen der Bank.


	4.5.1.1.2 
	Ausführungsfristen


	Die Bank ist verpflichtet sicherzustellen, dass der Überweisungsbetrag beim Zahlungsdienstleister des

Zahlungsempfängers spätestens wie folgt eingeht:


	– Überweisungen in Euro


	– Überweisungen in Euro



	Belegloser Überweisungsauftrag36 Beleghafter Überweisungsauftrag Echtzeitüberweisungsauftrag37 
	max. ein Geschäftstag

max. zwei Geschäftstage

max. 10 Sekunden


	– Überweisungen in anderen EWR-Währungen


	– Überweisungen in anderen EWR-Währungen



	Belegloser Überweisungsauftrag38 Beleghafter Überweisungsauftrag 
	max. vier Geschäftstage

max. vier Geschäftstage


	4.5.1.1.3 
	Die Geschäftstage der Bank ergeben sich aus der Ziffer 4.1.5.


	Entgelte für die Ausführung von Überweisungen


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte werden


	– nur dann berechnet, wenn die Überweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgeführt wurden; Storno�und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn die Überweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgeführt wurden; Storno�und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit die Ausführung von Überweisungen bereits mit dem Entgelt für die Konto�führung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).



	36 
	Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenfernübertragung (DFÜ).

37


	Nach Zugang, siehe „Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr“ Nummer 1.4.


	38 
	Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenfernübertragung (DFÜ).
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	4.5.1.1.3.1 
	4.5.1.1.3.1 
	Überweisung in der Kontowährung


	Gibt der Zahler ausdrücklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von

ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler trägt die folgenden Entgelte:


	Überweisungsmodalitäten


	je Überweisung vom Zahlungskonto


	beleghafte Überweisung 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt

4.5.1.1.3.2


	elektronisch übermittelte

Überweisung*


	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt 3 
	siehe Gliederungspunkt

4.5.1.1.3.2


	per Dauerauftrag


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt

4.5.1.1.3.2


	Überweisungsart


	Überweisung mit IBAN in

Euro innerhalb der Bank

Echtzeitüberweisung mit

IBAN in Euro innerhalb

der Bank


	Überweisung mit IBAN in

Euro an einen anderen

Zahlungsdienstleister

Echtzeitüberweisung mit

IBAN in Euro an einen

anderen Zahlungs�dienstleister

Überweisung mit Konto�nummer/Bankleitzahl oder

IBAN/BIC, die auf eine

andere Währung eines

EWR-Mitgliedstaates

lautet


	* Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenfernübertragung (DFÜ).


	* Überweisung per Selbstbedienungsterminal, Telefonbanking, OnlineBanking oder Datenfernübertragung (DFÜ).



	formlose Erteilung einer Überweisung (zum Beispiel telefonische Erteilung außerhalb des Telefonbanking)


	Überweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank 
	Echtzeitüberweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank 
	Überweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister Echtzeitüberweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister Überweisung mit Kontonummer/Bankleitzahl oder IBAN/BIC, die auf eine andere


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3



	Währung eines EWR-Mitgliedstaates lautet 
	Überweisung als Eilüberweisung


	Überweisung mit IBAN in Euro innerhalb der Bank 
	Überweisung mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister 
	siehe Gliederungspunkt 4.5.1.1.3.2


	10,00 EUR


	10,00 EUR


	4.5.1.1.3.2 
	Überweisung in einer anderen Währung als der Kontowährung


	Gibt der Zahler ausdrücklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von

ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler trägt die folgenden Entgelte:
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	Höhe der Entgelte


	Höhe der Entgelte


	Zielland 
	Übrige Länder Übrige Länder Übrige Länder 
	USA/USD Übrige Länder 
	bis zu 
	Überweisungs�betrag


	EUR unbegrenzt 
	unbegrenzt unbegrenzt 
	unbegrenzt unbegrenzt 
	Konventionelle Abwicklung 
	EUR 
	0,15% mind. 10,00 EUR max.

350,00 EUR


	0,025% Courtage mind. 1,50

EUR


	1,50 EUR Spesen pauschal

pro Auftrag

--- 
	--- 
	Abwicklung im


	TIPANET


	EUR


	---


	---


	---


	---


	---


	4.5.1.1.4 
	Sonstige Entgelte


	Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten

Überweisungsauftrags durch die Bank 
	Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Zugang des Überweisungsauftrags 
	Bemühung der Bank um Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter

Angabe der Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kunden 
	Dauerauftrag:


	Einrichtung auf Wunsch des Kunden Änderung auf Wunsch des Kunden 
	2,00 EUR


	10,00 EUR


	10,00 EUR


	0,00 EUR


	0,00 EUR


	4.5.1.2 
	Entgelte bei Überweisungsgutschriften


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte werden


	– nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt und fehlerfrei

durchgeführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht

bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt und fehlerfrei

durchgeführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht

bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit die Gutschrift von Überweisungen bereits mit dem Entgelt für die Konto�führung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).



	Bei einem Überweisungseingang werden von der Bank folgende Entgelte berechnet:


	Überweisungsgutschrift aus 
	Überweisung in Euro innerhalb

der Bank


	Überweisung in Euro von

einem anderen

Zahlungsdienstleister

Überweisung, die auf eine

andere Währung eines EWR�Mitgliedstaates lautet


	Überweisungsbetrag 
	bis zu 
	EUR unbegrenzt 
	unbegrenzt 
	unbegrenzt 
	Konventionelle


	Abwicklung


	EUR Buchungsposten 
	Buchungsposten 
	0,15% mind. 10,00 EUR;

0,025% Courtage mind. 1,50

EUR; 1,50 EUR Spesen


	Abwicklung im


	TIPANET


	EUR


	---


	---


	---
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	4.5.2 
	4.5.2 
	4.5.2.1 
	4.5.2.1.1 
	4.5.2.1.2 
	4.5.2.1.2.1 
	Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR39) in

Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung40) sowie Überweisungen in Staaten außer�halb des EWR (Drittstaaten41)


	Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR39) in

Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung40) sowie Überweisungen in Staaten außer�halb des EWR (Drittstaaten41)



	Überweisungsaufträge

Ausführungsfristen


	Überweisungen werden baldmöglichst bewirkt.


	Bei Echtzeitüberweisungsaufträgen in Euro beträgt die Ausführungsfrist max. 10 Sekunden42.


	Entgelte für die Ausführung von Überweisungen


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte werden


	– nur dann berechnet, wenn die Überweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgeführt wurden; Storno- und

Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn die Überweisungen im Auftrag des Kunden fehlerfrei ausgeführt wurden; Storno- und

Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit die Ausführung von Überweisungen bereits mit dem Entgelt für die Konto�führung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).



	Überweisungen innerhalb Deutschlands und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in

Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)


	Gibt der Zahler ausdrücklich keine andere Weisung vor, tragen Zahler und Zahlungsempfänger jeweils die von

ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte. Der Zahler trägt die folgenden Entgelte:


	Zielland 
	Übrige Länder Übrige Länder Übrige Länder Übrige Länder 
	bis zu 
	Überweisungs�betrag


	EUR unbegrenzt 
	unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt 
	Konventionelle Abwicklung 
	EUR 
	0,15% mind. 10,00 EUR max.

350,00 EUR


	0,025% Courtage mind. 1,50

EUR


	1,50 EUR Spesen pauschal

pro Auftrag


	zzgl. Fremdgebühren mind.

17,50 EUR


	Abwicklung im


	TIPANET


	EUR


	7,50 EUR

---

---

---


	4.5.2.1.2.2 
	Überweisungen in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (Drittstaaten)

Entgeltpflichtiger


	Bei einer Überweisung kann der Zahler zwischen folgenden Entgeltverteilungen wählen:


	• 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte


	• 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte


	• 1: Zahler trägt alle Entgelte


	• 2: Zahlungsempfänger trägt alle Entgelte



	39


	Zum Europäischen Wirtschaftsraum gehören derzeit die EU-Staaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland,


	Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien,


	Ungarn sowie Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen.

40


	Zum Beispiel US-Dollar.


	41

Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland,

Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,


	41

Drittstaaten sind alle Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (derzeit: Die EU-Mitgliedstaaten Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland,

Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden,



	Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechien, Ungarn, Zypern und die Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen).


	42

Nach Zugang, siehe „Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr“ Nummer 1.4.


	42

Nach Zugang, siehe „Sonderbedingungen für den Überweisungsverkehr“ Nummer 1.4.
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	Hinweis:


	Hinweis:


	• Bei der Entgeltweisung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer�den.


	• Bei der Entgeltweisung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer�den.


	• Bei der Entgeltweisung „2“ können von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom Überweisungsbetrag

gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.



	Höhe der Entgelte


	Zielland/Währung 
	SEPA-Drittstaaten43 Übrige Länder Übrige Länder Übrige Länder USA/USD 
	Übrige Länder 
	Übrige Länder 
	Überweisungs�betrag


	bis zu 
	EUR unbegrenzt 
	unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt unbegrenzt 
	Konventionelle Abwicklung 
	0 
	EUR 
	0,15% mind. 10,00

EUR max. 350,00 EUR

0,15% mind. 10,00

EUR max. 350,00 EUR

0,025% Courtage

mind. 1,50 EUR


	1,50 EUR Spesen

pauschal pro Auftrag


	1 
	EUR 
	0,15% mind. 10,00

EUR max. 350,00 EUR

0,15% mind. 10,00

EUR max. 350,00 EUR

0,025% Courtage

mind. 1,50 EUR


	1,50 EUR Spesen

pauschal pro Auftrag


	--- zzgl. Fremdgebühren

mind. 25,00 EUR


	--- zzgl. Fremdgebühren

mind. 17,50 EUR


	Preis auf Nachfrage


	als Echtzeitüberweisung in

Euro


	0


	EUR


	0,15% mind. 10,00 EUR

max. 350,00 EUR

0,15% mind. 10,00 EUR

max. 350,00 EUR

0,025% Courtage mind.

1,50 EUR


	1,50 EUR Spesen pauschal

pro Auftrag


	---


	---


	4.5.2.1.3 
	Sonstige Entgelte


	Bearbeitung eines Überweisungswiderrufs nach Zugang des Überweisungsauftrags 
	Berechtigte Ablehnung der Ausführung eines autorisierten

Überweisungsauftrags durch die Bank 
	Bemühung der Bank um Wiederbeschaffung von Überweisungen mit fehlerhafter

Angabe der Kundenkennung des Zahlungsempfängers durch den Kunden 
	Dauerauftrag:


	Einrichtung auf Wunsch des Kunden Änderung auf Wunsch des Kunden 
	10,00 EUR


	2,00 EUR


	10,00 EUR


	0,00 EUR


	0,00 EUR


	4.5.2.2 
	Überweisungsgutschriften

Entgeltpflichtiger


	Wer für die Ausführung der Überweisung die anfallenden Entgelte zu tragen hat, bestimmt sich danach, welche

Entgeltregelung zwischen dem Zahler und dessen Zahlungsdienstleister getroffen wurde. Folgende Vereinba�rungen sind möglich:


	• 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte


	• 0: Zahler und Zahlungsempfänger tragen jeweils die von ihrem Zahlungsdienstleister erhobenen Entgelte


	• 1: Zahler trägt alle Entgelte


	• 2: Zahlungsempfänger trägt alle Entgelte



	43

SEPA-Drittstaaten: Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum „Single Euro Payments Area“) gehörende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des

Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien,

Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten)

Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nord�
	43

SEPA-Drittstaaten: Zu SEPA (Einheitlicher Euro-Zahlungsverkehrsraum „Single Euro Payments Area“) gehörende Staaten und Gebiete sind derzeit die Staaten des

Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) mit den Mitgliedstaaten der Europäischen Union Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich,

Griechenland, Irland, Italien, Kroatien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien,

Spanien, Tschechien, Ungarn sowie Zypern und die weiteren Staaten Island, Liechtenstein und Norwegen und die sonstigen Staaten und Gebiete (SEPA-Drittstaaten)

Albanien, Andorra, Moldawien, Monaco, Montenegro, Nordmazedonien, San Marino, Schweiz, Vatikanstadt, Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nord�

	irland sowie Saint-Pierre und Miquelon, Jersey, Guernsey sowie Isle of Man.
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	Hinweis:


	Hinweis:


	• Bei der Entgeltweisung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer�den.


	• Bei der Entgeltweisung „0“ können durch zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister und den Zahlungs�dienstleister des Zahlungsempfängers vom Überweisungsbetrag gegebenenfalls Entgelte abgezogen wer�den.


	• Bei der Entgeltweisung „2“ können von jedem der beteiligten Zahlungsdienstleister vom Überweisungsbetrag

gegebenenfalls Entgelte abgezogen werden.



	Höhe der Entgelte


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte werden


	– nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt und fehlerfrei

durchgeführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht

bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn die Gutschrift einer Überweisung vereinbarungsgemäß erfolgt und fehlerfrei

durchgeführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht

bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit die Gutschrift von Überweisungen bereits mit dem Entgelt für die Konto�führung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).



	Bei einer Entgeltweisung „0“ oder „2“ werden von der Bank folgende Entgelte berechnet:


	Absenderland/Währung 
	USA/USD 
	Übrige Länder 
	Übrige Länder 
	bis zu 
	Überweisungs�betrag


	EUR 
	unbegrenzt 
	unbegrenzt 
	Konventionelle


	Abwicklung


	EUR 
	0,15% mind. 10,00 EUR; 0,025%

Courtage mind. 1,50 EUR; 1,50

EUR Spesen zzgl.

Fremdgebühren mind. 25,00

EUR


	0,15% mind. 10,00 EUR; 0,025%

Courtage mind. 1,50 EUR; 1,50

EUR Spesen zzgl.

Fremdgebühren mind. 17,50

EUR


	Preis auf Nachfrage


	Abwicklung im


	TIPANET


	EUR


	---


	---


	4.6 4.6.1 
	Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften

Fremdwährungsgeschäfte ohne kartengebundene Zahlungsvorgänge


	Außerhalb von Festpreisgeschäften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen oder umgekehrt wie

folgt verfahren (soweit nichts anderes vereinbart ist):


	(1) Abrechnungskurs


	Die Bank rechnet bei Kundengeschäften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausgänge) in fremder Währung (Devisen)

den An- und Verkauf von Devisen zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Ab�rechnung von Fremdwährungsgeschäften, die die Bank im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis

um 12:00 Uhr nicht mehr durchführen kann, rechnet die Bank zu dem am nächsten Handelstag festgesetzten

Kurs ab.


	(2) Ermittlung der Abrechnungskurse für Devisengeschäfte


	Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossen�schaftsbank, Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum)

unter Berücksichtigung der im internationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung notierten (quotierten)

Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf den ermittelten Devisenkursen.


	(3) Veröffentlichung der Devisenkurse


	Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter 
	Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter 
	www.genofx.dzbank.de 
	ab 14:00 Uhr ver
	-


	öffentlicht und stellen die Referenzwechselkurse der jeweiligen Währung dar.



	(4) Kursänderungen


	Eine Änderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Be�nachrichtigung des Kunden wirksam.
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	4.6.2 4.6.2.1 
	4.6.2 4.6.2.1 
	4.6.2.2 
	4.7 
	Fremdwährungsgeschäfte im Zusammenhang mit kartengebundenen Zahlungsvorgängen


	Zahlungsvorgänge innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums (EWR) in einer EWR-Währung


	Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in einer von Euro abweichenden EWR�
	Währung
	44 
	rechnet die Bank den Fremdwährungsumsatz zum letzten verfügbaren Euro-Referenzwechselkurs


	der Europäischen Zentralbank (Referenzwechselkurs) in Euro um.


	Dieser Wechselkurs ist abrufbar auf www.ecb.europa.eu unter „Statistics“ und „Euro foreign exchange reference


	Link
	rates“. Änderungen des Wechselkurses werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam.


	Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag und der Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt.


	Zahlungsvorgänge innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR (Drittstaatenwährung)


	und Zahlungsvorgänge außerhalb des EWR (Drittstaaten)


	Bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen innerhalb des EWR in Währungen eines Staates außerhalb des EWR


	(Drittstaatenwährung) und bei kartengebundenen Zahlungsvorgängen außerhalb des EWR (Drittstaaten) in


	fremder Währung rechnet grundsätzlich die jeweilige internationale Kartenorganisation den Betrag zu dem von


	ihr für die jeweilige Abrechnung festgesetzten Wechselkurs in Euro um und belastet der Bank einen Euro�
	Betrag. Der Karteninhaber hat der Bank diesen Betrag zu ersetzen. Der Fremdwährungsumsatz, der Euro-Betrag


	und der sich daraus ergebende Wechselkurs werden dem Karteninhaber mitgeteilt. Dieser Kurs stellt zugleich


	den Referenzwechselkurs dar. Änderungen der von den Kartenorganisationen festgesetzten Wechselkurse


	werden unmittelbar und ohne vorherige Benachrichtigung wirksam. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Abrechnung


	des Fremdwährungsumsatzes ist der von der Einreichung des Umsatzes durch die Kartenakzeptanzstelle bei der


	Bank abhängige nächstmögliche Abrechnungstag der jeweiligen internationalen Kartenorganisation.


	Außergerichtliches Streitschlichtungsverfahren und sonstige Beschwerdemöglichkeit


	Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die


	Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung


	eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die


	genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle). Näheres regelt die


	Link
	„Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen


	genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in


	Textform (z.B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken


	undRaiffeisenbanken– BVR, Schellingstraße4,10785 Berlin,E-Mail:kundenbeschwerdestelle@bvr.de zu richten.


	Link
	Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts


	(§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen


	Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes)


	besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ein�
	zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die


	Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.


	Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird


	Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.


	Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter


	https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/


	Link
	BeiBaFinbeschweren_node.html


	Link
	Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.


	Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.


	44


	Bulgarischer Lew, Dänische Krone, Isländische Krone, Norwegische Krone, Polnischer Zloty, Rumänischer Leu, Schwedische Krone, Schweizer Franken (als


	gesetzliches Zahlungsmittel in Liechtenstein), Tschechische Krone, Ungarischer Forint.
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	4.8 
	4.8 
	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Zahlscheingeschäft


	Übermittlung von Geldbeträgen per Zahlschein

mit IBAN in Euro innerhalb der Bank 
	mit IBAN in Euro an einen anderen Zahlungsdienstleister innerhalb Deutschlands

und in andere Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums 
	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3


	siehe Gliederungspunkt 3



	mit Kontonummer/Bankleitzahl oder IBAN/BIC, die auf eine andere Währung eines


	EWR-Mitgliedstaates lautet 
	Abgabe von Münzrollen - Eigene Kunden (ist im Vorfeld darauf hinzuweisen) Abgabe von Münzrollen - Fremde Kunden (ist im Vorfeld darauf hinzuweisen) 
	Vordrucke von Zahlungsverkehrsbelegen

ab 100 Stück (Mindestbestellmenge 100 Stk.)

VR-NetworldCard pro Jahr 
	BankingManager (Zahlungsverkehrssoftware) pro Monat Wero-Rückbuchungsprozess: Akzeptanz des Gegenbeweises 
	Wero-Rückbuchungsprozess: Rücktritt vom Schlichtungsverfahren Wero-Rückbuchungsprozess: Rücktritt von der Streitbeilegung Wero-Rückbuchungsprozess: Ablehnung der Streitbeilegung aufgrund

Regelverstoßes


	innerhalb Reklamationsprozess


	Wero-Rückbuchungsprozess: VBRB verliert den Streitfall durch Bewertung des

Wero-Streitbeilegungsgremiums


	siehe Gliederungspunkt 3


	0,25 EUR je Rolle

0,50 EUR je Rolle

0,25 EUR pro Stück


	7,50 EUR

2,95 EUR (inkl. MwSt.)


	10,00 EUR

25,00 EUR

325,00 EUR

475,00 EUR


	525,00 EUR


	5 
	Scheckverkehr für Privatkunden und Geschäftskunden


	Hinweise:


	Die nachfolgend aufgeführten Entgelte für die Einlösung oder den Einzug von Schecks werden


	– nur dann berechnet, wenn die Einlösung oder der Einzug des Schecks im Auftrag des Kunden fehlerfrei durch�geführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nur dann berechnet, wenn die Einlösung oder der Einzug des Schecks im Auftrag des Kunden fehlerfrei durch�geführt wurde; Storno- und Berichtigungsbuchungen wegen fehlerhafter Buchungen werden nicht bepreist.


	– nicht berechnet, wenn und soweit die Einlösung oder der Einzug des Schecks bereits mit dem Entgelt für die

Kontoführung abgegolten oder bei einzelnen Kontomodellen abweichend geregelt ist (siehe 3 Konto).



	5.1 
	Allgemein


	Scheckvordrucke (pro Stück) 
	siehe weitere Dienstleisungsentgelte EUR


	Zusendung von Scheckvordrucken auf Wunsch des Kunden (zzgl. Porto) Vormerkung einer Schecksperre auf Wunsch des Kunden Verlängerung einer Schecksperre auf Wunsch des Kunden Bereitstellung eines bestätigten Bundesbankschecks 
	Einlösung eines vom Kunden ausgestellten Schecks 
	Einzug eines vom Kunden eingereichten inländischen Schecks Einholung einer fehlenden Scheckunterschrift des Ausstellers 
	kein Angebot EUR

5,00 EUR

5,00 EUR


	- werden nicht ausgestellt - EUR

- Buchungsposten - EUR

- Buchungsposten - EUR

5,00 EUR
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	5.2 5.2.1 
	5.2 5.2.1 
	5.2.2 
	Zahlungen in das Ausland (Scheckvorlage)


	per Verrechnungsscheck


	in Euro: 
	in Fremdwährung: 
	zzgl. Courtage: 
	per Bankscheck


	in Euro: 
	in Fremdwährung: 
	zzgl. Courtage: 
	1,5 ‰, 
	1,5 ‰, 
	0,25 ‰, 
	1,5 ‰, 
	1,5 ‰, 
	0,25 ‰, 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	20,00 EUR

500,00 EUR


	20,00 EUR

500,00 EUR


	2,50 EUR

--- EUR


	20,00 EUR

500,00 EUR


	20,00 EUR

500,00 EUR


	2,50 EUR

--- EUR


	5.3 
	Zahlungen aus dem Ausland (Scheckgutschrift, Eingang vorbehalten)


	in Euro: 
	in Fremdwährung: 
	zzgl. Courtage: 
	1,5 ‰, 
	1,5 ‰, 
	0,25 ‰, 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	mindestens maximal 
	20,00 EUR

500,00 EUR


	20,00 EUR

500,00 EUR


	2,50 EUR

--- EUR


	5.4 5.4.1 
	5.4.2 
	Wertstellungen im Scheckverkehr

bei Gutschriften


	Scheckeinreichung eigenes Kreditinstitut Scheckeinreichung fremdes Kreditinstitut45 
	Scheckeinreichung eigenes Kreditinstitut Scheckeinreichung fremdes Kreditinstitut45 

	aus Scheckrückgabe wegen fehlender Deckung auf dem Konto

des Scheckausstellers bzw. Zahlungspflichtigen 
	bei Belastungen


	Scheck 
	Scheckrückgabe zulasten des Zahlungsempfängers 
	am Tag der Buchung


	2 Bankarbeitstage


	am Tag der Belastung


	am Tag der Belastungs�buchung für die Bank


	am Tag der Wertstellung

der ursprünglichen

Gutschrift


	5.5 
	Reiseschecks


	• auf Euro lautende Reiseschecks


	• auf Euro lautende Reiseschecks



	45

Kann nach Sitz der bezogenen Bank unterschiedlich sein.


	45

Kann nach Sitz der bezogenen Bank unterschiedlich sein.
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	Verkauf von Euro-Reiseschecks Barauszahlung von Euro-Reiseschecks Rücknahme von Euro-Reiseschecks 
	Verkauf von Euro-Reiseschecks Barauszahlung von Euro-Reiseschecks Rücknahme von Euro-Reiseschecks 
	• auf Fremdwährung lautende Reiseschecks

Verkauf von Fremdwährungs-Reiseschecks 
	kein Angebot %, 
	kein Angebot %, 
	kein Angebot %, 
	kein Angebot %, 
	Barauszahlung von Fremdwährungs-Reiseschecks kein Angebot %, 
	mindestens --- EUR


	mindestens --- EUR


	mindestens --- EUR


	mindestens --- EUR


	mindestens --- EUR


	mindestens --- EUR


	5.6 
	Rücknahme von Fremdwährungs-Reiseschecks 
	Umrechnungskurs bei Fremdwährungsgeschäften


	kein Angebot %, 
	5.7 
	Außerhalb von Festpreisgeschäften wird bei Umrechnungen von Euro in Fremdwährungen oder umgekehrt wie

folgt verfahren (soweit nichts anderes vereinbart ist):


	(1) Abrechnungskurs


	Die Bank rechnet bei Kundengeschäften (z. B. Zahlungsein- bzw. -ausgänge) in fremder Währung (Devisen)

den An- und Verkauf von Devisen zu dem nach Ziff. 2 festgesetzten An- bzw. Verkaufskurs ab. Die Abrech�nung von Fremdwährungsgeschäften, die die Bank im Rahmen des ordnungsgemäßen Arbeitsablaufs bis um

12:00 Uhr nicht mehr durchführen kann, rechnet die Bank zu dem am nächsten Handelstag festgesetzten

Kurs ab.


	(2) Ermittlung der Abrechnungskurse für Devisengeschäfte


	Die Ermittlung der jeweiligen Devisenkurse findet durch die DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossen�schaftsbank, Frankfurt am Main einmal an jedem Handelstag beginnend ab 13:00 Uhr (Abrechnungszeitraum)

unter Berücksichtigung der im internationalen Devisenmarkt für die jeweilige Währung notierten (quotierten)

Kurse statt. Die An- und Verkaufskurse basieren auf den ermittelten Devisenkursen.


	(3) Veröffentlichung der Devisenkurse


	Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter 
	Die Devisenkurse werden an jedem Handelstag im Internet unter 
	www.genofx.dzbank.de 
	ab 14:00 Uhr ver
	-


	öffentlicht und stellen die Referenzwechselkurse der jeweiligen Währung dar.



	(4) Kursänderungen


	Eine Änderung des in Ziff. 3 genannten Referenzwechselkurses wird unmittelbar und ohne vorherige Be�nachrichtigung des Kunden wirksam.


	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	6 6.1 6.1.1 
	Zahlungen aus dem Ausland (Scheckgutschrift, nach Eingang) 
	Bank-an-Bank-Zahlungen - Scheckinkasso (Inkasso wird direkt aus dem

Ausland zugesandt)


	Bank-an-Bank-Zahlungen - Dokumenteninkasso (Inkasso wird direkt aus dem

Ausland zugesandt)


	Bereitstellung eines bestätigten Bankschecks (DZ Bank Scheck) 
	Anforderung eines BSE-Schecks oder Scheckkopie von der Schecklagerstelle 
	Scheckvordrucke ab 40 Stk. (Mindestbestellmenge 40 Stk.) 
	Kredite


	Sonderleistungen im Kreditgeschäft


	bei der Kreditbearbeitung


	Ersatzzinsbescheinigung/Ersatzjahreskontoauszug auf Wunsch des Kunden46 
	zusätzlicher Zins-/Tilgungsplan47 
	0,3% mind. 50,00 EUR zzgl.

Fremdkosten


	30,00 EUR

0,3% mind. 50,00 EUR

25,00 EUR


	30,00 EUR je Stück


	0,25 EUR je Stück


	10,00 EUR

pro Konto 10,00 EUR


	46


	Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.

47


	Wird nicht berechnet bei befristeten Verbraucherdarlehen.
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	6.1.2 
	6.1.2 
	außerplanmäßige Kreditlinien-/Saldobestätigung auf Wunsch des Kunden48 
	10,00 EUR


	Ratenänderung auf Wunsch des Kunden 
	pro Konto 50,00 EUR


	Finanzierungsbestätigung gegenüber Dritten 
	- Nach Zeitaufwand - EUR


	bei der Sicherheitenbearbeitung


	Einsichtnahme in das Grundbuch oder Einholung eines Grundbuchauszugs

im Auftrag des Kunden (zzgl. anfallender Grundbuchgebühren) 
	Einsichtnahme in ein Register (z. B. Handelsregister, Vereinsregister,

Güterstandsregister) oder Einholung eines Registerauszugs im Auftrag des

Kunden (zzgl. anfallender Registergebühren) 
	Austausch von Sicherheiten im Auftrag des Kunden (wird im Einzelfall nach

Aufwand berechnet, zzgl. Auslagen) 
	20,00 EUR


	20,00 EUR


	siehe Punkt 6.3 EUR/

Stunde


	Rangänderung bei einem Grundpfandrecht im Auftrag des Kunden (zzgl. Auslagen) 
	100,00 EUR


	sonstige Erklärungen im Zusammenhang mit Grundpfandrechten, ohne

dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der Bank dazu besteht 
	100,00 EUR


	6.2 
	6.3 
	Avale


	Provision 
	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Austausch von Sicherheiten im Auftrag des Kunden - pro Sicherheit Schuldübernahme im Auftrag des Kunden je Darlehen Schuldhaftentlassung im Auftrag des Kunden je Darlehen Ausfertigungsgebühr für die Bürgschaftsurkunde

–Bürgschaftsausfertigungsentgelt


	3,00 % p.a. vom Sollsaldo EUR


	250,00 EUR

350,00 EUR

250,00 EUR

20,00 EUR


	7 
	7.1 
	Auskünfte


	Auskünfte (im Auftrag des Kunden eingeholt, ohne dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der

Bank hierzu besteht oder die Bank die Auskunft im eigenen Interesse einholt)


	Bankauskunft im Inland einholen Bankauskunft im Ausland einholen 
	sonstige eingeholte Auskünfte (zzgl. Auslagen) 
	25,00 EUR

50,00 EUR

25,00 EUR


	7.2 
	8 
	Auskünfte (im Auftrag des Kunden erteilt, ohne dass eine gesetzliche oder vertragliche Verpflichtung der Bank


	hierzu besteht oder die Bank die Auskunft im eigenen Interesse erteilt)


	Auskunft erteilt 
	Schrankfächer/Verwahrstücke


	Schließfachmaße


	Höhe x Breite x Tiefe in cm


	Mietpreis pro Monat

(inkl. USt)


	25,00 EUR


	48


	Die Saldenbestätigung ist unentgeltlich, wenn sie im Rahmen einer Ablöseauskunft für Immobiliar-Verbraucherdarlehen (§ 493 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 BGB) oder für


	Allgemein-Verbraucherdarlehen erteilt wird.
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	Einlagerung von Verwahrstücken


	Einlagerung von Verwahrstücken


	Höhe x Breite x Tiefe in cm des Verwahrstücks


	Mietpreis für Sparbuchschließfächer (inkl. USt) für 
	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen

Schrankfachpreis bis 99 mm Höhe 
	Schrankfachpreis ab 100 mm Höhe bis 199 mm Höhe 
	Schrankfachpreis ab 200 mm Höhe bis 299 mm Höhe 
	Schrankfachpreis ab 300 mm Höhe bis 399 mm Höhe 
	Schrankfachpreis Sondergröße 300 mm x 600 mm 
	Schrankfachpreis Sondergröße 390/400 mm x 600 mm 
	Schrankfachpreis Sondergröße 500 mm x 600 mm 
	Schlüsselverlust durch Kunden 
	Wertpapiergeschäft


	Vergütung pro Monat

(inkl. USt)


	kein Angebot

bis _______ EUR


	p.a. 75,00 EUR

p.a. 90,00 EUR

p.a. 130,00 EUR

p.a. 200,00 EUR

p.a. 250,00 EUR

p.a. 300,00 EUR

p.a. 350,00 EUR

100,00 EUR zzgl.

Fremdkosten


	9 
	9.1 
	9.1.1 
	Wertpapierart


	Ausführung und Abwicklung von Kundenaufträgen zum Kauf oder Verkauf von Wertpapieren

(Kommissionsgeschäft)


	Kauf und Verkauf (Provision)


	Aktien 
	Optionsscheine 
	Verzinsliche Wertpapiere Wandelanleihen/Optionsanleihen Zero Bonds Genussscheine/Genussrechte Investmentanteile über Börse Bezugsrechte/Teilrechte 
	Entgelt pro Sparplanausführung 
	Ausführung im Inland 
	Provision:


	% vom

Kurswert/Minimum


	0,85% mind. 20,00

EUR


	0,85% mind. 20,00

EUR


	0,50% mind. 20,00

EUR


	0,50% mind. 20,00

EUR


	0,50% mind. 20,00

EUR


	0,50% mind. 20,00

EUR


	0,85% mind. 20,00

EUR


	0,85% mind. 5,00

EUR


	Online-Brokerage

Provision:


	% vom

Kurswert/Minimum


	0,65% mind. 9,90

EUR


	0,65% mind. 9,90

EUR


	0,40% mind. 9,90

EUR


	0,40% mind. 9,90

EUR


	0,40% mind. 9,90

EUR


	0,40% mind. 9,90

EUR


	0,65% mind. 9,90

EUR


	0,65% mind. 5,00

EUR


	Ausführung im Ausland


	Provision:


	% vom

Kurswert/Minimum


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 50,00

EUR


	1,00% mind. 15,00

EUR


	Online-Brokerage

Provision:


	% vom

Kurswert/Minimum


	1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 50,00


	EUR

1,00% mind. 15,00


	EUR

1,5000 % der Sparrate


	Zusätzlich wird die Bank die ihr bei der Auftragsausführung und -abwicklung von Dritten berechneten Auslagen und fremden

Kosten in Rechnung stellen. Auf Anfrage ist die Bank bereit, soweit möglich, die Aufgliederung der fremden Kosten mitzuteilen.

Sofern bei einem Wertpapiergeschäft ein Teil des Preises in einer Fremdwährung zu bezahlen ist, wird der Wechselkurs durch ein

Verfahren ermittelt, bei dem die Marktgerechtigkeit des Wechselkurses sichergestellt ist. Auf Anfrage ist die Bank bereit,

Einzelheiten zum Wechselkurs zu erläutern.



	Kommt es infolge enger Marktverhältnisse zu Teilausführungen an unterschiedlichen Tagen, so wird jede Teil�
	Kommt es infolge enger Marktverhältnisse zu Teilausführungen an unterschiedlichen Tagen, so wird jede Teil�
	9.1.2 
	ausführung wie ein gesonderter Auftrag abgerechnet.

Limitvormerkung,49 -änderung und -streichung 
	Erwerb und Rückgabe von Investmentanteilen (außerbörslich)


	4,00 EUR pro Auftrag


	Provision:

% vom Ausgabepreis (ggf. inkl.

Ausgabeaufschlag) bzw.

Rücknahmepreis (ggf. inkl.


	Rücknahmeentgelt)/Minimum

Erwerb von Investmentanteilen ohne Ausgabeaufschlag


	Investmentanteile des Verbundes Sonstige Gesellschaften 
	Erwerb von Investmentanteilen mit Ausgabeaufschlag


	Investmentanteile des Verbundes Sonstige Gesellschaften 
	Rückgabe von Investmentanteilen


	Investmentanteile des Verbundes Sonstige Gesellschaften 
	Online-Brokerage

Provision:

% vom Ausgabepreis (ggf. inkl.

Ausgabeaufschlag) bzw.

Rücknahmepreis (ggf. inkl.

Rücknahmeentgelt)/Minimum


	0,00 
	0,00 
	0,00 
	0,00 
	0,00 
	0,00 
	0,00


	0,00


	0,00


	0,00


	0,00


	0,00


	9.2 9.2.1 
	Dienstleistungen im Rahmen der Verwahrung


	Entgelt für die Verwahrung von Wertpapieren (inkl. USt)


	Die Berechnung erfolgt jährlich für das abgelaufene Jahr auf den Depotbestand per 31.12. des abgelaufenen

Jahres.50


	Aktien 
	Optionsscheine Verzinsliche Wertpapiere 
	Inhaberschuldverschreibungen

Verbund 
	fremd 
	Wandelanleihen Optionsanleihen Zero Bonds Genussscheine 
	Berechnungsmodus Kurswert Kurswert 
	Kurswert mind. Nominalwert 
	kostenfrei 
	Kurswert mind. Nominalwert Kurswert mind. Nominalwert Kurswert mind. Nominalwert Kurswert mind. Nominalwert Kurswert mind. Nominalwert 
	Girosammel�verwahrung


	0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR


	--- 0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.


	10,00 EUR


	Streifband�verwahrung


	0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR


	--- 0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.


	10,00 EUR


	Wertpapier�rechnung


	0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR


	---

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.


	10,00 EUR


	49


	Wird nur dann berechnet, wenn der Auftrag nicht ausgeführt wird.


	50


	Bei unterjähriger Depotauflösung entsprechende Berechnung pro rata temporis.
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	Investmentanteile 
	Investmentanteile 
	Bezugsrechte/Teilrechte Bestände ohne Kurswert 
	– Mindestpreis pro Depot (inkl. USt) 
	– Mindestpreis pro Depot (inkl. USt) 
	– Mindestpreis pro Bestandsposten (inkl. USt) 
	– Depot ohne Bestand (inkl. USt) 

	Berechnungsmodus Kurswert 
	Kurswert 
	pauschal pro Wertpapier 
	Girosammel�verwahrung


	0,15% mind.

10,00 EUR

0,15% mind.

10,00 EUR

15,00 EUR 
	Streifband�verwahrung


	0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

15,00 EUR 
	Wertpapier�rechnung


	0,25% mind.

10,00 EUR

0,25% mind.

10,00 EUR

15,00 EUR


	10,00 EUR


	10,00 EUR


	10,00 EUR


	9.2.2 9.2.3 
	Bezug von


	Entfällt

Kapitalveränderungen


	jungen Aktien 
	Options-, Wandelanleihen Genussscheinen 
	Inland 
	EUR 
	Ausland


	EUR


	0,85% mind. 20,00 0,50% mind. 20,00 0,50% mind. 20,00 
	1,00% mind. 20,00

1,00% mind. 20,00

1,00% mind. 20,00


	9.2.4 9.2.5 9.2.6 
	Entfällt

Entfällt


	Bearbeitung von Kundenaufträgen im Zusammenhang mit Kapitalertrag- und Körperschaftsteuern sowie

ausländischen Quellensteuern (inkl. USt)


	Erstattung ausländischer Quellensteuer gemäß Doppelbesteuerungsabkommen fremde Kosten + 50,00 EUR


	9.2.7 
	9.2.8 
	Auf Kundenwunsch Erstellen von:


	Depotaufstellung (inkl. USt) Zweitschriften (inkl. USt)51 
	Weitere Dienstleistungen


	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Ausbuchung wertloser Depotbestände im Auftrag des Kunden aus dem

Wertpapierdepot


	30,00 EUR

0,00 EUR


	20,00 EUR


	9.3 9.3.1 
	Dienstleistungen außerhalb der Depotverwahrung (Schaltergeschäfte)


	Hereinnahme von fälligen Wertpapieren und Kupons zum Inkasso (sofern einlösende Stelle nicht Zahlstelle ist)

(inkl. USt)


	9.3.2 
	Entfällt


	51

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.


	51

Soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht.
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	9.3.4 10 
	9.3.4 10 
	Entfällt

Sonstiges


	Saldenbestätigung im Auftrag des Kunden außerhalb des vereinbarten Abrechnungsturnus


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten52 

	Telefonat (im Auftrag des Kunden ausgeführt, inkl. USt) Telefax (im Auftrag des Kunden ausgeführt, inkl. USt) Fotokopie (im Auftrag des Kunden ausgeführt, inkl. USt) 
	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR



	Nachforschung (im Auftrag des Kunden ausgeführt),


	wenn die Nachforschung durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht wurde


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Vertrag zugunsten Dritter


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Aufgebotsverfahren (zzgl. Auslagen)


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Erträgnisaufstellung


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Kontosperre im Auftrag des Kunden


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR


	- Nach Zeitaufwand - EUR



	kein Angebot EUR

kein Angebot EUR


	kein Angebot EUR

kein Angebot EUR


	30,00 EUR

30,00 EUR


	kein Angebot EUR

kein Angebot EUR


	Adressennachforschung (soweit durch vom Kunden zu vertretende Umstände verursacht)53

– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 
	– ansonsten 

	Mahnung54


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Stundensatz für nach Zeitaufwand abzurechnende Sonderleistungen

(im Auftrag des Kunden ausgeführt, ohne dass eine gesetzliche

Verpflichtung der Bank dazu besteht)


	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 

	Entgelt für umfangreichere Beratungen nach Absprache mit dem Kunden

– inkl. USt im Wertpapiergeschäft (Verwahr-/Verwaltungsgeschäft) 
	– ansonsten 
	– ansonsten 

	35,70 EUR

35,70 EUR


	--- EUR

--- EUR


	119,00 EUR

100,00 EUR


	--- EUR

--- EUR


	52


	Die Saldenbestätigung ist unentgeltlich, wenn sie im Rahmen einer Ablöseauskunft für Immobiliar-Verbraucherdarlehen (§ 493 Abs. 5 S. 2 Nr. 2 BGB) oder für


	Allgemein-Verbraucherdarlehen erteilt wird.


	53

Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden verursacht wurde.


	53

Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden verursacht wurde.



	54


	Kostenlos, wenn bei einem Verbraucherkreditvertrag dem Kreditnehmer während seines Vertrages der gesetzliche Verzugszinssatz berechnet wird oder der Kunde


	erst durch die Mahnung in Verzug gerät.


	Dem Kunden bleibt der Gegenbeweis vorbehalten, dass in seinem Fall kein oder nur ein geringerer Schaden durch die Mahnung verursacht wurde.
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	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Weitere entgeltpflichtige Dienstleistungen


	Abzurechnende Sonderleistungen sind z.B. Recherchen/Nachforschungen,

Erstellung Bestätigungen, Erstellung Ersatzkontoauszüge,

Unterstützungsleistungen für Electronic Banking.


	Soweit bei Bankleistungen gegenüber unternehmerischen Kunden die Option

ausgeübt wird, handelt es sich bei den ausgewiesenen Entgelten um

Nettoentgelte. Die gesetzliche Umsatzsteuer wird darauf noch berechnet.


	Umfirmierungen/Kontoumschreibungen, ohne dass eine gesetzliche oder

vertragliche Verpflichtung der Bank besteht


	Nutzung Service-Rechenzentrum (Datenübermittlung an Steuerberater, DATEV

usw.) pauschal pro Monat und Konto


	Zweitschrift Steuerbescheinigung, Beauftragung durch Kunden EBICS-Kunden-ID Einrichtung (einmalig) 
	EBICS Änderungen pro Teilnehmer-ID EBICS monatlich pro Kunden-ID 
	- Nach Zeitaufwand - EUR


	---


	35,00 EUR


	5,00 EUR


	15,00 EUR


	50,00 EUR


	10,00 EUR


	5,80 EUR


	11 
	Außergerichtliches Streitschlichtungsverfahren und sonstige Beschwerdemöglichkeit


	Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die


	Die Bank nimmt am Streitbeilegungsverfahren der deutschen genossenschaftlichen Bankengruppe teil. Für die


	Beilegung von Streitigkeiten mit der Bank besteht daher für Privatkunden, Firmenkunden sowie bei Ablehnung


	eines Antrags auf Abschluss eines Basiskontovertrags für Nichtkunden die Möglichkeit, den Ombudsmann für die


	genossenschaftliche Bankengruppe anzurufen (
	https://www.bvr.de/Service/Kundenbeschwerdestelle
	). Näheres regelt die


	„Verfahrensordnung für die außergerichtliche Schlichtung von Kundenbeschwerden im Bereich der deutschen


	genossenschaftlichen Bankengruppe“, die auf Wunsch zur Verfügung gestellt wird. Die Beschwerde ist in


	Textform (z.B. mittels Brief oder E-Mail) an die Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der Deutschen Volksbanken


	undRaiffeisenbanken– BVR, Schellingstraße4,10785 Berlin,E-Mail:
	kundenbeschwerdestelle@bvr.de 
	zu richten.


	Betrifft der Beschwerdegegenstand eine Streitigkeit aus dem Anwendungsbereich des Zahlungsdiensterechts


	(§§ 675c bis 676c des Bürgerlichen Gesetzbuchs, Art. 248 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen


	Gesetzbuch, § 48 des Zahlungskontengesetzes und Vorschriften des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes)


	besteht zudem die Möglichkeit, eine Beschwerde bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ein
	�
	zulegen. Die Verfahrensordnung ist bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht erhältlich. Die


	Adresse lautet: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn.


	Zudem besteht auch die Möglichkeit, eine Beschwerde unmittelbar bei der Bank einzulegen. Die Bank wird


	Beschwerden in Textform (z. B. mittels Brief, Telefax oder E-Mail) beantworten.



	Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter


	Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht stellt unter


	https://www.bafin.de/DE/Verbraucher/BeschwerdenStreitschlichtung/BeiBaFinbeschweren/


	BeiBaFinbeschweren_node.html



	Wissenswertes zu Beschwerden über beaufsichtigte Unternehmen bereit.

Zudem besteht die Möglichkeit, eine zivilrechtliche Klage einzureichen.
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